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Kulturausschuß 
Kulturamt 

Zu Punkt JL2der Tagesordnung 

Kiel, den 28. August 1981 
- Theaterverwaltung _ 

Drucksache 360 

Betreff: Entgeltsordnung für die Durchführung der Konzerte der Bühnen 
der Landeshauptstadt Kiel 

Beric~rstatter: Stadtrat SChöning 

Antrag: 

Der Entgeltsordnung für die Durchführung der Konzerte de r 
Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wird zugestimmt. 

- End9Ultiger Beschlu ß durch die Ratsversammlung _ 

BegründLing: 

Nach Übernahme der durchzuführenden Konzerte durch die Landeshaupts tad t 
Kiel ist der Kartenverkauf für diese Veranstaltungen durch die Bühnen 
de~ Landeshauptstadt Kiel übernommen worden. Die Preise für die Konzert ­
salSon 1981/82 wurden vom Verein der Musikfreunde übernommen. 

R~cht~amt, Rechnungsprüfungsamt und Kämmereiamt haben im Rahmen der 
Mltzelchnung den Entwurf zur Stellungnahme erhalten. Die Stellungn a hme n 
sind beigefügt. Nicht berücksichtigt wurde die Änderun9 aufgrund 
der Stellungnahme des Rechnungsprüfungsamtes Nr. 2.3. 

Der KUlturausschu ß hat der Entgelt s ordnung einstimmig z ug e stimm t . 

Schöning 
Stadtrat 

Diese Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit 
bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt. 

Stadtrat S c h ö n i n g trägt dazu vor, daß in § 6 der Entgeltsordnung eingefUgt 
werden muß: "Diese Entgeltsordnung tritt am 1. Oktober 1981 in Kraft. 11 

~:~<:':I~.!3.: N ach A n t rag - einstimmig -mit dem Zusatz, daß die Entgelts­
ordnung am 1. Oktober 1981 in Kraft tritt. 



Entgeltsordriung 
der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel für die Durchführung 

der Konzerte der Landeshauptstadt Kiel 
vom 1981 

Aufgrund der §§ 27 Abs. 1 Satz 1 und 28 Abs. 2 Nr. 10 der 

Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung vom 

11. November 1977 (GVOBl. Schl-Holst. s. 410), geändert durch 

Gesetz vom 15. Februar 1978 (GVOBl. Schl.Holst.S. 28) wird 

nach Beschlußfassung durch die Ratsversammlung vom 

folgende Entgeltsordnung erlassen: 

§ 1 

Die Eintrittspreise für die Konzerte werden nach der anliegenden 

Preisliste festgesetzt. 
§ 2 

Die erzielten Einnahmen aus dem Verkauf von Eintrittspreisen der 

Konzerte, Programmhefte und Werbung fließen ausschließlich den 

Bühnen der Landeshauptstadt Kiel zu. 
Der VdM liefert die der Stadt Kiel gehörenden Einnahmen bis zum 

20. Werktag nach einem durchgeführten Konzert ab. 
§ 3 

Der Preis für die Programmhefte der Konzerte beträgt 1,-- DM. Bei 
erhöhten Herstellungskosten wird die Theaterverwaltung ermächtigt, 

einen entsprechend höheren Preis festzusetzen. 
§ 4 

Die Höhe der Ausgaben für die Konzerte bestimmen die im jeweilig en 

Wirtschaftsplan der Bühnen der Landeshauptadt Kiel zugewiesen en 

Geldmittel. 
§ 5 

Die Ausgabe von Dienstkarten, verbilligten Eintrittskarten und Fr e i­

karten regelt die vom Kulturausschuß bes c hlossene Freikarteno rdnung. 

§ 6 

Diese Entgeltsordnung tritt am 19 81 in Kraft. 

Kielt den 1981 

Der Oberbürgermeister 
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RechnungsprUfungsamt 
03/23 - Kr/Bk -

Entgelts- und Freikartenordnung der Bühnen der Landeshauptstadt 
Kiel für die Durchführung der Konzerte 
- Vorlage der Theaterverwaltung vom 28.8.1981 -

Die gewünschte Mitzeichnung der Vorlage sowie der dazugehörigen 
Anlagen wird von uns' aus nachstehenden Gründen versagt: 

1. Gern. § 55 Abs. 3 AGA ist das Rechnungsprüfungsamt zu 
hören, bevor Entgeltsordnungen erlassen werden. Wie ver­
lautet, ist der uns jetzt zur Mitzeichnung vorgelegte 
Entwurf der Entgelts- und Freikartenordnung bereits in 
der Sitzung des Kulturausschusses am 28.8.1981 beraten 
und verabschiedet worden. 

2. Die erst jetzt beratene noch nicht rechtskräftige Preis­
liste läßt keine Gestaltungsänderungen mehr zu, da sie 
bereits lm Konzertwerbeheft für die Saison 1981/82 auf S.37 
veröffentlicht ist und die ersten Abonnementseinzei chnungen 
geschehen sind. 

Zur Entgeltsordnung im einzelnen: 

J 2.1 § 2 müßte hinter dem Wort "Eintrittskarten" um die Worte 
"Programmhefte und Werbung" ergänzt werden. 

2 .2 Folgender Satz ist § 2 anzufügen: "Der VdM l iefert die 
der Stadt gehörenden Einnahmen bis zum 20. We rktag nach 
einem durchgeführten Konzert ab." 

2.3 Die Preisliste müßte die im Werbeheft angekündigten 
Kammerkonzerte, Kinder- und Jugendkonzerte im Opernhaus 
und die 1'Musik des 20. Jahrhunderts" im Orchesterprobe­
raum des Ope rnhauses enthalten. 

3. Nach de m vorlie genden Entwurf der Freikartenordnung habe n 
rd. 75 Personen Anspruch auf Dienst- oder Freikarten. 
In Anbetrach t de r wirtschaftliche n Gesamtsituation 
empfehlen wir, das Kontingent noch einmal zu überdenken. 
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Zur Freikartenordnung im einzelnen: 

3.1 Wir halten es z.B. nicht für erforderlich, daß nachstehend 
genannte Personen 2 Dienstkarten erhalten: 

- der Leiter des Presseamtes 

- der Amtschef des Kultusministeriums 

- der Leiter der Abteilung Kunst, Volksbildung, 
Jugend und Sport des Kultusministeriums und dessen 
Sachbearbeiter. Bei den zuletzt Genannten ist zu 
fragen, mit welcher Anzahl an Dienstkarten zu rechnen 
ist. 

Darüber hinaus erhält ab sofort das Kul~usrninisteriurn 
als "Hausherr des Schlosses" 10 Karten (s. Ziffer 3.3). 

3.2 Überprüft werden sollten auch die Berechtigungen 
folgender Personen: 

- der Ministerpräsident 

- der Kultusminister 

- der Finanzminister 

Diese Personen können nach Bedarf gern. § 4 Abs. 2 der 
Freikartenordnung Karten erhalten. 

3.3 § 2 der Freikartenordnung ist no ch um die Anzahl der 
Karten zu ergänzen, die lt. Vert r ag das Schloß beansprucht: 

4 • 

- 10 Karten Kultusministerium 

2 Karten Schloßverwaltung 

2 Karten NDR 

2 Karten Feuerwehr 

In § 3 Abs. 1 sind hinter dem Wort "Solisten" die Worte 
"und Orchestermusiker" anzufügen. 

Gern. § 3 Abs. 2 erhalten auf Wunsch u.a. auch der Schau­
spieldirektor, der Ballettmeister und der Technische 
Direktor je 2 Freikarten. Wir möchten die Bevor zugung 
in Frage stellen, da ein dienstliches Interesse kaI rn 
vorlieg.en wird. 

Nach Einsicht in die Akten der Theaterverwaltung ist der 
Gesamtbeirat bei der Abonnementgestaltung nicht gehört 
worden, obwohl seine Mitwirkung gern. Ziffer 5.4 der Grund­
züge für die Mitwirkung der Beschäftigten der Bühnen der 
Landeshauptstadt Kiel vorgesehen ist. 

, I 



K ä m m e r e i amt 
90 Dü/Ni 

Kulturamt 

- Theaterverwaltung -

h i e r 

Kiel, den Y s epte mb e r 19 81 

App. 2906 

STADTKIEL 
r, . : -co dlir 

Lande ::.~ . "'1; t:itudt Kiel 
- Verwaltung -

Eing. 1 O. SEP. 1981 

Entgeltsordnung/Freikartenordnung der Bühnen der Lande shaup t ­

stadt Kiel für di e Durchführung der Kon zer t e; 

h i er: Vorlage vom 28. Augus t 1981 

Da die Abonneme nts für die Konzertsaison 1981 / 82 sc hon nach 

der noch zu beschließenden Entgeltsordnung verkauft wurden, 

verzichtet das Kämmereiamt auf einen Vorbehalt zu dieser Vor­
lage. 

Wir halten es aber für unbedingt erforde r l ich , s chon j etzt 

Untersuchunge n üb e r de n Grad de r Kos t e ndeckun g im Konzer twe ­

sen anzustellen, damit ggf. für die Konzert sais on 19 82 / 83 

Preisanhebungen vorge nommen werd en können . Bei dieser Gelegen­

he it sollte a uch ge pr üft werden, ob der Kreis der Fre i kart en­
be r echti gt en weit e r e i nges chr änkt werde n kann. 

t/)~~/ 
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K i.1 1 t u r a Ul t 
- TntaaterverwahWlJ -

Klel. den 28. August 19ß1 

1) Foli8nde Vorlage tur den Kulturauaachuß 
tat zu fert1~en: 

2) 

B\ltr. J a) Eo~elt610nloWli c.t",. BOhrum de,. Lauuieab4luptlitadt Kiul 
10,. cUu Du l"CbfGbIow1a _I" Kou_,",.~ . 

b) Vrelkal1ftL1ordIwD" der BGboeo d ... LQUÖ41wh46uptMtaut KWl 
tur dl8 DurchfQbaoun" de .. 1(QQ181'te. 

B~ncht.1'8tattel'1 StacUnt Cbr1atlaD 8cbDomi. 

Antraw Zu.) : Der Eot .. oltaordnuu& der BGbnen d8l' Land\t8bauptlltadt Kiel 
tu" cü.., Du ... c~ der 1(gc. ri8 wll"d zu~eaUrlln~t; . 

Zu b): Du .. J'reikal1enol"dnWlg de .. Samum der LandeahauJ;taiadt 
KiGl fUr die Durcbmbrunä ur Konzert~ wird ZU~ttilUJ:anlt. 

- Zu a)1 En" .. 1UU~er Beschluß durch Qle BlltaV4iraammluoi -
- Zu bh EndiO!UUßI" Beacbluß -

Zu a: 

BqnrßndWUl: __ ~:;-._.;r. 

Nacb Obel"naruHc dur uurchzufUhrenuen Konzerte durcb dio Lwu:J,eil­
~ptlltaQt Kiel i8t Cur KMrteuv40rkaul fQ.r die ... Vünwtit(l}tWl'~ 
Clurch C11e Bobnoo dur Lana •• baupt8tadlt K1e1 QbQrnonuuoo WONOll. 01a 
Pro1ett tur 01~ KouzenS4.lwon 1981/82 Wt'urden vom Veruin der Musik-
frD~UQe Ubernoau .. en. . 

Zu b): . 
Untor Zu"nwuc1~GUüö (Jor tlrul"beitotoo EotIie1ww."ouuug jat c110 FN1-
kilrtenordnu.u~ !Ur (,11u du .. chz.ufQbrenQ~1l KoIlee"Q uUf:il ~al.lruoltct wOl·dcD. 
Dio V~l'tlubo dQr DiWl8UMinon WUJ'QQ 1m Ver.aelcb 2.u .... vorh"r1~QU 
R~~eluu~ ae61 V"rewli (1411 .... MU8iklNUl.K.i8 auf ws WeiluuU1ch" rcu~:.r.iol'1. 
Da. llle1cbe ~ü.t tllr die Jrl"eikal'tw. 

Durchachritt der Vol"la~u 4itrhalt4itu: Bitte sofort I 
a) aaa Rechn rU tu t ' b) un~.p ng_ru Mit der Bitte um E rledigung bis 

da. Käquuereiamt 10. 9. 81 • 
c) ca" Rechtwamt gelil. Sch6ning 

:7~tstadt K~r der Bitte um Mitze1chnun~ übersandt. Der Vorlage wurde ber"lt. 
<C<: nl bc l1l1 m t;ier Sitzung des Kulturau8schu.ae. aO·l 28. 8. 81 ~ugtUI~1mu~t. 

, r~i :l~'* ! t n c=vl.::s#- o::e~~:;'~ l AtZ.} 81j 

~: (-lJ~/ f] ~ vt4.f?f~~ J4 Vld n./' t 1+ ~ 
-~ ,.- ~ - -__ ,. vU~f>(1 ~ h iA/ 

I 



;J) ~~ ~ tGvY.l ,(A,"'~ drw T~ ~ kM (J'I.{h MM.~ 
~leß,~ kßtl; ~1ttJ?th ~iA1_ 

]IU ~YhU/'JcJ) Itw7 [,' "'~(,t"'J /J &tJ.~f c4, Ltu-e;f:u,.J ~ 
CUvoQ~~QOV) ~ 111, ~ , Jot 8.1 11 ß~'-t'1 ü-,I)~ . 

1) viL- .f~,/A":l rb-> f"t,#?u-<!l1.4 .lxUru/ ~dv 
'ßtmt.R~'t·t..1 M'td 1.Jy~(A~ 1-U~ ; . 

~l 'J"l du ~J~~ ':)"utv ~~(~ß,I ~ci..J.h L ~/1 ~ 
~LU~ h. 'Jt'~ 9,w,tb)): UtJt4U.itt rkJ 1...cu...J.ß....J..f>.M.-jhlcuJJ 

( 

U~·-<.t ~ I U~?Ut dIh V~ tJu ,)Mv.J,.1F~ e V ~ 
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~)~c{, cW ~ ~ 1 T J1bs. " s,tJ;. /} MhvL 2g nk.1 
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\~ cUJ r~")~ 1f't7\vI 11/1 . JV~,tu A CJ71 
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Zu Punkt J-I der 'fagesürdnung 

Bauausschuß 
T i e f bau amt Kiel, den 14. August 1981 

Drucksache Nr. 322 

Betreff: Überplanmäßige Ausgabe 
Haushaltsstelle 65.902.950 - Ausbau der Gutenbergstraße 

Berichterstatter: Stadtbaurat Barteis 

Antr~: Bei der Haushaltsstelle 65.902.950 - Ausbau Gutenbergstraße -
wird gem. § 82 (2) Gemeindeordnung einer überplanmäßigen Aus­
gabe bis zu einer Höhe von 400.000,-- DM - in Worten: 
Vierhunderttausend Deutsche Mark - zugestimmt. 
Die Deckung der Uberplanmäßigen Ausgabe erfolgt durch Vor~ 
griff auf die im Haushalt 1982 einzustellenden weiteren 
Baumittel (Fortsetzungsmaßnahme). 
Gleichzeitig wird die Höhe der im Haushaltsplan 1981 bei der 
Haushaltsstelle 65.902.950 - Ausbau Gutenbergstraße - vorge­
sehenen Verpflichtungsermächtigung um den gleichen Betrag 
reduziert. 
- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -

Beg r ü n dun g 

Im Haushalt 1981 stehen an Kassenmitteln 380.000,- DM und an 
Verpflichtungsermächtigungen 903.000,- DM bereit. Mit den aus 
dem Vorjahr übernommenen Resten in Höhe von rd. 832.000,- DM 
stehen damit für das Haushaltsjahr 1981 Kassenmittel von insge­
samt 1.212.000,- DM zur Verfügung. Alle Kassenmittel und auch 
die Verpflichtungsermächtigung sind mit Aufträgen abgedeckt. 

~ur Zeit sind folgende Teilabschnitte der Gesamtmaßnahme 
ln Arbeit: 

a) Westring von der Gutenbergstraße bis zur Schauenburgerstraße 

b) Gutenbergstraße vom Grasweg bis zur Eckernförder Straße. 

Die B~uarbeiten beider Bauabschnitte gehen schneller voran als 
ursprunglich angenommen werden konnte. Offensichtlich hat die 
abflauende Konjunktur im Tiefbau eine Konzentration der Firmen­
kapa ' t " t Zl a en auf den inzwischen weniger anstehenden Baustellen 
verursacht. 

Der Bauabschnitt Westring zwischen Gutenbergstraße und Schauen­
burgerstraße wird im Monat August fertig , einschließlich der 
Fahrbahndeckschicht. Der Bauabschnitt Gutenbergstraße vom Grasweg 
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bis zur Eckernförder Straße wird aus heutiger Sicht bis Ende des Jahres 
verkehrsbereit sein, so daß im nächsten Jahr lediglich noch Res~arbeiten 
durchzuführen sind. 

Um dem sehr zügigen Bauablauf Rechnung zu tragen, ist für den Nachtrags­
haushaltsplan 1981 die Umwandlung von Verpflichtungsermächtigung in 
Höhe von 750.000,- DM in Kassenmittel beantragt worden. 

Vor Rechtskraft des Nachtrags werden jedoch Abschlagsrechnungen in 
Höhe von rd. 400.000,- DM fällig, die nicht durch Kassenmittel abge­
deckt sir.d. 

Der Beschluß des Bauausschusses am 6. August 1981 erging 
einstimmig nach Antrag. 

Bar tel s 
Stadtbaurat 

Diese Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung auf den Tisch gelegt I die Dringlich­
keit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt. 

Beschluß: N ach A n t rag - einstimmig -



Ausschuß für Zu Punkt"~der Tagesordnung 
Kieler Woche und 
Städtefreundschaften 
P res s e amt 
- Kleler Woche - Drucksache 32 1 K I e I, den Ir (T· 0/7-1 

Betr.: Punkt 3.2 des Arbeitsplanes 100 Jahre Kleler Woche 
Stand: 2. April 1981 

BE. : Oberbürgerme I ster Luckhardt 

Antrag:Das Thema des Schülerwettbewerbs zur Kleler Woche 1982 
lautet nicht "Unsere Welt Im Jahre 2082", sondern 
"Kiel 1882 

1982 
2082 

Leben an der Förde" 

- Endgültiger Beschluß durch die Ratsversammlung -

Begründung: 

In dem von der Ratsversammlung am 27. März 1981 beschlossenen 

Arbeitsplan Kleler Woche 1982 Ist unter Punkt 3.2 ein Wett­

bewerb vorgesehen, In dem die Schüler aufzeigen sollen, wie 

sie sich unsere Welt im Jahre 2082 vorstellen. 

In Gesprächen mit den Kunsterziehern der Kleler Schulen 

durch das Schulamt haben diese eine Konzeptionsänderung 

für den Schülerwettbewerb zur Kieler Woche 1982 beschlossen. 

Der neue Wettbewerbstitel 5011 lauten: 

"Kiel 1882 

1982 

2082 

Leben an der Förde " 

Auf das bell legende Schreiben des Schulamtes vom 18.5.1981 
wird verwiesen. 

Der Ausschuß für Kleler Woche und Städtefreundschaften hat de r 
Vorlage in seiner Sitzung am 18.8.1981 einstimmig zugestimmt. 



Diese Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung auf den Tisch gelegt I die Dringlich­
keit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt. 

Beschluß: N ach A n t rag - einstimmig -
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S c h u 1 amt 
Az .: 20 .0 - SChu/Jä-

Kiel , den -1J1, .').e" 
App.: 2262 

An 
das Kieler Woche-Büro 2 O. ~1.41 

-
h i e r . "7 

SchÜlerwettbewerb zur Kieler 
"Unsere Welt im Jahre 2082" 

/~~ 
Woche 1982 - ursprünglicher Tit e l 

Wie Ihnen be r eits mitget eilt wurde, haben die Kunster zi eher der 
Kieler Schulen eine Konzeptionsänderung für den Schülerwettbewerb 
zur Kieler Woche 1982 beschlossen. Die Jury hat s ich als neuen 
Ti tel für den Wettbewerb "Kiel ~ 82 

Lebe~ ;>an der Förde" 

gesetzt . Als Untertitel für diesen Wettbewerb s ind Arbeitswelt , 
Freizeit , Umwelt und Schiffahrt vorgesehen . Die Teilnehmer sollen 
sich einen dieser Unt er titel für ihre Arbeit auswählen. 

Jklv~~ld(1 

oy 

Tei lnahmeber echtigt s ind al le Schüler von allgemeinbildenden Schulen 
in und um Kiel. Zugelassen sind all e Arbeit en wi e Zeichnung , Mal erei, 
Druck, Foto, Film, Plastik, Objekt . 

Die Arbeiten sollen in der Zeit vom 1 1 , . 6 . -:: ~ . 7 ,1 082 l n der 
Hauptst ell e der Kieler Spar- und Leihkasse ausgestellt werden . Fall s 
~ort nicht alle Arbei ten ausgestellt werden können , bi eten sich die 
ln allen Stadtteilen li egend en Zweigstellen de r Kie l e r Spar- und Leih­
las se dafür an . 

Für di e Jurierung werden Altersgruppen der ei nzelnen Teilnehmer ge­
bildet . Es si nd die Alt ers gruppen 6 - 9 Jahre , 10 - 13 Jahre, 
14 - 16 Jahre und 17 Jahre und älter . Alle Tei lnehmer dieses Wett­
b:werbs soll en ei nen Anerkennungspreis, der noch nicht genau benannt 
w7rd, erhalt en . Nur die drei Besten in jeder Altersgruppe erhalten 
el ~ en herausragenden Preis ( z . B. Buchpreis ). Uber di e Preisver-
t el lung wird nach Kennt nis der noch zur Ver fügung stehenden 
Mittel beschlossen . 

Wir bitten Sie , die Änderung der Konzeption dem Kieler Woche- Ausschuß 
z~ Beschluß vor zulegen. Ei ne Beibehal tung der vorgesehenen Konzeption 
.rurde zu einer sehr geringen Beteiligung f ühren. 

(' 
~ .. _ __ -r' 



:3. Verschiedenes 

1. Q.~sP!:~~~_~U_~~!!l_Y2!:~t.9!l.9_~~~.!'~!lP-.~ 
Anläßlich der Beratung des Punktes 19) bezweifelte Ratsherr Pet e r s, ob der geänderte 
Vertrag mit dem Vorstand der Pumpe besprochen ist. 
Ratsherr Prof. S p i c k hof f tei It dazu mit, daß Ge spräche zwischen dem zuständi gen 
Dezernenten und dem Vorstand der Pumpe stattgefunden haben. Hierbei hat es vollinhaltliche 
Zustimmung gegeben. 

2. Zuständigkeit der Ausschußvorsitzenden für Presseerklärungen -----------------------------------------------------
Ratsherr Joachim La n g e, CDU, spricht noch einmal das Papier betr. die Stellung der Aus­
schußvorsitzenden an. Er weist darauf hin, daß darin ganz klar die Abgrenzung zwischen De­
zernenten und Ausschußvorsitzenden geregelt ist und auch, wer welche Presseerklärung ab­
zugeben hat. 

Stadtrat I ps e n fragt an, warum dieses Thema nochmals angesprochen wird. Er hofft, daß 
sich jeder an diese Formulierung hält. Außerdem weist er darauf hin, daß auch Ratsherr 
B,ergien als Vorsitzender des Ordnungsausschusses sich zum Jahrmarkt in der Presse geäußert 
hat. Ratsherr La n ge erwidert, daß er keinen besonderen Fall angesprochen, sondern 
ganz allgemein noch einmal darauf hingewiesen hat. 
Ratsherr B erg i e n entgegnet, daß sein Fall nicht vergleichbar ist, wei I bezüglich des 
Jahrmarktes eine Pressekonferenz stattgefunden hat, zu der er auch eingeladen war und 
nur Fragen der Journalisten beantwortet hat. 

3. Öffentl iche T oi letten am Asmus-Bremer- Platz ---------------------------------------
Ratsherr K u e s s n erweist darauf hin, daß kürzlich in der Presse berichtet wurde, daß 
auf dem Asmus-Bremer-Platz öffentliche Toiletten fehlen. Er fragt an, ob beabsichtigt ist, 
dort welche zu errichten. 

Stadtrat M ö I I e r entgegnet, daß ihm das Problem hinreichend bekannt sei, aber über kon­
krete Maßnahmen noch nicht entschieden wurde. Gleichzeitig spricht er auch die Problema­
tik wegen öffentlicher Toiletten auf dem Holstenplatz während der 100. Kieler Woche an. 
Konkrete Maßnahmen wurden bisher noch nicht getroffen. 
In diesem Zusammenhang wird auch auf Hinweisschilder für öffentliche Toiletten in Frank­
reich verwiesen, die wesentlich kostensparender seien o Außerdem weist er noch darauf 
hin, daß eine französische Firma der Stadt Einzeltoi letten angeboten und sich dabei bereit­
erklärt habe, diese den zuständigen Mitarbeitern vorzuführen. Diese Angelegenheit wird 
noch von den zuständigen Stellen geprüft. 

4. ~~~~~t~E_~il~~~~:!.t~E~~_c!.~_~~~S~~E~~~!!l!~!!e 
6 tod t prä s i den t tei It mit, daß die nächste Ratssitzung am 22. Oktober 1981 
stattfindet. 

~/~ 
RatVherr 

Ratsherr 
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Bergienp Dr. Bernhardt, Breitkopf , Boysen, 
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Versch i edenes 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit gibt Stadtpräsiaent 
die in nichtöffentlicher Sitzung gefaßten Beschlüsse bekannt. 

Ratsherr 
(Schriftführer) 
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Hau p t a mt Kiel, den 6. Oktober 198 1 

1) Je eine Abschrift der Kurzniederschrift über die Sitzung der Ratsversmmnlung 
am 17 . Sept ember 198 1 haben das Büro des Stadtpräsident en und das Rechnungs-
prüfungsamt am 29. September 198 1 erhalten . 

2) Weitere Auszüge erhalten : 
Ct6 % ' IVu 

Öffentliche Sitzung 

Von Punkt 2 der Niederschrift Bür o Stadtpräsident z . K. 

" " 5a 11 " 66 z . K. 

" " 5b " " a ) 60 z . K. u . w. V. ~ 
b) 61 z . K. 
c ) 62 z . K. 
d) 66 z . K. 

11 " 5c " 11 66 z . K. 

" " 5d " " 81 z . K. 

" " 6a " " 42 z . K. 

" " 6b 11 11 92 z . K. 

" " 7a " " {/ z . K. 
11 " 8 11 11 05 z. K. 
11 11 9 11 11 72 z . K. 

" 11 10a 11 11 00 z . K. 
11 11 10b 11 11 a ) 00 z . K. 

b) 42 z . K. 
l'li ~ 11 11 11 11 11 a) Büro Stadtpräsident z . K. u. w. V. 

b) 00 . 0 z . K. 
11 11 12 11 11 a) 30 z . K. 

b) 90 (2 x) z . K. 
c ) 92 z . K. u . w. V. 

11 11 13 11 11 a) 00 . 0 z . K. u . w. V. 
b) 00 . 1 z . K. 
c ) 02 z . K. 

" " 14 " " 06 z . K. u . w. V. 

" " 15 " " 20 z . K. 
11 11 16 11 fI a ) 20 z. K. u . w. V. 

b) 90 (2 x) z . K. 

" " 17 " " 20 z . K. 

" " 18 " " a) 30 z . K. u . w. V. 
b) 90 (2 x) z . K. 

11 " 19 " 11 30 z . K. u. w. V. 
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Von Punkt 20 der Niederschrift 61 z . K. u. w. V. 
" " 21 " " 61 z . K. u. w. V. 
" " 22 " " 61 z . K. u. w. V. 
" " 23 " " 61 z . K. u. w. V. 
" " 24 " " 61 z . K. u. w. V. 
" " 25 " " a) 02 z . K. 

b) 03 z . K. 
c) 60 z. K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

" " 26 " " a ) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c ) 60 z . K. u . w. V. 
d) 90 z . K. 

" " 27 " " a) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c ) 71 ( 2 x) z . K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

" " 28 " " 81 z . K. 
" " 29 " " 

(Nachtragshaushaltsplan) a) 30 z . K. 
b) 42 z . K. 
c) 66 z . K. 
d) 92 z . K. 
e) 90 (2 x) z . K. u. w. V. 

" " 29 " " 
(Nachtragsbewirtschaftungs-
plan der Bühnen der Landes-
hauptstadt Kiel für das 
Wirtschaftsjahr 1982) a) 30 z . K. 

b) 90 (2 x) z . K. u. w. V. 
" " 29 " " 

(1. Nachtragswirtschafts-
plan des Städtischen 
Krankenhauses ) a) 52 z . K. 

b) 90 (2 x) z . K. u. w. V. 
" " 29 " " 

(Nachtragswirtschaftsplan 
für die Hafen- und Verkehrs-
betriebe 198 1 ) a) 81 z . K. 

b) 90 z . K. u. w. v. 
" " 29 " " 

(Nachtragsstellenplan) a) 00.1 <3 x) z . K. u. w. V. 
b) 01 z. K. 
c) 90 (2 x) z . K. u . w. V. 

" " 30 " " a ) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c) 30 z. K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

" " 31 " " a) 66 z . K. u. w. V. 
b) 90 (2 x) z . K. 

" " 32 " " 05 z . K. u . w. V. 
" " 33 . 1 " " 30 z . K. 
" " 33 . 2. " " a) 00.0 z . K. 

b) 02 z . K. - 3 -
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Von Punkt 33 . 3 der Niederschrift a) 10 
b) 66 
c) 71 

Nichtöffentliche Sitzung 

Von Punkt 2 der Niederschrift a) 02 
b) 03 
c) 10 
d) 90 

" " 3 " " 92 

" " 4 " " a) 01 
b) 30 

" " 5 " " 90 (L()< '\ 

z . K . 
z . K. 
z . K . 

z. K. 
z . K. 
z . K. 
z . K. 

z . K. 

z . K. 
z. K. 

z . K. 

u . w. V. 

u . w. V. 

u . w. V. 
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Vorwort Im Juli 1977 beschloß die Ratsversamm­
lung der Landeshauptstadt Kiel nach ein­
jähriger öffentlicher Diskussion den Gene­
ralverkehrsplan. 
Das der Erarbeitung des GVP von der 
Selbstverwaltung vorangestellte Oberziel 
- " Verbesserung der Lebensqualität der 
Bevölkerung durch verkehrliche Maßnah­
men" - und eins der vom Bauausschuß 
1973 daraus abgeleiteten 5 Bewertungskri­
terien - " Verringerung der Umweltbeein­
trächtigung" - haben seitdem zusätzliche 
Bedeutung erlangt. Dazu haben die kriti ­
schere Einste"ung der Öffentlichkeit zu 
den negativen Begleiterscheinungen des 
motorisierten Verkehrs und das Handeln 
der Bundesregierung gleichermaßen beige­
tragen . 

Ein beachtlicher Anteil der Umweltbeein­
trächtigung in Wohngebieten und in der 
Innenstadt entsteht durch Kraftfahrzeug­
verkehr, der die Gebiete durchfährt, ohne 
dort Ziel oder Que"e zu haben. Er wählt 
solche Wege deshalb, weil ihm andere, 
" unschädlichere" Wege überhaupt nicht 
zur Verfügung stehen oder jene gegenüber 
den Durchfahrten nicht attraktiv genug 
sind. 

Folgerichtig entwickelt der GVP Kiel ein 
abgestuftes Straßennetz, das geeignet ist, 
einen möglichst großen Anteil des Ver­
kehrs so an die Ziele heranzuführen, daß 
der durch empfindliche Gebiete führende 
Weg auf ein Minimum beschränkt bleibt. 
Dieses Bemühen ist, den vorgegebenen 
Zielen entsprechend, ein beherrschendes 
Motiv des GVP Kiel. Es spiegelt sich wider 
in dem " relevanten Netz" und in den 
damit verbundenen Verkehrsverlagerungen 
"von innen nach außen". Detailliert und 
auch für den Laien anschaulich dargestellt 
wird das, weil im Auftrag expressis verbis 
gefragt, für die Innenstadt und wenige 
andere Gebiete; genere" und deshalb 
weniger ins Auge fallend für die übrigen 
Stadtteile. 

Um diese Aussagelücke, die in der Natur 
eines großstadtbezogenen GVP liegt, aus­
zufü"en, erhielt das Tiefbauamt schon mit 
der Verabschiedung des GVP durch die 
Ratsversammlung den Auftrag, aus dem 
"relevanten Netz" ein Grobkonzept für die 

Verkehrsberuhigung der belasteten Stadt­
teile abzuleiten und, gemeinsam mit dem 
Stadtplanungsamt und dem Garten- und 
Friedhofsamt, Vorschläge für EinzeImaß­
nahmen zu entwickeln . Andere dringende 
Arbeiten und vorzeitig angestoßene EinzeI­
maßnahmen zur Verkehrsberuhigung, 
schließlich auch das Abwarten der Erfah­
rungen aus dem Großversuch in Nord­
rhein-Westfalen führten dazu, daß diese 
Gesamtübersicht erst heute vorgelegt wer­
den kann . 

Die so entstandene Verzögerung hat je­
doch ihre positiven Seiten . Eine nüchter­
nere Einschätzung der Möglichkeiten auf­
grund fremder und erster eigener Erfahrun­
gen sowie das Wechselspiel zwischen Ver­
kehrsberuhigung, Wohnumfeldverbesse­
rung und der Städtebaulichen Rahmen­
planung konnten neben ersten baureifen 
Vorschlägen nun schon in diese Ausarbei­
tung einfließen. 

Mit dieser Schrift wendet sich die Bauver­
waltung ebenso an die Mitglieder der 
Selbstverwaltung wie an die interessierte 
Öffentlichkeit. Den einen mag sie als 
Orientierungshilfe für anstehende Entschei­
dungen und für die Arbeit in den Fraktio­
nen, den anderen als Hilfe für die öffent­
liche Diskussion konkreter Maßnahmen in 
den Quartieren dienen. Wir hoffen, damit 
über 

Zweck, Voraussetzung und Möglich­
keiten der Verkehrsberuhigung, 
die Notwendigkeit der Entwicklung zu­
sammenhängender Konzepte vor der 
Realisierung von Einzeimaßnahmen 
und 
die elementare Ro"e der Verkehrsbe­
ruhigung im Rahmen konzertierter Ak­
tionen zur Wohnumfeldverbesserung 

einige nützliche Informationen zu geben. 
Informationen nicht als Selbstzweck, son­
dern zur Förderung des gemeinsamen 
Bemühens von Selbstverwaltung, Verwal­
tung und Bürgern um die Verbesserung 
der Wohnqualität unserer Stadt. 

~u") 
Barteis 
Stadtbaurat 
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1. Die Unwirtlichkeit 
der Städte 

"Die Unwirtlichkeit unserer Städte" - seit 
in den sechziger Jahren der Psychologe 
und Sozialwissenschaftier Alexa nder Mit­
scherli eh ein Buch mit diesem Titel veröf­
fentlichte, macht das Wort die Runde. 
Nicht nur die Unpersönlichkeit mancher 
Betonarchitektur, sondern auch die allge­
genwärtigen Belästigungen durch den 
w achsenden Kraftfahrzeugverkehr, die 
Öde vieler Straßenbilder hat zunehmendes 
Unbehagen beim Bürger in der Stadt er­
zeugt. Das ist nicht nur in Kiel so, diese 
Stimmung trifft man in allen größeren 
Städten an . 

Eine zentrale Rolle spielt hierbei das priva­
te Auto. Es ist heute für viele Menschen 
zu einem bequemen und - noch - er­
schwinglichen individuellen Verkehrsmittel 
geworden. Niemals zuvor hatte der einzel­
ne eine solche Beweglichkeit, eine so lche 
persönliche Freizügigkeit in der W ahl sei­
ner Ziele wie im Zeitalter des Automobils. 
Niemals war andererseits auch ein so 
großer Teil der Bevölkerung auf das eigene 
Kraftfahrzeug angewiesen wie heute. Und 
noch nimmt die Zahl der Automobile zu . 
Dabei ist das Kraftfahrzeug zu einem be­
deutenden Wirtschaftsfaktor geworden, 
von dem in allen w estlichen Industrielän ­
dern heute viel Arbeitsplätze und in erh eb­
lichem Maße der allgemeine Wohlstand 
abhängig sind (Schon vor fast fünfzig Jah­
ren sagte in Amerika Henry Ford I: "Wir 
haben nicht so viele Autos, w eil wir reich 
sind, sondern wir sind reich, w eil wir viele 
Autos haben ." ). 

Wenn auch - nicht zuletzt wegen der Be­
grenzung der Energiereserven - w eitere 
Zunahmen des Kraftfahrzeugverkehrs nicht 
mehr den in den vergangenen Jahren be­
obachteten Umfang erreichen werden , 
deutet doch gegenwärtig noch alles darauf 
hin, daß wir - zumindest in absehbarer 
Zukunft - w eiter mit dem Auto leben 
w erden. Deshalb hat die Frage, wie den 
vom Kraftfahrzeug ausgehenden Umwelt­
belastungen begegnet w erden kann , nichts 
von ihrer Dringlichkeit verloren. Hier ist zu ­
nächst die Automobilindustrie selbst ange­
sprochen. Mehr als früher ist auch schon 
das Bestreben zu erkennen, die Pkw um­
w eltfreundlicher, energiesparender und 
auch w ieder kleiner zu machen . Zweifellos 

wird auch die Gesetzgebung verstärkt ih ­
ren Beit rag dazu leisten müssen, diese Be­
strebu ngen voranzubrin gen. 

Mit den Bemühungen der Kraftfahrzeug in­
dustrie allein ist es in Anbetrac ht der 
unangenehmen Begleiterscheinungen, die 
die private Motorisierung in v ielen Stadt­
teilen mit sich gebracht hat, indessen nicht 
getan. Große Teile unseres Stadtgebietes 
sind bebaut worden, bevor der Kraftfahr­
zeugverkehr zu einer Massenerscheinung 
wu rde. Das Auto ist dort in eine Sied­
lungsstruktur eingedrungen, die nicht für 
seine Ansprüche geplant worden w ar. Wo 
früh er der Fußgänger dominierte vor Fahr­
zeugen, die in geringer Zah l und mit gerin ­
ger Geschwindigkeit den Straßenraum 
mitbenutzten, ist er heute ohne Bew e­
gungsraum. Die Altbaugebiete wurden 
ganz allgemein zu laut, zu grau und zu 
eng . Übera ll in diesen Gebieten haben sich 
erhebliche Probleme eingestellt. 

Und das sind sie: 

Problem 1: 
Die Straßen in der Umgebung der 
Wohnung sind nicht genügend 'Jer­
kehrssicher. 

Viele W ohngebiete sind mit zu hohen Ver­
kehrsmengen belastet, wei l " Sc hleichver­
kehr" Engpässe in den umgebenden Ver­
keh rs- und Hauptverkehrsstraßen und die 
Signalan lagen an diesen Straßen umgeht. 
Darüber hinaus sind die Geschwindigkei­
ten, die - auch von den Anliegern - in 
den Wohngebieten gefahren w erd en, vie­
lerorts zu hoch. 

Kinder können deshalb nicht mehr unge­
fährdet auf der Straße sp ielen, alte Men­
schen können sich dort nicht mehr unbe­
sorgt bewegen. Fu ßgänger und Radfahrer 
w erden zunehmend vom Kraftfahrzeugver­
kehr beh indert . 

Die Unfallstatist iken belegen dies durch 
bed rü ckende Fakten : 

Im Jahre 1977 ereigneten sich im Bundes-
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gebiet 379.000 Verkehrsunfälle mit Perso­
nenschaden. Etwa 70 % dieser Unfälle 
entfielen auf Straßen innerhalb geschlos­
sener Ortschaften [6,8]. 

Fast jeder zweite Verkehrstote innerhalb 
geschlossener Ortschaften war ein Fuß­
gänger. Mehr als 70 % dieser Fußgänger 
waren Kinder und alte Menschen [8]. 

Wenn auch die Unfallzahlen trotz der Zu ­
nahme des Straßenverkehrs schon seit 
Jahren nicht mehr wesentlich anwachsen 
und zum Teil sogar zurückgehen (die Zahl 
der Verkehrstoten nahm von 14.978 im 
Jahre 1977 auf rund 13.400 im Jahre 1979 
ab), hält die Bundesrepublik z.B. bei den 
Kinderunfällen im internationalen Vergl eich 
immer noch einen traurigen Spitzen platz. 
Im Jahre 1978 verunglückten im Bundes­
gebiet 67 .000 Kinder unter 15 Jahren im 
Verkehr, davon 1.250 tödlich [7). 

Die Unfallsituation in den Wohngebieten 
ist dadurch charakterisiert, daß auf den 
Straßen dieser Gebiete etwa ein Viertel al­
ler Unfälle passiert, aber ein Drittel der 
Fußgängerunfälle und ein noch höherer 
Anteil der Kinderunfälle [12]. 
Mehr als die Hälfte aller Kinder bis zu 6 
Jahren, die als Fußgänger innerhalb ge­
schlossener Ortschaften Opfer von Ver­
kehrsunfällen sind , werden auf ausgespro­
chenen Wohnstraßen angefahren [24) . 
Kinder sind also von Verkehrsunfällen in 
Wohngebieten besonders stark betroffen! 

Untersuchungen haben ergeben, daß die 
relative Unfallgefahr, die von den einzel ­
nen Kraftfahrzeugen ausgeht. in Wohn­
straßen - begründet durch das höhere 
Konfliktpotential (spielende Kinder udgl.) 
_ bis zu sieben mal höher ist als in Ver­
kehrsstraßen [24]. 

Problem 2: 
Die Belästigungen durch Verkehrslärm 
nehmen zu. 

Dieses Problem macht vor allem den An­
liegern der Verkehrs- und Hauptverkehrs­
straßen zu schaffen. In n e r hai b der 
Wohngebiete tritt es verstärkt dort auf , wo 
starker" Schleichverkehr" Engpässe in den 
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Verkehrs- und Hauptverkehrsstraßen und 
die Signalanlagen an diesen Straßen um­
geht . 

All erd ings ist festzustellen, daß das Pro­
blem der Lärmbelästigung si ch innerh alb 
der Wohngebiete im wesentlichen auch 
auf Straßen mit Schleichverkehr be­
schränkt. In den übrigen Wohnstraßen mit 
"normaler" Verkehrsbelastung ist der Ver­
kehrslärm, wie durch eine Vielzahl von 
Messungen belegt ist, auch ohne besonde­
re Maßnahmen zur Verkehrsberuh igung re­
lativ gering . 

Problem 3: 
Der wohnungsbezogene Freiraum ist 
eingeengt. 

Nur noch ältere Mitbürger erinnern sich 
daran, daß Wohnstraßen einmal in ihrer 
Gesamtbreite Bewegungs- und Verweil raum 
der Anlieger und Spielfl~che für die Kinder 
waren. Heute ist der Kraftfahrer uneinge­
schränkter" Herr und Meister" der Straße, 
dem sich Fußgänger und auch Radfahrer 
bedingungslos unterordnen. 

Den Erfordernissen des Kraftfahrzeugver­
kehrs entsprechend gilt heute generell das 
Separationsprinzip, nach dem die Fahr­
bahn als Fläche für den Fahrverkehr und 
die Gehwege als Flächen für die Fußgän­
ger getrennt ausgewiesen werden . Dabei 
w erden aber auch die Gehwege dem Fu ß­
gänger immer mehr durch das Auto strei­
tig gemacht: Bedingt durch die allgegen­
w ärtige Parkplatznot werden sie häufig so 
w eit von parkenden Fahrzeugen zugestel lt, 
daß schließlich nur noch schmale Rest­
streifen mit einer Breite von 1 m und wen i­
ger für die Benutzung durch den Fu ßgän­
ger übrig bleiben. 

Die dichten Reihen parkender Autos erzeu­
gen dabei zusätzliche Gefahren, indem sie 
dem Kraftfaher den Blick auf die Gehwege 
versperren. Die Folge sind Unfälle mit Kin ­
dern, die zwischen den parkenden Autos 
spontan auf die Fahrbahn springen. Nicht 
selten treten schwere Verl etzungen auf . 

Viele Straßen in Wohngebieten laden somit 
nicht mehr zum Verweilen ein . Sie laufen 

Gefahr, ihre Bedeutung als Ort nachba r­
schaftli cher Begegnung zu ve rlieren. 

Problem 4: 
Straßen wirken als öde Verkehrs­
bänder. 

Au ch in Wohngebieten sind Straßen zum 
Teil schon auf ihre Funkt ion als Transport­
band und Parkplatz reduziert. Wo aber 
Asphalt und parkende Autos , Peitschen­
masten und ka hle Häuserfron ten das Bild 
bestimmen, ste ll t si ch nicht mehr der Ein ­
druck von Wohnlichkeit ein . Wohnli chkei t 
_ auch in der Erscheinung des Straßen- (. 
raumes - gehört aber zu den Grundbedin-
gen dafür, daß man sich "zuhause" füh -
len ka nn . 

Problem 5: 
Für viele Bewohner von Altbaugebie­
ten ist der Kampf um den Parkplatz 
zum täglichen Ärger geworden . 

Bei Neubauten schreibt die Landesbauord­
nung dem Bauherrn vor, eine ausreichende 
Zahl von Pkw-Stellplätzen zu schaffen. Es 
fehlt aber eine wirksame gesetzliche Rege­
lung, die auch Besi tzer von Altbauten da­
zu anhalten kann, für eine hinreichende 
Zahl von Stellplätzen zu sorgen. Bei der 
hohen Bebau ungsdichte vieler Altbauge­
biete ist es auch räumlich häufig nicht 
übera ll möglich, Stellplätze auf dem eige­
nen Grundstück anzu legen. 

Für das Abstellen ihrer Fahrzeuge sind die 
Kraftfahrer infolgedessen überwiegend auf 
die öffentlichen Verkehrsfl ächen angewie­
sen. Nicht selten stehen ausreichende Flä ­
chen - zumindest zeitweise - zw ar noch 
in der Nähe von W ohnstraßen zur Verfü ­
gung (Wilhelmplatz, Blücherpl atz usw.). 
Die Bereitschaft , größere Fu ßwege zwi ­
schen dem geparkten Auto und der Woh­
nung in Kauf zu nehmen, ist jedoch ge-
ring. Der Parkplatz wird fast immer in der 
eigenen Straße oder den Nachbarstraßen 
gesucht. Diese können dem auftretenden 
Beda rf - zumindest in ihrem gegenwärti ­
gen Ausbauzustand - aber meist nicht 
gerecht werden , so daß es übera ll in Alt ­
baugebieten zu ungeordnetem Parken 
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kommt. Es entsteht das - leider vertraute 
- Bild eines von parkenden Fahrzeugen 
überbordenden Straßenraumes. 

Ist das Wohnen in der Stadt also gänzlich 
unattraktiv geworden? 

Das sicherlich nicht. Immer noch gibt es 
große Bereiche in der Stadt, in denen es 
sich auch heute angenehm wohnen läßt. 
Immer noch bietet die Wohnung in der 
Stadt die Nähe zum Arbeitsplatz, zu Bil­
dungsstätten, zu vielfältigen Einkaufsmög­
lichkeiten und den direkten Zugang zu ei­
nem breiten Freizeitangebot. Dies gilt ge­
rade fUr die innenstadtnahen Altbaugebie­
te, die darüber hinaus über eine besonders 
gute Ersch ließung im öffentlichen Perso­
nennahverkehr verfügen. 

Aber eben diese Gebiete sind häufig mit 
den geschi lderten Problemen _ wenn 
auch nicht immer mit allen zug leich - be­
I ~stet. Es gibt solche Probleme in der. süd­
liChen Innenstadt in Gaarden und in man­
chem anderen St~dtte il. Durch das über­
belastete Wohnumfeld sinkt der Wohnwert 
dieser Stadtteile und das führt - in einem 
Teufelskreis - nicht selten wiederum zu 
geringerer Investitionsbereitschaft der 
Hauseigentümer. 

Dies hat zweifellos mit zu dem seit Jahren 
zu beobachtenden Zug der Menschen aus 
d.er Stadt ins Umland beigetragen. W er es 
Sich leisten kann baut sich draußen ein 
Haus im Grünen.' Das wiederum bringt 
neue Probleme mit sich: Die freie Land­
schaft wird zersiedelt und der tägliche 
Pendlerstrom läßt die Verkehrsbelastungen 
der Straßen w eiter anschwellen. Die So­
z.lalstruktur in den städtischen Altbauquar­
t ieren ändert sich einseitig _ die jungen 
~~d gut verdienenden Familien ziehen fort, 

le alten Menschen bleiben Gastarbeiter 
und StUdenten rücken in di~ freigeworde­
~en WOhnungen nach. Junge Menschen 
etrachten diese Quartiere vielfach nur 

nOch als " Durchgangsstationen" . 

~ertvolle , innenstadtnahe Wohn- und 

We~erbegebiete haben sich auf diese 
eiS . 

d " f ~ Immer mehr zu sanierungsbe­
Ur tl gen Vierteln entwickelt. Diesen 

Prozeß gilt es zu stoppen und umzu­
kehren, um dem Wohnen in der Stadt 
- und insbesondere in den benachtei­
ligten Altbaugebieten - wieder eine 
neue Qualität zu geben . 
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Motorisierungsentwicklung 
Im Bundesgebiet 
Motorisierungsentwicklung 
In Kiol 
Shell-Prognose von 1973 
GVP-Prognose für Kiel 
Shell-Prognose von 1977 

1985 1990 Zelt 

19902) 19903) 

Pkw- Pkw- Pkw- Pkw-
Bestand Dichte Bestand Dichte Bestand Dichte Bestand Dichte 

Pkw! Pkw! Pkw! Pkw! 
1000 1000 1000 1000 1000 1000 1000 1000 

Einw. Einw. Einw. Einw. 

Region Kiel 4) 155 225 251 363 277 430 
Schleswig-
Holstein 573 230 968 371 1050 409 
Bundes-
gebiet 13913 229 23144 376 23000 385 27700 464 
zum Vergleich : 
Stadtllebiet Kiel 58 214 85 338 

1) einschließlich Kombinationskraftwagen 3) DIW-Prognose von 1980 [ 4] 
2) DIW-Prognose von 1977 [ 3] 4) Kiel + Neumünster + Landkreis Rendsburg-

Eckernförde + Landkreis Plön 

Arbeiten- Kraft- Verkauf Taxi- Güter- sonstige Summe 
de Be- wagen- und und transport Hilfs- Sp. 3 -
völkerung produkt. Reparatur Bus- dienste Sp. 7 
insgesamt einschI. verkehr 

Zubehör 

2 3 4 5 6 7 8 
1976 England 25310 690 440 260 1500 N.A. > 2890 
1976 Frankreich 22 414 918 240 70 495 280 2003 
1975 Bundesrepublik 

Deutschland 26878 1 164 359 207 1031 343 3104 
1975 Italien 19436 667 450 194 539 N.A. > 1850 
1975 Japan 52740 653 934 638 789 N.A. > 3014 
1975 Spanien 13145 630 630 140 290 170 1860 
1976 Schweden 3962 81 74 40 185 20 400 
1972 USA 93240 1 411 2752 369 9050 1248 14630 

Abb . 1: Entwicklung der Motorisierung in 
Kiel und im Bundesgebiet unter Ver­
wendung der Motorisierungsprognosen 
der Deutschen Shell AG [1; 2] 

Die Zahl der Kraftfahrzeuge ist bis lang 
stets stärker angewachsen , als dies vor­
ausgeschätzt w erden war . Sie nimmt im­
mer noch zu. Erst im letzten Jahrzehnt 
d ieses J ahrhunderts rechnet man mit einer 
Sättigung. 

Abb. 2: Regionale und überregionale Ent­
wicklung des Pkw-Bestandes!) und der 
Pkw-Dichte von 1970 bis 1990 unter Ver­
wendung der Motorisierungsprognosen 
des Deutschen Instituts für Wirtscha ftsfor­
schung (DIW) 

Abb . 3: Beschäftigte in Abhängigke it von 
Motorfahrzeugen in verschiedenen Indu-
str ieländern (Beschäftigte in 1000) [51 

In allen w estlichen Industrieländern hängt 
der W ohlstand vieler Menschen vom A uto 
ab . 



Abb . 4: Im Bundesgebiet 1977 innerorts 
tÖdlich Verün glückte Verkehrsteilnehmer 
[8/ 

Etwa 70 % aller Verkehrsunfälle mit Perso­
nenschaden ereignen sich innerorts. Einen 
erh eblichen Anteil der Unfallopfer inner­
halb geschlossener Ortschaften stellen 
Fußgängen und Radfahrer. Unter diesen 
sind wiederum Kinder und alte Menschen 
besonders gefährdet . 

~bb. 5: Harmsstraße in der südlichen 
nnenstadt 

3000 

2000 

1000 

Fuß ­
gänger 

Tödlich verunglückte Verkehrsteilnehmer 

1977 innerorts 

Rad­
fahrer 

Krad -
fahrer 

Mofa -
fahrer 

PKW­
Fahrer 

LKW­
Fahrer 

Abb . 6: Von-der-Tann-Straße in der süd­
lichen Innenstadt 

Auch Straßen in W ohngebieten sind zu 
" Autotransportbändern " und Parkplätzen 
geworden . Der wOhnungsbezogene Frei­
raum der Anwohner ist erh eblich ein ­
geengt. 

Abb . 7: Lüdemannstraße in der südlichen 
Innenstadt 
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Abb . 8: Straße in einem Wohngebiet in 
Köln [9] 

Viele Straßen in W ohngebieten bieten ein 
tristes Erscheinungsbild . 

Abb . 9: Unfallgefährdung spielender 
Kinder [81 

Abb. 10: Unfallgefährdung durch sicht­
behindernd geparkte Fahrzeuge [31 ] 

Die große Zah l zum Teil ungeordnet par­
kender Fahrzeuge träg t erh eblich zur Un­
fallg efahr auf den Straßen von Wohnge­
bieten bei. 
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Abb. 11 - 13: Parkplatznot in Altbaugebie­
ten [18, 8, 31 J 

Gehwege werden häufig bis auf einen 
schmalen Reststreifen mit Autos zuge­
stellt . Trotzdem finden viele Anwohner 
keinen Parkplatz in der Nähe ihrer Woh­
nung. 
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Abb . 14 [23J 
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2 Verkehrsberuhigung 
ein Beitrag 

Zur Steigerung der 
Lebensqualitat in der 
Stadt 
Das Raumordnungsgesetz des Bundes 
Vom 8. April 1965 hat mit seiner Forderun g 
nach" Verbesserung der Lebensqua lität" 
ein Leitbild für eine Vielzahl von Planun­
gen im öffentlichen Bereich geschaffen . 

Diesem Leitbild folgend haben sich im letz­
ten Jahrzehnt die planerischen Prioritäten 
er~eblich gewandelt . Der durch die Nach­
kn~gsze it geprägte Wiederaufbau der 
Stadte nach überwiegend quantitativen 
Gesichtspunkten ist abgeschlossen, so daß 
der Schwerpunkt stadtplanerischer Tätig­
keit heute mehr qualitative Merkmale bein­
haltet. 

~ern gesellschaftlichen Leitbild" Ver-
esserung der Lebensqualität" ent­

Spricht auch das Entwicklungsziel der 
L.~ndeshauPtstadt Kiel. die Wohnquali ­
t~t in den innerstädtischen Wohnge­
~Ieten zu stabilisieren und _ wo mög­
Ich und erforderlich _ zu verbessern . 

~bb. 15: Verkehrsberuhigung als Bestand-
eil der Maßnahmen zur Stadtern euerung 

Der Generalverkehrsplan, der im Juli 1977 
von der Ratsversammlung beschlossen 
wurde, berücksichtigt diese Zielsetzung . 
Ein wesentliches Oberziel der Generalver­
kehrsplanung lautet" Verringerung der 
Umweltbeeinträchtigung" . 

Dem schließt sich eine Reihe von Einzei­
zielen unter dem Beg riff " Verkehrsberuhi­
gung" an, die eine Beseitigung der Proble­
me anstreben, die in den Wohngebieten 
als Begleiterscheinungen des Verkehrs ent­
standen sind . Diese Ziele sind: 

Erhöhung der Verkehrssicherheit, 
Verminderung der Lärm- und Abgasbe­
lastung, 
Erweiterung des Bew egur.gsraumes für 
den Fußgänger auf der Straße, 
Vermehrung der Frei- und Grünflächen, 
Verbesserung des Straßenbildes und 
bessere Ordnung des ruhenden Ver­
kehrs. 

Den Einzelzielen lassen sich vielfältige 
Maßnahmen zuordnen, mit denen die 
Straßen in den Problemgebieten - also 
insbesondere in den Altbaugebieten - als 
Bestandteil des W ohnumfeldes aufgew er­
tet w erden sollen . 

Verkehrsberuhigung soll dabei einerseits 
durch Bündelung, Verrin gerung und Ver­
langsamung des fließenden Verkehrs so-

Verbesserung der Wohnqualität eines Stadtteiles 

Verbesserung der 
BausUbstanz 

• Wohnungsmoderni_ 
sierung 

• Blockentkernung 
• Stadtbildpflege 

( Fassadenrenovierung 
Vorgartengestaltung , 
und dgl.) 
usw. 

Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse 

• V erkehrsb eruhigung 
• Stärkung des Rad- und 

F u ßgän gerverkeh rs 
• Stärkung des ÖPNV 

usw. 

Verbesserung der 
Standortfunktion 

• Auslagerung störender 
Gewerbebetriebe 

• Stärkung standortge­
bundenen Gewerbes, 
insbesondere des Einzel­
handels 

• Verbesserung der 
Ausstattung mit öffentl. 
Einrichtungen 
usw. 

wie durch die Neuordnung des ruhenden 
Verk ehrs, andererseits durch die Stärkung 
des nicht motorisierten Individualverkehrs 
sowie des öffentlichen Personenverkehrs 
bewirkt werden. 

Im w esentlichen geht es darum, 
den Verkehr in dem Wohngebiet 
auf das unbedingt notwendige 
M aß zu reduzieren , indem Fremd­
verkehre, die dort weder Quelle 
noch Ziel haben, auf die tangieren ­
den Verkehrsstraßen abgedrängt 
werden und 
den verbleibendem, zum Gebiet 
gehörenden Verkehr zu m äßiger 
Geschwindigkeit und rücksichts­
voller Fahrweise anzuregen . 

Die Bewohner eines Statteiles haben je­
doch nur halb soviel von Maßnahmen zur 
Verkehrsberuhigung, wenn ihre W ohnun­
gen modern en Anforderun gen nicht ge­
recht werden. Ebenso ist die Modernisie­
rung der Wohnungen nur von begrenztem 
Nutzen, wenn die Straßen weiter laut und 
unwirtlich bleiben. 

Das umfassende Ziel einer Verbesse­
rung der Wohnqualität wird deshalb 
erst dann erreicht, wenn die Maßnah­
men der Stadt zur VerkehrSberuhigung 
und Wohnumfeldverbesserung und die 
Initiativen Privater zur Modernisierung 

Abb . 16 127J 
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des Wohnungsbestandes in einer 
"konzertierten Aktion" wirkungsvoll 
ineinandergreifen . 

Verkehrsberuhigung sollte deshalb in ein 
Geflecht von Maßnahmen der Stadterneu­
erung eingebettet sein . Das Planungsin ­
strument, mit dem diese Maßnahmen opti ­
mal aufeinander abgestimmt werden kön­
nen, ist die Stadtteil rahmen planung . 

3 Maßnahmen, mit 
denen Verkehrsbe 
ruhigung erreicht 

p.r en kan 
Eine Reihe holländischer Städte war weg ­
weisend in dem Bestreben , die nachteili­
gen Auswirkungen des Kraftfahrzeugver­
kehrs in den Wohngebieten einzuschrän­
ken. Im Bundesgebiet sind umfangreiche 
Erfahrungen in einem Großversuch " Ver­
kehrsberuhigung in Wohngebieten" ge­
sammelt worden, der vom November 1977 
bis zum Januar 1979 in zahlreichen Städ­
ten Nordrhein-Westfalens durchgeführt 
wurde. 

Die in den nachfolgenden Abschnitten ge­
troffenen Aussagen über das Instrumenta­
rium der Verkehrsberuhigung stützen sich 
im wesentlichen auf die Ergebnisse des 
Großversuches ab [8, 9). beziehen aber 
auch die holländischen Planungsgrundsät­
ze und die ersten, jetzt schon in Kiel vor­
liegenden Erfahrungen mit ein . 
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Verkehrsströme, die weder Quelle 
noch Ziel in Wohngebieten haben, sol­
len gebündelt auf den Straßen mit 
übergeordneter Verkehrsbedeutung 
am Rand der Wohngebiete geführt 
werden. 

Der Generalverkehrsplan Kiel baut auf die­
sem Grundsatz auf . Er legt ein Netz ver­
kehrsbedeutsamer Straßen fest, die in fol ­
gende Hierarchie eingestuft werden: 

Autobahnen/ Schnellstraßen, 
Hauptverkehrsstraßen, 
Verkehrsstraßen und 
Sammelstraßen . 

Von diesen Straßen umschlossen ergeben 
sich Zellen, die nur noch Anliegerstraßen 
und Sammelstraßen mit örtlich eng be­
grenztem Einzugsbereich enthalten. Diese 
Zellen sind diejenigen Gebiete, die vom 
durchgehenden Verkehr befreit und im Zu ­
sammenhang verkehrsberuhigt w erden 
können. Entsprechend der" Maschenwei­
te" des Netzes der übergeordneten Ver­
kehrsstraßen haben sie eine Ausdehnung 
von etwa 500 bis 1000 Metern. Die Zahl 
der Einwohner liegt demgemäß in der Re­
gel nicht über 5000 bis 10000. 

Ist in den Straßen eines Wohngebietes in 
größerem Umfang durchgehender Verkehr 
vorhanden, so kann dieser meist nicht al­
lein durch Vorschriften (z. B. Verkehrszei ­
ehen" Verbot für Fahrzeuge aller Art" mit 
dem Zusatz "Anlieger frei" ) ferngehalten 
werden . Auch zusätzliche Appelle an die 
Kraftfahrer ("Achtung Wohngebiet" , 
"spielende Kinder" ) fruchten wenig , wie 
entsprechende Beschilderungsversuche in 
Nordrhein-Westfalen gezeigt haben. Der 
Großversuch in Nordrhein-W estfalen hat 
auch ergeben, daß Schleichverkehr , der 
sich einmal auf eine Linie in einem Wohn­
gebiet eingependelt hat, nicht besonders 
umwegempfindlich ist und sich im Gebiet 
andere Wege sucht, wenn die normalen 
Durchgänge unterbrochen w erd en. 

Häufig ist durchgehendem Verkehr 
deshalb nur dadurch beizukommen, 
daß die Wohngebiet e für diesen Ver­
kehr "dicht gemacht" werden . 

Dies ka nn z. B. durch Straßensperrungen 
erreicht werden, durch die Sackgassen 
entstehen. Bei Straßen, die im " Schach­
brettmuster" verlau fen, w ie dies bei Alt­
baugebieten häufig der Fall ist, kommen 
Sperrun gen im Bereich der Kreuzungen in­
frage (sogenannte Diagonalsperren), die zu 
Schleifenstraßensystemen führen. Schließ­
lich ist auch die Anordnun g von Ab ­
biegegeboten und der gezielte Einsa tz von 
Einbahnregelungen zu r Verhin deru ng des 
Durchgangsverkehrs denkbar. 

Sperren - ob im Verlauf einer Straße zwi­
schen den Kreuzungen oder direkt im 
Kreuzungsbereich - als wirksamstes Mit­
tel gegen den Durchgangsverkehr sollen in 
der Regel so ausgebildet w erd en, daß sie 
von Notfallfahrzeu gen und nach Möglich­
keit auch von Entsorgungsfahrzeugen 
überfahren w erden können. Hierzu w erden 
Feuerwehrpfosten verwendet , die im 
Bedarfsfall herausgenommen oder umge­
legt werden können. Radfahrer so llten 
ebenfalls die Möglichkeit haben, die Sper­
ren zu überfahren, um ihnen Umwege zu 
ersparen. 

Anzustreben ist, daß in einem Gebiet, in 
dem Sperrun gen endgültig eingeri chtet 
w erden, die Straßennamen dem neu ent­
standenen Sackgassen- und Schleifen­
straßensystem angepaßt w erden, um die 
Orientierung in dem Gebiet wei terhin zu 
gewährleisten. 

Die vollständige Abriege lung eines Gebie­
tes für den Durchgangsverkehr mit Hilfe 
von Sperren bedeu tet jedoch immer einen 
erh eblichen Eingriff . Auch w enn die 
Straßennamen der veränderten Netzstruk­
tur angepaßt w erden, wird die Orientie­
rung für den Ortsunku ndigen erschwert . 
Die Bewohner des Gebietes selbst werd en 
in der Regel Umwege in Kauf zu nehmen 
haben . Es muß deshalb immer geprüft 
w erden, ob w irklich in nennensw ertem 
Umfang Durchgangsverkehr vo rhanden ist . 



Abb. 17: Abstufung der Verkehrsbela­
stung bei den Straßen eines W ohngebie­
t~s, in dem Durchgangsverkehr nicht auf­
tntt [20) 

Abb. 18: Verhinderung des Durchgangs­
verkehrs durch Bildung von Sackgassen [31 ) 

Abb. 19: Verhinderung bzw . Erschwerung 
des Durchgangsverkehrs durch Bildung 
VOn Schleifen straßen [31 J 

Abb . 20: Diagonalsperren in Kreuzungen [111 

Abb. 21 : Bordsteinführung bei Diagonal­
sperren [311 

~~b . 22: Anpassung der Straßennamen 
e, AnOrdnung von Sperren im Straßen­netz [31 J 
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3.2 Maßnahmen zur 
Herabsetzung der 
Geschwindigkeit 
3.2. 1 Allgemeines 

Abb. 23: Aufprallgeschwindigkei t und 
Anhalteweg an Hindernissen in Abhängig­
keit von der Geschwindigkeit [25] 

W eder die Fußgänger noch die Kraftfa hrer 
selbst sind sich im allgemeinen darüber im 
klaren, welch großen Risikobereich das 
Auto" vor sich her schiebt" . Der Anhalte-
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weg, der diesen Risikobereich darstellt, ist 
bei 50 km / h 30 m lang . Bew egt sich der 
Fußgänger innerhalb dieses Bereiches, ist 
die Aufpral lgeschwindigkeit oft noch so 
hoch, daß schwere Verletzungen die Folge 
sind . 

Abb. 24: Häufigkeitsd iagramm gefahrener 
Geschwindigkeiten in W ohngebieten [8] 

a) optimale Wirkung verkehrsberuhigender 
Maßnahmen: 50 % der Kraftfahrzeuge 
fahren w eniger als 18 km / h 
b) gemessene Geschwindigkeiten in einer 
langen W ohnstraße ohne Verkehrsberuhi ­
gung: nur 50 % der Kraftfahrzeuge fahren 
w eniger als 49 km / h 
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Das Fernhalten des Durchgangsverkehrs 
verringert zwa r die Verkehrsmenge, hat 
aber noch ke inen Einfluß au f die Ge­
schwindigkeiten der Kraftfahrzeuge im 
W ohngebiet. Es ist nicht allein der Durch­
gangsverkehr, der in bestimmten Straßen 
schnel l fährt , sondern es sind alle Fahrer, 
auch die Anlieger . Dem Fußgä nger, der 
auf kürzestem Wege anha lten und die 
Richtung ändern kann, w ird oft nicht be­
wu ßt , daß der Kraftfahrer bei den heute 
üblichen Geschwind igke:ten und gleicher 
Reakti onszeit ein Vielfaches an W eg benö­
tigt. 

Nur eine geringere Fahrgeschwindig­
keit erlaubt es dem Kraftfahrer, auf Di­
stanzen zu reagieren, die der Vorstel ­
lungsweit des Fußgängers angepaßt 
sind und sich damit leichter auf Kinder 
und alte Menschen einzustellen (31 ). 

Zusätzliche Eingriffe sind deshalb notwen­
dig , die zu einer "wohngebietsbewußten", 
verhaltenen und rü cksichtsvollen Fahrwei­
se Anla ß geben . 

Diese Eingriff e können punktweise oder 
flä chenhaft wirken. 

Punktweise wirken z. B. sogenannte fahr­
dynamische Schwellen, die quer zur Fahrt­
richtung angeordnet werden . Die Kraftfah­
rer verringern ihre Geschwindigkeit nur im 
unmittelbaren Bereich solcher" Holper­
sc hwellen". Ähnlich hat die Umwandlung 



bisher durchgehend befahrbarer Straßen 
zu Sackgassen nur einen eng begrenzten 
Einfluß auf die gefahrenden Geschwindig­
keiten: die entstehenden Schutzzonen, in 
denen langsam gefahren wird, sind nicht 
länger als 50 m, gemessen vom Ende der 
Sackgasse . Punktförmig wirkende Eingriffe 
haben gemeinsam, daß sie die" Wunsch­
geschwindigkeit" der Kraftfahrer nicht ver­
ändern. Sind sie als isolierte Behinderun ­
gen erkennbar, w erden sie vom Kraftfahrer 
als "Schikane" empfunden, die mehr sei­
ne Aggression als sein Sicherheitsbewußt­
sein steigern . 

Da das Ziel der Verkehrsberuhigung die 
Beeinflussung von Wohnbereichen insge­
samt ist, kommt es darauf an, Maßnah­
men mit linienhaften bzw . flächenhaften 
AUSWi rkungen zu finden. Solche Auswir­
kungen lassen sich nur dann erreichen, 
~enn es gelingt, die" Wunschgeschwin­
digkeit" zu verringern. 

Der Großversuch in Nordrhein-W est­
falen hat ergeben, daß das gesamte 
ErSCheinungsbild der Straße geändert 
Werden muß, damit der Kraftfahrer ei­
ne andere Geschwindigkeit für ange­
messen hält. 

~er ~achtei l der längeren Fahrzeit infolge 
er .nle?ngeren Geschwindigkeit im Wohn­

gebiet ISt nur gering . Der W eg innerhalb 
des Wohngebietes stellt bei der überwie­
~enden Zahl der Fahrten nur einen kleinen 

ntell der gesamten Fahrtlänge dar. Selbst, 
Wenn d.ie Geschwindigkeit stark herabge­
setzt Wird , sind bei den üblichen W eglän­
gen "in den Wohngebieten keine Fahrzeit­
~rlangerungen zu erwarten, die einen 
"b

ert 
VOn einer halben bis einer Minute 

u ersteigen. 

~. i e Herabsetzung der Geschwindigkeit ist 
le wIchtigste Voraussetzung für die Stei­
~rung der Verkehrssicherheit in den 
stuOnhng~bieten . Die Lärm- und Abgasbela­
H' g Wird dadurch jedoch kaum gesenkt. 
k lehrzu ist es vielmehr erforderlich die Ver-e rs. , 
die i mengen I.n den Wohngebieten durch 
nah m Abschnitt 3.1. beschriebenen Maß-

men zu verringern . 

25 

... -~'- .. I-.. , 

26 

J 

Abb. 25: In herkömmlichen Wohnstraßen 
verleiten "beschleunigende Leitlinien" 
(z. B. lange Reihen parkender Autos) zu 
unangemessen hohen Geschwindigkeiten. 
Der Blick des Fahrers eilt w eit voraus . 
Was links und rechts am Fahrbahnrand 
geschieht, wird nur undeutlich wahrge­
nommen [8]. 

Abb. 26: Bei kleintei liger Gestaltung des 
Straßenraumes und niedriger Geschwin­
digkeit konzentriert sich die Aufmerksam­
keit des Kraftfahrers auf den Bereich 
unmittelbar vor dem Auto . J etzt liegen 
auch die Straßenränder voll im Blickfeld . 
Der Kraftfahrer kann deshalb besser rea ­
gieren [8]. 
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3.2.2 Beschilderung 

Verschiedentlich in Wohngebieten durchge­
führte Aktionen " Tempo 30" , die sich auf das 
Aufstellen von Verkehrsschildern ,,30 km / h" 
beschränkten, haben sich als wenig wirksam 
erwiesen. Auch wenn diese Schilder dem 
Kraftfaher durch das zusätzliche Zeichen 
" Achtung Kinder" begründet wurden, sank 
die Geschwindigkeit nicht in dem gewünsch­
ten Maße. Es hat sich gezeigt, daß Ge­
schwindigkeitsbegrenzungsschilder das Fahr­
verhalten des Kraftfahrers kaum ändern , 
wenn ihn nicht bereits der optische Eindruck 
einer Straße zu langsamem Fahren veranlaßt . 
Für diese Schilder gilt leider, daß sie nur so­
viel wert sind, wie ihre Überwachung. Eine 
dauernde Überwachung ist aber - aus ver­
ständlichen Gründen - nicht möglich. 

Im Rahmen der Verkehrsberuhigung 
kommt die Aufstellung von Schildern zur 
Geschwindigkeitsbegrenzung deshalb 
weniger als Einzeimaßnahme, sondern 
mehr als Ergänzung zu anderen Eingriffen 
in Betracht. 

Ähnliches gilt, wenn zur Herabsetzung der 
Geschwindigkeit Vorfahrtregelungen durch die 
Regelung "rechts vor links" ersetzt werden 
sollen. Ein vollständiger Verzicht auf Vorfahrt-
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regelungen innerhalb der W ohngebiete ist zu­
dem aus Gründen der Verkehrssicherheit nach 
den Bestimmungen der Straßenverkehrsord­
nung nicht möglich. 

Nicht als Einzeimaßnahme, sondern als Teil 
eines Maßnahmenbündels zur Verkehrsberuhi­
gung sind auch die neuen Verkehrszeichen 
325 und 326 der Straßenverkehrsordnung ein­
zusetzen, mit denen Beginn und Ende von 
verkehrsberuhigten Bereichen gekennzeichnet 
werden können. Voraussetzung für die Auf­
stellung dieser Zeichen ist, daß die damit er­
faßten Straßen den Eindruck vermitteln, daß 
in ihnen die Aufenthaltsfunktion für den Fuß­
gänger überwiegt und der Fahrzeugverkehr 
nur eine untergeordnete Bedeutung hat. Hier­
zu ist in der Regel eine entsprechende bauli­
che Veränderung der Straße erforderl ich . 

Abb . 27 u. 28: Zeichen 325 und 326 der StVO 
zur Abgrenzung derjenigen verkehrsberu ­
higten Bereiche, in denen besondere Ver­
haltensregeln für alle Verkehrsteilnehmer 
gelten 

Abb. 29: Beschilderung einer verkehrsberu­
higten Zone (Woonerf) in Holland [15) 

Abb. :Jl: Zeichen "Achtung Kinder" auf der 
Fahrbahn [10) 



3.2.3 Fahrgassenver­
sätze 

Wohnstraßen können den Autofahrer zu 
einer unangemessen hohen Geschwindig­
k~it verleiten, wenn sie den - falschen _ 
Eindruck einer schnell und sicher befahrba­
ren Straße erwecken. Dies kann gesche­
hen, wenn lange Geraden vorhanden sind 
("OPtischer Durchschuß" ) und beschleuni­
gend wirkende Leitlinien, wie z. B. lange 
Reihen an den Fahrbahnrändern parkender 
Fahrzeuge, das Straßenbild bestimmen. 

Es kommt deshalb darauf an, das 
durChlaufende Straßenband optisch zu 
unterbrechen und das Blickfeld des 
Fahrers in Fahrtrichtung zu begrenzen. 

Di.es kann durch Fahrgassenversätze er­
reicht werden. Sie lassen sich in vorhande­
~en Straßen erzielen, indem z. B. das Par-
. en In der Weise neu geordnet wird, daß 
In bestimmten Abständen wechselnd nur 
auf der einen oder anderen Fahrbahnseite 
geparkt werden darf (sogenanntes alternie­
~endes Parken ). Je nach Fahrbahnbreite 
Sann dabei Parken längs oder schräg zum 

ordstein gestattet werden. 

~ort , Wo das Parken von der einen zur an­
eren Straßenseite wechselt ergibt sich 

~~angSläufig ein Fahrgassen'versatz. Der 
stand der Versätze soll etwa 50 m sein . 

ZW~schen den Versätzen wird die Über­
SIC t lrchkeit im Nahbereich des Kraftfahr­
~euges dadurch erheblich verbessert daß jew '1 . , 
k el s an einem Fahrbahnrand der Sicht-
?ntakt zwischen Kraftfahrern und Fuß­

gangern nicht mehr durch eine Barriere 
Äarkender Fahrzeuge unterbrochen wird : 
dUtofahrer können Fußgänger jetzt auf 

leser Straß . . 
Fah . enselte beobachten und Ihre 
che r~e~se .auf eventuell auftretende plötzli­
auf F r~lgnlsse L, Spielendes Kind stürzt 
Woh a rbahn" - Hauptunfallursache in 

ngebleten!) einriChten. 

Abb. 31 a, b : Fahrgassenversätze durch 
Neuordnung des Parkens 181 

a) durchlaufendes fahrbahnparalleles Par­
ken (vorher): "optischer Durchschuß" in 
Fahrtrichtung , Siehtbehinderung zu beiden 
Gehwegen 
b) wechselseit iges Parken (nachher) : 
Sichtbegrenzung in FahrtriChtung, aber 
auf einer Fahrbahnse ite immer freie Sicht 
auf den Gehweg, Möglichkeiten für Stra­
ßengün auf den Restflächen in den Ver­
satzpunkten 

Abb . 32: Versatz im Knotenpunkt 19j 

Abb. 33: Einbahnstraße mit Versatz [ 19] 

318 31b 
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Abb. 34 a, b, : Fahrgassenversatz durch 
Verschmälerung der Fahrbahn auf die not­
w endige Fahrgassenbreite und w echselsei­
tiges Parken auf den restlichen Fahrbahn­
flächen [13J 

Abb . 35 a, b , c : Neugesta ltung des 
Straßenraumes mit versetzter Fahrgasse 
[ 191 

Mehr Bewegungsraum 
für Fußgänger / 
Neuordnung des 
Parkens 

35b 

Abb . 36: Wechselseitiges Parken mit 
Sicherung der nicht zu befa hrenden Flä­
chen durch Poller [9] 

Gestaltung des 
Straßenraumes 

35c 



Abb. 37: Wechselseitiges Parken mit be­
grünten Restflächen in einem Straßenab­
schnitt, der vorher kein Straßengrün hatte 
(Gelsenkirchen) [ 12] 

Abb . 38: Fahrgassenversatz mit Pflanz­
t rögen (Bann) [9] 

Abb . 39: Fahrgassenversatz im Knoten­
punkt mit Pflanztrögen (Bann) 
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3.2.4 Teilaufpflaste­
r P. npr J=;:I r ~h 

Eine weitere Möglichkeit, die Fahr­
bahn in Fahrtrichtung optisch in Ab­
schnitte begrenzter Länge zu gliedern 
und Wohnstraßen im Erscheinungsbild 
damit deutlich von Verkehrsstraßen zu 
unterscheiden, stellen Teilaufpflaste­
rungen (sogenannte partielle Aufpfla­
sterungen) dar. 

Hierbei wird die Fahrbahn auf kurzer Län­
ge, die etwa ihrer Brei te en tspri ch t , annä­
hernd auf die Höhe der Gehwege angeho­
ben. Damit die Aufpflasterung en deutlich 
in Erscheinung treten, müssen andere Ma­
terialien verwendet werden, als für den 
übrigen Fahrbahnbelag. Sie sollen sich 
aber auch von den Gehw egen abheben, 
damit sie für Fu ßgänger nicht als" Geh­
wegüberfahrten" erscheinen. Teilaufpfla­
sterungen so llen optisch und nicht als 
fahrdynamische Hindern isse (Schwellen) 
wirken und werden deshalb mit flachen 
Rampen ausgeführt. 

Bei w echselseitigem Parken bieten sich die 
Fahrgassenversätze als aufzupflasternd e 
Flächen an. Teilaufpflasterungen können 
auch an den Rändern verkehrsberuhigter 
Gebiete angeordn et werden. Sie tragen 
dann dazu bei, den einfahrenden Kraftfah­
rern deutlich zu machen, daß sie sich nun 
in einem Gebiet bewegen, in dem erh öhte 
Vorsicht geboten ist. Unter Umständen 
können auch die Kreuzungen und Einmün­
dungen im Wohngebiet selbst aufgepfla­
stert werden. 

Abb . 40: Teilaufpflasterung der Fahrbahn 
kombiniert mit wechselseitigem Parken 
[ 11 ] 

A bb . 41 : Tei laufpflasterung der Fahrbahn 
kombiniert mit Fahrbahneinengung [ 11 J 

Abb. 42: Teilaufplasterung der Fahrbahn 
in Kombination mit wechselseitigem Par­
ken 119) 
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Abb . 43: Zufahrt zu einer An liegerstraße 
als Gehwegüberfahrt 117] 

Abb . 44 a, b : Teilaufpflasterung im Ein­
mündungsbereich [ 191 
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2.5 . r.hfl·· h 
Die Umwandlung der Straße in eine 
Mischfläche, das heißt die Aufhebung der 
Trennung zwischen Fahrbahn und Gehweg, 
stellt die am weitesten gehende Form der 
Verkehrsberuhigung einer vom Kraftfahr­
zeugverkehr befahrenen Straße dar. Die 
Einrichtung der Mischflächen geht u. a. 
von der Beobac htung aus, daß sich auch 
in herkömmli chen Wohnstraßen Kinder mit 
großer Häufigkeit beim Spielen auf der 
Fahrbahn bew egen. Durch die Bevorrech­
tigung des Fahrverkehrs sind sie dort einer 
erhöhten Gefährdung ausgesetzt, womit 
der Sicherheitsvorteil des Separationsprin ­
zips (getrennte Flächen für den Fahrver­
kehr und die Fu ßgänger) weitgehend ver­
loren geht [31 J. 

In Mischflächen, die von allen 
Verkehrsteilnehmern unter Aufhebung 
des Separationsprinzips gemeinsam 
genutzt werden, werden die Vorrechte 
für bestimmte Verkehrsarten deshalb 
aufgehoben. Es gilt der Grundsatz der 
gegenseitigen Rücksichtsnahme . 

Mischflächen erfüllen die Bedingungen für 
die Aufstellung der neuen Verkehrszeichen 
325 und 326 (Beg inn und Ende verkehrsbe­
ruhigter Bereiche) der Straßenverkehrsord ­
nung. Innerhalb der hierdurch gekenn­
zeichneten Bereiche gilt: 

1. Fu ßgänger dürfen die Straße in ihrer 
ganzen Breite benutzen; Kinderspiele 
sind überall erlaubt. 

2 . Der Fahrzeugverkehr muß Schrittge­
schwindigkeit einhalten. 

3. Die Fahrzeugführer dürfen die Fußgän­
ger weder gefährden noch behindern ; 
w enn nöti g, müssen sie w arten . 

4. Die Fu ßgänger dürfen den Fahrverkehr 
nicht unnöti g behindern . 

5. Das Parken ist außerh alb der dafür ge­
kennzeichneten Flächen unzulässig, 
ausgenommen zum Ein - und Au sstei­
gen, zum Be- oder Entladen . 

Auc" in Mischflächen empfiehlt es sich al­
lerding s, durch entsprechende farbliche 
Gestaltung des Pflasters einen bestimmten 
Fahrgassenverl auf vorzuze ichnen, w omit 
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45a 

Abb . 45 a, b: Vollständ ige oder ab­
sc hnittsweise Umgesta ltung einer Straße 
in eine Mischfläche [19] 

45b 

Fläche für fließenden und ruhen­
den Verkehr 

Fläche fü r Fußgänger 

A ufgep flasterte Fläche für 
gemischte Nutzung 



andererseits auch vor den Grundstücken 
liegende Streifen angedeutet w erd en, die 
als" Rückzugsbereiche" überwiegend den 
Fußgängern vorbehalten bleiben sollen. .. 
Ebenso Sollten auch hier Fahrgassenversat­
ze vorgesehen w erden. Diese lassen sich 
wiederum durch die Anordnung der Flä ­
chen für parkende Fahrzeuge sowie durch 
die" Straßenmöblierung" (Straßenleuch­
ten, Bänke, Poller usw.) und das Straßen­
grün erzielen. 

Die Gestaltung soll insgesamt ein beson­
ders fUßgängerfreundliches, kleinteiliges 
und abwechslungsreiches Straßenbild er­
geben. 

Durch die vollständige Änderung des Er­
Scheinungsbildes der Straße lassen sich in 
MisChflächen die stärksten Geschwindig­
keitsreduzierungen erzielen. Die Forderung 
n~ch der Verbesserung des W ohnumfeldes 
Wird durch die Umwandlung von Straßen 
In Mischflächen am wirkungsvollsten er­
füllt. 

Der Einsatzbereich von Mischflächen ist al­
lerdings begrenzt : 

Der Ausbau als Mischfläche kommt nur 
infrage für Straßen, die aussch ließlich 
dem Anliegerverkehr dienen. Diese 
Straßen sollen nicht länger als 100 m 
sein und durch Einmündungen begrenzt 
Werden bzw. Sackgassen sein. 
Wegen ihrer möglichen Eigenschaft als 
"Spielstraßen" dürfen Mischflächen 
nicht unmittelbar an Verkehrsstraßen 
grenzen . 

MisChflächen kommen nicht für Stra­
ßen mit Sammelfunktion und dement­
Sprechend stärkerer Verkehrsbelastung 
in Betracht. Hier wäre die Sicherheit 
für FUßgänger geringer als bei her­
kommlichem Straßenausbau, da der 
gesonderte Gehweg als ausschließlich 
dem FUßgänger vorbehaltener "Schutz­
bereich" fehlt . 

Zu beachten ist weiter daß die nach­
t~ägliche Umwandlung' einer Straße in 
eine Mischfläche sehr teuer ist , da sie 
nUr durch VOllständigen Umbau des ge­
samten Straßenraumes erreicht werden 
kann. 

Abb . 46: Fu ßgängerfreundliches Erschei­
nungsbild einer Anliegerstraße nach Um­
bau in eine Mischfläche [ 191 
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Abb . 48: WOhnstraßenausbau als Misch­
fläche in Bonn 

Abb. 49: Wohnstraße als Mischfläche in 
Essen [ 151 
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Abb . 50 und 51 : Anliegerstraße vor und 
nach Umgestaltung in eine Mischfläche 
(Gelsenkirchen ) [9] 

Abb. 52: Dieselbe Anliegerstraße aus 
anderer Perspektive [8] 

Der Umbau von Straßen in Mischflächen 
ist ein besonderes wirkungsvolles, aber 
auch sehr aufwendiges Mittel für eine 
grundlegegende Verbesserung des Wohn­
umfeldes. 
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3.2.6 Fahrbahnver­
engungen 
Mit Fahrbahnverengungen (sogenannten 
Verkehrsschleusen) kann der Verkehr noch 
stärker verlangsamt werden, als dies z. B. 
durch Fahrgassenversätze mit Zweirich ­
tungsverkehr möglich ist. Die Fahrbahn 
wird dabei auf kurzen Abschnitten so ein­
geengt, daß dort Begegnungen nicht mehr 
stattfinden können . 

Fahrbahnverengungen erfordern aber eine 
umfangreiche Beschilderung zur Klärung 
des Vorfahrtsrechts. Außerdem bringen sie 
zUsätzliche Immissionsbelastungen (Lärm, 
Abgase) durch Halten und Anfahren mit 
sich. Sie sollten deshalb nur in besonderen 
Fällen angewendet werden. 

3.2.7 Wechselblink­
zeichen 
~~ die Geschwindigkeiten in schnell be­
a ;.enen Sammelstraßen größerer Wohn­

ge lete zu senken, können W arn-Blink­
zeiChenanlagen in Betracht kommen. 

~~~bei werden Geschwindigkeits-Meßein ­
Üb tungen fest an der Straße insta lliert . 
b erschreiten Kraftfahrer die vorgeschrie-

en.e Geschwindigkeit so werden sie durch 
i;rnIßbiliigende" Lichtblitze (weithin sicht­
b~r~ a.utomatisch aufleuchtende W echsel-

wa
'n zeichen, "Hüpflicht" genannt) ge­rnt. 

Blinkze' h 
tech . IC enanlagen sind rein verkehrs-

nische E' . 
sch . . Innchtungen, die zwar zur Ge-
abe~~n~lgkeitsreduzierung führen können, 
'NOh einen Beitrag zur Verbesserung des 
halb nurnfeldes leisten. Sie kommen des­
niChtim wesen.tlichen dort in Betracht, wo 
behob auch gleichzeitig Wohnumfeldmängel 
gebiet:~terden müssen (z. B. in Neubau-

Abb . 53: Fahrbahnverengung zur Herab­
setzung der Geschwindigkeit in einem 
Wohngebiet in Münster [12J 

54 

--

53 

Abb. 54: W echselblinkzeichen zur War­
nung beim Überschreiten der vorgeschrie­
benen Geschwindigketi in Köln [32J 
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3.3 Maßnahmen zur 
Neuordnung des 
ruhenden Verkphrs 
Das ungeordnete Abstellen der Fahrzeuge 
zäh lt zu den zentralen Problemen in dicht 
bebauten Altbaugebieten . Von den Be­
wohnern wird der Parkplatzmangel als ei ­
ner der Hauptnachteile dieser Gebiete 
empfunden. 

Bei der Neuordnung des Parkens geht es 
um 

die Erhöhung der Verkehrssicherh eit, 
die Erweiterung des Bewegungsraumes 
für den Fußgänger und 
die Sicherung der erforderlichen 
Abstellflächen für die Kraftfahrzeuge. 

Der Erhöhung der Verkehrssicherheit dient 
die Einführung des in Absc hnitt 3.2.3 be­
schriebenen w echselsei tigen Parkens. 

Um den Beweg ungsraum für den Fußgän­
ger zu erweitern, müssen die Gehwege 
von Fahrzeugen freigemacht werden. Zum 
Ausgleich dafür müssen die für den f lie­
ßenden Verkehr freizuhaltenden Fahrgas­
sen im Fahrbahnbereich sow eit wie mög­
lich eingeengt w erden, um dort Raum für 
das Abstellen der Fahrzeuge zu schaffen . 
Unter Umständen kommt dabei d ie Ein ­
führung von Einbahnregelungen in Be­
tracht, da Einbahnstraßen eine geringere 
freie Fahrgassenbrei te benötigen als in bei ­
den Richtungen befahrbare Straßen. Es ist 
auch nicht auszusch ließen, daß überbreite, 
aber heute weitgehend von Kraftfahrzeu­
gen blockierte Gehwege verschmälert wer­
den müssen, um Raum für den ruhenden 
Verkehr zu gewinnen. Da die restliche 
Gehwegbreite dann von Fahrzeugen frei 
gehalten werden kann, ergibt sich hierbei 
immer noch ein Vorteil für den Fußgänger. 
Dabei wird es nicht immer zu umgehen 
sein, Gehwege durch Poller gegen die 
Fahrbahn abzugrenzen, um regelwidriges 
Parken zu verhindern . 

Generell sollte angestrebt werden, daß 
in Gebieten mit hohem Parkplatzbe­
darf die Zahl der Parkstände durch die 
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verkehrsberuhigenden Maßnahmen 
nicht verringert wird. Wenn nicht ver­
hindert werden kann, daß Parkstände 
im Straßenraum verlorengehen, muß 
nach Möglichkeiten gesucht werden, 
Ersatzparkflächen zu schaffen. 

Dies wird - zumindest langfristig - in 
fast allen dichtbebauten Altbaugebieten 
geschehen müssen. 

3.4 Maßnahmen zur 
Verbesseru ng des 
Straßenbildes 
Die Gestaltung des Straßenraumes soll 
einen Beitrag zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes leisten . Das Erschei ­
nungsbild einer Wohnstraße soll dem 
Kraftfahrer deutlich machen, daß er 
sich in einem Bereich bewegt, in dem 
die Belange der Fußgänger Vorrang 
gegenüber denen des Kraftfahrzeug­
verkehrs haben. 

Diesen Zielen können folgende 
Gestaltungsmittel dienen: 

Straßenpflasterung mit Materialien, de­
ren Oberflächenstruktur und Maßstäb­
li chkeit den Wohn- und Fußgänger­
st raßencharakter unterstreicht 

Beg rünun g des Straßenraumes und 
insbesondere Pflanzung von Straßen­
bäumen 

Bei schmalen Gehwegen können Bäu­
me z. B. au f Gehwegausbuchtungen, in 
Parkstreifen oder am Anfang oder Ende 
von Parkstreifen auf den Restflächen 
an Fahrgassenversätzen gepfl anzt wer­
den. Bäume brauchen nicht immer lan­
ge Reihen zu bilden. Sie können zur 
besseren räumlichen Gliederung der 
Straße auch in Gruppen gepflanzt wer­
den (" Bäume schaffen Räume"). 

Sofern die Platzverhältnisse dies erlau ­
ben, kommt die Anlage von Pflanzbee­
ten in Betracht. 

" Möblierung " der Straße 

Zur " Möblierung" einer Straße gehö­
ren z. B. die Straßenleuchten, die dem 
Charakter einer Wohnstraße angepaßt 
sein sollen. Wo es die Situation er­
laubt, können Bänke aufgestellt wer­
den. Poller halten Gehwegflächen von 
Fahrzeugen frei. Fahrradständer, Pa­
pierkörbe, Baumschutzgitter und der­
gleichen können weitere Bestandteile 
der Straßenmöblierung sein . 



Die" Möblierung" der Straße sollte 
sich allerdings - nicht zuletzt im Hin­
blick auf den Unterhaltungsaufwand _ 
auf das wirklich Notwendige beschrän­
ken . Es besteht kein Anlaß, durch un­
passende " Möblierung " den Straßen­
charakter als vertrautes und bew ährtes 
Gliederungselement der Stadt aufzulö­
sen. Spielgeräte soll ten deshalb nur in 
dafür besonders geeigneten Aus­
nahmefällen in Straßen aufgestellt w er­
den. Einrichtungen wie Grillplätze und 
dergleichen gehören in der Regel nicht 
in die Straße, auch nicht in die Wohn­
straße. 

0~~' 55: Baumanpflanzung in Gruppen 

~b\ 56: Verbesserung des Straßenbildes 
ne r

C

A Baumanpflanzung, hier in Form ei-
r lIee 18) 

Abb. 57· Straß b" V '" ein ' . en aume und orgarten lf1 
Vv e~ ZUr MIschfläche umgestalteten 

o nstraße in Hannover 128) 
G " 
V;~~a nlagen und Bäume können sehr zur 
St ra~sserung des Erscheinungsbildes von 
der A en In Wohngebieten beitragen . Bei 
auf dnpflanzung von Bäumen muß aber 
SiCht le Leitungen im Straßenraum Rück-

genommen w erden. 

55 

33 



59 

60 

34 

\\\'\\'\\~ 

)]!Jil~mr 

LI m rr 

Abb. 58: Fahrradständer als Bestandteil 
der "Möblierung" einer Straße [33] 

Abb. 59: Nutzung von Baulücken z.B. 
durch Spielplätze als Beitrag zur Ver­
besserung des Straßenbildes und des 
Wohnumfeldes [29] 

Abb . 60: Nutzung der Blockinnenbereiche 
du rch Abstellplätze in Tieflage mit begrün­
ten Überdachungen , die als Aufenthalts­
flächen genutzt werden können 



3.5 Maßnahmen kom- 61 

binar f'1en 
Als wichtiges Ergebnis des Großversu­
c~es "Verkehrsberuhigung in Wohnge­
bieten" in Nordrhein-Westfalen hat 
sich herausgestellt, daß in der Regel 
nur mit einer Kombination verschiede­
ner Maßnahmen ein spürbarer Ver­
kehrsberuhigungseffekt in Wohngebie­
ten zu erzielen ist. Die Art der Maß­
nahmenkombination ist nach der je­
weiligen örtlichen Situation zu be-

, Stimmen. 
> 

Der Ausbau von Straßen zu Misch flächen 
wird dabei - nicht zu letzt aus Kosten­
gründen - als Bestandteil der Maßnah­
rnenbündel nur auf relativ wenigen Stra­
ßenabschnitten angewendet w erden kön ­
nen . 

~rn Hinblick auf eine Beruhigung des Ver­
Sehrsablaufes hat aber ein Teilumbau der 
h traßen nach dem sogenannten" Frohn-
t auser Modell" (benannt nach dem Stadt­
eil Essen-Frohnhausen in dem das Modell 

erfol.greich angewendet' wurde) zu ähnlich 
~Unstigen Ergebnissen geführt wie die völ ­
~g~ Urngestaltung zu einer Mischfläche. 
h elrn Straßenumbau nach dem "Frohn-
. a~ser Modell " wird der ruhende Verkehr 
~: orrn des wechselseitigen Parkens neu 
v ordnet. Die entstehenden Fahrgassen­
Ae7atze werden durch abschnittsweises 

u Pflastern der Fahrbahn betont Ebenso 
~tdßen Aufpflasterungen im Bereich von 

ra enelnrnündungen angeordnet . 

In KOrnb' . 
na h Inatlon mit dem Straßen umbau 
a ll ~ ü~~rn "Frohnhauser Modell " kommen 
ber h' ngen geschilderten Verkehrs-
lun u Igungsmaßnahmen wie die Abriege­
o 9 Von Straßen zur Verhinderun g des 

UrChgang k h 
Straße " sver e rs, die Anpflanzung von 
SChe M nbaurnen sowie andere gestalteri ­
Urn aßnahrnen und sch ließlich auch die 
in Ji~~~lt.~ng ei~zelne r Straßenabschnitte 
nen flachen In Betracht . Im allgemei­
nah Werden auch verkehrsregelnde Maß­
bah

rnen 
(Verkehrsbesch ilderung Fahr-

nrnarkie ' 
anlage) rung, ggf. auch Lichtsignal -
dels ~ Bestandteil des Maßnahmenbün­sein. 

J ~ 
\ 

Abb . 61: Beisp iel für die Kombination von 
Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung in ei­
nem W ohngebiet in Essen [9] 
• Neuordnung des ruhenden Verkehrs in 

Form des wechse lsei tigen Parkens 
• Teilaufpflasterung der Fahrbahn auf 

den Straßenabschnitten und in den 
Knotenpunkten innerhalb des W ohnge­
bietes 

• Umbau einer Straße in eine Mischflä­
che (Mainzer Straße) 

• Weiterhin : Schi lder" Wohnbere ich" 
und" Tempo 30", Anpflanzung von 
Straßenbäumen 
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Abb . 62: Nach dem " Frohnhauser Modell " 
umgestaltete Straße in Essen: wechselseiti­
ges Parken, Teilaufpflasterung , Begrünung 
[ 9 J 
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(Maßnahmen-

Abb. 64: Vergleich des erzielbaren Ge­
schwindigkeitsverh altens durch verschiede­
ne verkehrsberuhigende Maßnahmen nach 
Messungen im Großversuch zur Verkehrs­
beruhigun g in Nordrh ein-W estfalen [9J 

Die Abbil dung zeigt, daß bei ausschließli­
cher Anordnung von Verkehrszeichen die 
Geschwindigkeiten noch im oberen Be­
reich liegen, w ährend der Umbau von 
Straßen nach dem" Frohnhauser Modell " 
oder nach dem Prinzip der M ischfläche zu 
den stärksten Geschwindigkeitsreduzierun­
gen führt, 
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3.6 Provisorische 
Maßnahmen 
Trotz der zahlreichen Beispiele verkehrsbe­
ruhigender Maßnahmen, die aus Nordrhein­
Westfalen und vereinzelt auch aus anderen 
Bundesländern bekannt sind, darf nicht 
übersehen werden, daß die Verwirklichung 
der Verkehrsberuhigung sich - nicht nur 
in Kiel - noch im Anfangsstadium befin­
det. Insbesondere solange umfangreiche, 
örtlich gewachsene Erfahrungen noch feh­
len, kann es in bestimmten Situationen 
deshalb angebracht sein, verkehrsberuhi ­
gende Maßnahmen zunächst nur ver­
suchsweise durchzuführen. 

Hierbei wird die Straße mit einfachen Mit­
teln provisorisch umgestaltet . Infrage kom­
men Farbmarkierungen der Straßenfläche, 
z.B. zur Neuordnung des Parkens und zur 
Vorzeichnung von Fahrgassenverschwen ­
kungen, die Aufstellung von Pflanzkübeln 
oder Schachtringen (z.B. zur Sperrung der 
Durchfahrt), die provisorische Anlage von 
Pflanzbeeten mit Hilfe von Kanthölzern, 
die Aufstellung einfachen" Straßenmobi ­
liars" und dergleichen . Soweit dabei Ver­
änderungen im Fahrbahnbereich vorge­
nommen werden, die über eine reine Fahr­
bahnmarkierung hinausgehen, müssen die­
se für den Kraftfahrer deutlich erkennbar 
gekennzeichnet sein (rot-weiße Schraffen 
usw.). 

Die provisorische Durchführung der 
Maßnahmen hat den Vorteil. daß die 
Anwohner verstärkt bei der Straßen­
gestaltung beteiligt werden können 
und daß sich Änderungswünsche auch 
noch während des Versuches durch 
entsprechenden Umbau berücksichti­
gen lassen . Die gewonnenen Erfahrun­
gen können dann bei der Planung für 
den endgültigen Straßenumbau nutz­
bar gemacht werden . 
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3.7 Nicht geeignete 
und weniger geeignete 
Maßnahmen 
Einige Maßnahmen werden w egen ihrer 
vermeintlich ein leuchtenden Wirksamkeit 
immer wieder zur Anwendung im Rahmen 
der Verkehrsberuhigung vorgeschlagen. 
Bei diesen Maßnahmen, die allenfall s in 
Ausnahmefällen in Betracht kommen, han­
delt es sich um 

die Festsetzung von Spielstraßen durch 
Beschilderung ohne bauliche Veränd e­
rung der Straße, 
die Anordnung fahrdynamischer 
Schwellen und 
die Aufstellung von Pflanzschalen und 
empfindlicher Straßen-" Möblierung". 

Die Festsetzung von Spielstraßen lediglich 
durch Beschilderung (z .B. Zeichen "Ver­
bot für Kraftfahrzeuge aller Art" mit dem 
Zusatz "für Anlieger frei " und " Spielstra­
ße") hat sich schon in der Vergangenheit 
als nicht zweckmäßig erwiesen. Auch die 
neuen Verkehrszeichen 325 und 326 (Be­
ginn und Ende eines verkehrsberuhigten 
Bereiches) der Straßenverkehrsordnung 
dürfen in herkömmlichen Straßen nicht 
aufgestellt werden, wenn keine bauli che 
Veränderung vorgenommen wurde. Zum 
einen besteht nämlich in diesen Fällen die 
Gefahr, daß die Beschilderung von den 
Kraftfahrern nicht ausreichend beachtet 
wird. Zum andern fehlen ins Auge fall ende 
Unterscheidungsmerkmale, die den Kin ­
dern die Ausnahmesituation einer Spiel­
straße deutlich machen. Infolgedessen 
kann es dazu kommen , daß sie ihr sorg lo­
ses Verhalten in einer solchen Straße auch 
auf andere Straßen übertragen . 

Fahrdynamisch wirksame Schwellen als 
M aßnahme zur Reduzierung der Ge­
schwindigkeit sind aus dem Ausland be­
kannt geworden ("sleeping poli ceman") . 
Es hat sich gezeigt, daß diese quer zur 
Fahrtrichtung angeordneten Schwellen 
vom Kraftfahrer als Schikane empfunden 
werden , weshalb die Geschwindigkeit nur 
in der unmittelbaren Nachbarschaft der 
Schwelle herabgesetzt wird (sie haben also 

nur eine "punktweise" Wirkung ). Zudem 
können fahrdynamische Schwellen ei ne er­
hebliche Gefährdung für Notfal lpatienten 
beim Befahren mit Rettungswagen darstel­
len. In der Bundesrepubli k ist die Anwen­
dung so lcher Schwellen daher umstritten. 
Im Ausland , z.B. in England , wird mit be­
sonderen Formen der " Holperschwellen" 
(humps) aber w eiterexperimentiert. 

Pflanzschalen, die durchaus in innerstädti­
schen Fußgängerbereichen, au f Vorplätzen 
von repräsentativen Gebäuden und in ähn­
lichen Situationen angebracht sind, er-
scheinen zur allgemeinen Verschönerung .~ 
des öffentlichen Straßenraumes in Wohn ­
straßen w egen des hohen Bepflanzungs-
und Pflegeaufwandes weniger geeignet. 
Sie können allenfalls in Betracht kommen, 
wen n es darum geht, bei der versuchswei -
sen Durchführung von verkehrsberuhigen-
den Maßnahmen schnell eine Wirkung zu 
erzielen. Ebenso soll te eine reichhaltige 
" Möblierung" von W ohnstraßen, die über 
das wirklich Notwendige hinausgeht, 
unterbleiben. 



3.8 Ergänzende Maß­
nahmen der Anlieger 
Maßnahmen der Anlieger, die als Bestand­
teil der Stadterneuerung die Verkehrsberu­
hlg~ng im privaten Bereich wirkungsvoll 
erganzen, sind 

d!e Wohnraummodernisierung , 
d~e Fassadeninstandsetzung , 
die verbesserte Nutzung der Blockin ­
nenbereiche und 
die Vorgartengestaltung. 

Besondere Bedeutung kommt im Zusam­
menhang mit der Verkehrsberuhigung und 
der Verbesserun g des Wohnumfeldes der 
Nutzung der Blockinnenbereiche zu. 

MOdelle, die eine kombinierte Nutzung die­
Ser Bereiche durch Abstellanlagen für 
Fahrzeuge und Grünflächen für die Bew oh­
~er ermöglichen, sind in einigen Städten 
erelts erprobt worden. In Betracht kom­
m~n unter anderem überdachte Abstell ­
platze, die ZUm Teil unter der Erdoberflä­
c~e liegen, wobei die Dächer begrünt und 
~ .s AUfenthaltsflächen gen utzt w erden 
d onn.en. Durch die Überdachung können 

abel die auch in Blockinnenbereichen 
~ehr störenden Lärmbelästigungen durch 

urenschlagen und dergleichen abgefan­
gen Werden . 

Die ge . 
m meillsame Bew ältigung der Proble-
uned ~s ruhenden Verkehrs durch die Stadt 
sten ~e HausbesItzer zählt zu den wichtig­
rUn .. ufgaben der Wohnumfeldverbesse-
b g uberhaupt . Denn gerade in dichtbe-

auten Altb . . 
run d auquartleren, die zur Besse-
Vvo~ er WOhnqualität die neugestaltete 
die nstraße am ehesten benötigen, sind 
übe~~~ha ndenen Verkehrsprobleme häufig 
kehr legend Probleme des ruhenden Ver­
in d s. Diese werden sich - auch mit den 
sChr~~ Vorangegangenen Abschnitten be­
des p ~nen Maßnahmen zur Neuordnung 
SChlie~~i C~n~ - auf die Dauer nicht aus­
mit ihr In den vorhandenen Straßen 
lösen ,en meist knappen Straßenprofil en 

assen. 

3.9 Maßnahmen der 
Zukunftsplanung 
Einen wicht igen Beitrag zur Verbesserun g 
der Wohnverh ältnisse wird schon in den 
nächsten Jahren die Kraftfahrzeugindustrie 
zu leisten haben. Verbesserungen der 
Fahrzeugkonstruktion mit dem Ziel, die 
Emissionen des Kraftfahrzeugverkehrs 
(Lärm , Abgase) zu senken, sind unum­
gänglich. 

Ebenso wird das Ziel weiter zu verfol­
gen sein, den individuellen Kraftfahr­
zeugverkehr durch Förderung seiner 
Alternativen zu begrenzen oder nach 
Möglichkeit zu verringern . 

Hierzu gehören 
die Verbesserung des Systems der 
öffentlichen Nahverkehrsmittel, 
die Verbesserung des Radwegnetzes 
und 
die Verbesserung der Fu ßw egverbin ­
dungen. 

Der Ausbau dieser Bestandteile des 
Gesamtverkehrssystems wird auch aus an­
deren Gründen vorangetrieben. Ein w e­
sentliches Ziel des Radwegeprogrammes 
der Landeshauptstadt Kiel ist z.B. die Er­
höhung der Verkehrssicherheit für den 
Fahrradverkehr . Hierzu kann Verkehrsberu ­
higung in den Wohngebieten einen wichti ­
gen Beitrag leisten. Sie erlaubt die Füh­
rung der Radfahrer in verkehrsberuhigten 
Straßen, die somit Teil des innerstädti­
schen Radwegenetzes w erden . 

Auch in Kiel wird angestrebt, durch die 
Verbesserung der Alternativen zum 
Kraftfahrzeugverkehr zumindest einen teil ­
w eisen Verzicht auf die Benutzung des ei­
genen Pkw zu erreichen. Wunschvorstel­
lungen, die sich allein hiervon die Lösung 
der Probleme des Kraftfahrzeugverkehrs 
erh offen, ist jedoch mit Vorsicht zu begeg­
nen. Solange das Auto seine Rolle als be­
quemes und erschwingliches Individualver­
kehrsmittel behält , wird es allen vorliegen­
den Erkenntnissen zufolge auch in Zukunft 
in großem Umfange als Mög lichkeit zur Er­
w eiterun g der individuellen Freizügigkeit 
genutzt werden. 
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4 Rechtliche und 
finanzielle Aspekte 
der Verkehrsberuhi­
gung 
4.1 Rechtliche Situa­
fon 
Du rch Änderungen des Straßenverkehrs­
gesetzes, der Straßenverkehrsordnun g und 
der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 
Straßenverkehrsordnung, die im Jahre 
1980 rechtskräftig wurden, sind die Maß­
nahmen der Verkehrsberuhigung auf eine 
verkehrsrecht lich tragfähige Grundlage ge­
steilt w orden. 

Das Straßenverkehrsgesetz (StVG) be­
stimmt u. a., welche Belange im einzelnen 
vom Bundesminister für Verkehr durch 
Rechtsverordnun gen und allgemeine Ver­
w altungsvorschriften geregelt w erd en kön­
nen. 

Durch die Änderung des Straßenver­
kehrsgesetzes vom 6. April 1980 wird 
u.a . die Möglichkeit eröffnet, daß Be­
schränkungen und Verbote des Kraft­
fahrzeugverkehrs nicht nur aus Grün­
den der Sicherheit und Ordnung des 
Verkehrs, sondern auch zum Schutz 
der Bevölkerung vor Lärm und Abga­
sen und zur Unterstützung einer ge­
ordneten städtebaulichen Entwicklung 
ausgesprochen werden können. 

Im einzelnen wird z. B. ermög licht , 
verkehrsberuh igte Bereiche und Fu ß­
gängerbereiche zu kennzeichnen, in de­
nen Beschränkungen oder Verbote des 
Fahrzeugverkehrs gelten und 
das Halten und Parken zugunsten der 
Anwohner zu beschrän ken oder - an­
ders ausged rü ckt - Parkvorrechte für 
Anwohner zu schaffen. 

Die Kennzeichnung verkehrsberuhi gter Be­
reiche zielt im wesentlichen auf die Ein ­
richtung von Mischflächen und schafft die 
Grundlage fü r die gemeinsame Benu tzu ng 
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dieser Flächen durch alle Verkehrsteilneh­
mer nach dem Pinzip der gegenseitigen 
Rücksichtnahme. 

Parkvorrechte für Anwohner können die 
z. B. in innerstädtischen und innenstadtna­
hen Wohnstraßen zu beobachtende Park­
platzkonkurrenz zwi schen dem Anlieger­
verkehr einerseits und dem Beru fs -, 
Einkaufs- und Wirtschaftsverkehr anderer­
seits beenden. In so lchen Straßen kann 
diese Regelung die Sit uation im ruhenden 
Verkehr für die Anwohner schon erheblich 
verbessern. Allerdings wird dann auch eine 
intensive Überwachung erford erlich. 

Die Änderung der Straßenverkehrsord­
nung (StVO) vom 21. Juli 1980 enthält 
u .a . die Verkehrszeichen 325 und 326, mit 
denen Mischflächen gekennzeichnet wer­
den können und legt die Verh altensregeln 
fest , die innerhalb der durch diese Schilder 
gekennzeichneten Bereiche zu beachten 
sind (siehe Abschnitt 3.2.5) . 

Die allgemeine Verwaltungsvorschrift 
(VwV - StVO) zur Straßenverkehrsord­
nung vom 21 . Juli 1980 trifft u .a. Aussa­
gen über die Einsat zbedingungen für die 
Zeichen 325 und 326 (u Verkehrsberuhigter 
Bereich") . Diese Zeichen so llen nur in 
Straßen aufgestellt w erden, die überwie­
gend Aufent halts- und Erschließungsfun k­
tion haben. Die Straßen sollen den Ein ­
druck vermitteln , daß der Fahrzeugverkehr 
dort nur eine untergeordnete Bedeutung 
hat . Dies kann dadurch erreicht w erden, 
daß der Ausbau der Straße sich deutlich 
von angrenzenden Straßen, die nicht mit 
den Zeichen 325 und 326 beschildert sind, 
unterscheidet. Hierzu so ll die Straße in der 
Regel auf ganzer Breite niveaugleich aus­
gebaut sein . 

Soll eine Straße oder ein Straßenabschnitt 
für den Kraftfahrzeugverkehr gesperrt wer­
den, muß ein straßenrechtliches Teileinzie­
hungsverfahren nach § 8 des Straßen­
und Wegegesetzes (StrWG) des Landes 
Schleswig-Holstein durchgeführt werden . 
Von dieser Mög lichkeit w ird z.B. bei inner­
städti schen Fußgängerzonen Gebrauch ge­
macht, wo Straßen nur dem Fußgänger­
verkehr gewidmet werden. Diese Wid­
mung enthält jedoch so starke Beschrän-

kungen für den motorisierten Anliegerver­
kehr, daß sie bei Wohnstraßen nu r in Aus­
nahmefällen in Betracht kommt. 

Beim Neubau von Wohnstraßen eröffnet 
das Bundesbaugesetz (BBauG) die Mög­
lichkeit, in den Bebauungsplänen Ver­
kehrsflächen besonderer Zweckbestim­
mung auszuweisen (§ 9 Abs. 1 BBauG) 
und damit eine Straße z.B. als Misch flä ­
che zu gesta lten. 

4.2 Finanzierung 
Verkehrsberuhigung bestehender St raßen 
ist im allgemeinen mit bau lichen Verände­
run gen verbunden, die beträchtliche Ko­
sten zur Folge haben. Besonders aufwen­
dig ist die Umwandlung von Straßen in 
Mischflächen . Die Kosten dafür kommen 
einem Straßenneubau gleich. 

Zu den Kosten des Straßenumbaues be­
stehender St raßen können die Anlieger 
unter bestimmten Voraussetzungen zu 
Straßenausbaubeiträgen nach § 8 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG) her­
angezogen werden. 

Bei erstmaliger Herstel lung der Straße sind 
An liegerbeiträge nach dem Erschl ießungs­
beit ragsrecht des Bundesbaugesetzes 
(BBauG) zu zah len. 

W erden Maßnahmen zur Verkehrsberuhi ­
gung im Zusammenhang mit so lchen zur 
städtebau lichen Neuordnung nach dem 
Städtebauförderungsgesetz (StBauFG) 
erforderli ch, so können auch diese Maß­
nahmen in die Förderung einbezogen wer­
den. Dies ist der Fall, w enn es sich um 
fö rmliche festgesetzte Sanierungsgebiete 
handelt . 

Mög lichkeiten, für verkehrsberuhigende 
Maßnahmen Zuschüsse des Bundes nach 
dem Gemeindeverkehrsfinanzierungs­
gesetz (GVFG) in Anspruch zu nehmen, 
bestehen prakt isch nicht . 

Insgesamt sind die Städte bei der Fi ­
nanzierung verkehrsberuhigender 
Maßnahmen weitgehend auf sich al -
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lein gestellt . Wegen der schlechten Fi­
nanzaUsstattung müssen deshalb gera­
de bei verkehrsberuhigenden Maßnah­
men die Prioritäten besonders sorgfäl­
tig gesetzt werden . 

Privaten Hausbesitzern, die in Ergänzung 
der Maßnahmen zur Wohnumfeldverbes­
serung Wohnungsmodernisierung en 
d~rchführen wollen , ist demgegenüber 
~It dem Modernisierungs- und Energie­
emsparungsgesetz (ModEnG) eine wirk­
same Hilfe gegeben. Sofern bestimmte 
~oraussetzungen erfüllt sind , können Eigen-
umer von Wohnraum, die Modernisie-

, rungSmaßnahmen durchführen wo llen 
staatliche Förderungsmittel beantrage~ 
oder steuerliche Vergün stigungen in An ­
sprUch nehmen. 

5 Beteiligung der 
Bürger 
~erk~hrsberuhigende Maßnahmen wir-

en sich unmittelbar auf die Anwoh­
ner aus . Für eine sachgerechte Pla­
n~ng sind ihre ortsspezifischen Kennt­
~Isse, Erfahrungen und Bedürfnisse 

On großer Bedeutung. 

~~nKiel werden die Bürger deshalb von An­
PI g an Informiert und eingehend an der 
m anung verkehrsberuhigender Maßnah-

en beteilig t. 

D· 
H

le 
betrOffenen Bürger w erd en z. B. durch 

le auswu~fsendungen über An lässe und Zie­
v unternchtet , die Planungen werden mit 
e~ch~d I .. 

und . enen nteressengruppen erortert, 
Au fe.~ finden EInzeidiskussionen statt. Die 
Be~ u rungspläne werden nach vorheriger 
de an ntmachung vier Wochen lang zu je-

rmanns F . I 
wob . InslC lt im Rathaus ausgelegt, 
der ~i alle geWünschten Erläuterungen zu 
Bürge~nung gegeben werden und von den 
denk n wiederum Anreg ungen und Be­
Zusa en Vorgebracht werden können. Im 
gen ~:enhang damit find~n Versammlun­
Plante .~n Schulen statt, In denen die ge­
und d naßnahmen von den Po litikern 
Bür er Verwaltung gemeinsam mit den 

gern diskutiert werden. 

Schließlich werden die vo n den Betroffe­
nen geäußerten Anregungen und Beden­
ken den zuständigen gewählten Selbstver­
waltungsgremien zur Entscheidung vorge­
legt und entsprechend in die Pläne einge­
arbeitet. 

Gesetzlich festgelegte besondere Formvor­
schriften für die Bürgerbeteiligung beste­
hen in Sanierungsgebieten. 

Auch nach Verwirklichung der Maßnah­
men ist die weitere Mitwirkung der Bürger 
erforderlich, um den Zielen der Verkehrs­
beruhigung zum Erfolg zu verhelfen. Denn 
die Möglichkeiten, den Bürger durch Ver­
kehrsberuh igung in seinem Verhalten als 
Kraftfahrer zu " verplanen", sind be­
schränkt: Die kleine Grünan lage vor dem 
Haus nützt nichts, wenn das Auto hinein­
gefahren wird . Fahrgassenverschwenkun­
gen und Fahrbahnau fpflasterungen verlie­
ren ihren Sinn, wenn sie als Markierungen 
für Slalomkurse mißverstanden werden. 

Ein geändertes Sozia lverhalten, zu dem EI ­
tern schon ihre Kinder anhalten sollten 
(das Umherrasen mit dem Fahrrad sollte 
dort, wo ältere Menschen sich bewegen, 
ebenso unterbleiben, wie es Jugendlichen 
bewußt sein so llte, daß röhrendes Fahren 
ihrer " Öfen" in Wohngebieten unange­
bracht ist), muß auch vom Autofahrer er­
wartet werden. Ein etwas längerer W eg 
zum Auto , kleinerer Umwege bei der Fahrt 
zur Arbeitsstelle, ein etwas größerer Zeit­
aufwand, wenn in Wohngebieten zu 
schnelles Fahren unterlassen w erden muß: 
Der Kraftfahrer muß bereit sein , dies in 
Kauf zu nehmen, damit seine Familie und 
er selbst sicherer in "bewohnbaren" 
Straßen leben können. 
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6 Erfahrungen anderer 
Städte mit Verkehrs­
beruhigung 
6, 1 Das Beispiel 
Holland 

In holländ ischen Städten wird schon seit 
Anfang der siebz iger Jahre Verkehrsberu­
higung in großem Umfang betrieben. Man 
ist bestrebt, die Wohnfunktion der Stra ­
ßen, wo dies möglich ist, wieder über die 
Verkehrsfunktion zu stel len. 

Besonders das Beispiel der Stadt Delft ist 
weithin bekannt geworden. Das dort ent­
wickelte Konzept des" Woonerf" (Wohn­
hof) hat sich - insbesondere im Hinblick 
auf die Erhöhung der Verkeh rssicherheit -
so sehr bewährt, daß es heute in Holland 
als allgemein gültiges Muster für die Um­
gestaltung und den Neubau von W ohn­
Anliegerstraßen angewandt wird. 

In die holländische Straßenverkehrsord ­
nung wurden spezielle Verkehrsvorschrif­
ten für das Verhalten in " Wohnhöfen" 
aufgenommen, die zum Vorbild für ent­
sprechende Regelungen in der deutschen 
Straßenverkehrsordnung z. B. für das Ver­
halten in Mischflächen geworden sind (sie­
he Abschnitt 3.2.5) . In Holland gilt für 
Wohnstraßen nach dem "Woonerf" ­
Konzept schon seit längerem, daß 
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die Trennung zwischen Fahrbahn und 
Gehweg aufgehoben wird (es gibt in 
diesen W ohnst raßen also keine Bord­
steine mehr) , 
die Kraftfahrer durch die Straßengestal ­
tung zu verha ltener Fahrweise veran ­
laßt werden sollen (Vorschrift ist 
Schrittgeschwindigkeit für den Kraft ­
fahrzeugverkehrl , 
der motorisierte Verkehr nicht mehr ge­
genüber Fußgängern und Radfahrern 
bevorrechtigt ist , 

Parken nur an besonders gekennzeich­
neten Stellen gestattet ist (Parkplätze 
erhalten eine besondere Pflasterung 
und ein in das Pflaster eingelassenes 
"P") , 
die Gestaltung der Straße auf das Spie­
len der Kinder Rücksicht nimmt und 
das Straßenbild insgesamt fußgänger­
freundlich ist (statt Asphalt werden 
"wohnlichere" Materialien wie z. B. ro ­
te Pflastersteine verwendet , es werden 
Straßenbäume gepflanzt, Sitzbänke 
aufgestell t usw.). 

In diesen Straßen hat das Prinzip Gül ­
tigkeit "Fußgänger haben Vorrang, 
das Auto ist nur Gast". 

Demzufolge wird für den Kraftfahrzeugver­
kehr die Regel , ,Alles, was nicht verboten 
ist, ist erlaubt" (eine Regel, die ja z.B . für 
das Parken in "normalen" Straßen Gültig ­
keit hat) ersetzt durch die Vorschrift "Al ­
les, was nicht erl aubt ist , ist verboten". 
Zur Verkehrserziehung der Kraftfahrer so l­
len bauliche Maßnahmen beitragen wie 
Kurven, Schwellen, Poller oder auch Blu ­
menbeete und Baumpflanzungen. 

Es hat sich in Holand gezeigt, daß es nicht 
zweckmäßig ist, einzelne Straße iso liert in 
"Wohnhöfe" umzubauen. Die Probleme 
des ruhenden Vekehrs, des durchgehen­
den Schleichverkehrs usw. verlagern sich 
dann häufig nur in die Nachbarstraßen . 
Grundsatz ist deshalb, bei der Einrichtung 
von Wohnbereichen alle Straßen eines zu ­
sammen hängenden Gebietes in die ver­
kehrsberuhi genden Maßnahmen einzube­
ziehen. 

Diese Maßnahmen werden in der Regel 
sehr eingehend mit den betroffenen Bür­
gern diskutiert. Man benötigt für die Pla­
nung deshalb sehr viel Zeit und man läßt 
sich auch Zeit dafür. 

Schwierigkeiten sind zum Teil beim Um­
bau von Straßen in dichtbebauten Gebie­
ten aufgetreten . Obwohl darauf geachtet 
wurde, daß nach dem Umbau ebenso viele 
Fahrzeuge wie vorher abgestellt werden 
konnten und hierfür teilweise auch Park­
plätze neu angelegt wurde, ist in den 
" W oonerf" -Straßen dichtbebauter Gebiete 

Abb . 66: Typi sche verkehrsberuhigte 
Wohnstraße in einem W ohnbere ich 
(Woonerf) in Holland 114] 

Abb. 67: " Woonerf" - Straße mit Fahr­
gassenverschwenkung zur Herabsetzung 
der Geschwindigkeit und Straßenmöblie­
rung 114J 
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auf Flächen geparkt w orden, die dafür 
nicht vorgesehen waren . Infolgedessen 
mußten die f reizu haltenden Flächen te il ­
weise doch w ieder von den Flächen abge­
grenzt werden, die vom Kraftfahrzeug be­
fah ren werden können. In einigen Fä llen 
ist dabei ein " W ald von Pollern " (Abgren­
zungspfählen l entstanden. Au ch üben die 
in den verkehrsberuhigten Gebieten selbst 
w ohnenden Kraftfahrer nicht immer die 
notwendige Disziplin und fahren gelegent­
lich noch zu schnell . 

In der Summe sind die Erfahrungen 
mit dem" Woonerf"-Modell aber ein ­
deutig positiv . Bemerkt werden muß 
allerdings, daß die holländischen Er­
fahrungen sich überwiegend auf Ge­
biete mit ein- bis zweigeschossiger Be­
bauung sowie auf solche Gebiete mit 
mehrgeschossigem Wohnungsbau be­
ziehen, in denen genügend Raum zur 
Anlage von Parkplätzen außerhalb der 
eigentlichen Straßenfläche vorhanden 
war (also meist Neubaugebietel . Die in 
Holland gewonnenen Erfahrungen 
können deshalb zwar wertvolle Anre­
gungen geben . Sie sind jedoch nicht 
immer auf unsere - häufig anders ge­
arteten - Verhältnisse übertragbar. 
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Abb. 68: "Woonerf" - Straße mit w ech­
selseit igem Parken, Fahrgassenversatz und 
Teilaufpflasterun gen /14/ 

Abb. 69: W ohnanliegerstraße geringer 
Breite mit Bepf lanzung und Möb lierung 
[14] 

Abb. 70 - 72: "Woonerf ' - Detai ls /14/ 
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Abb. 73 : " W oonerf" - Straße mit Neuord ­
nung des ruh enden V erkehrs und " Ge­
schwindigkeitsbremse" an der Einmün­
dung (14[ 

Abb . 74: Kennzeichnung der zum Parken 
best immten Flächen in einem " Woonerf" 
[ 14] 



;bb. 75: Teilaufpflasterung der Fahrbahn 
Ur Herabsetzung der Geschwindigkeit in 

einer " Woonerf" -Straße [141 

~bb . 76: Gestaltungselemente einer 
whnstraße nach dem holländischen 

" oonerf" -Modell [141 
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kein durchgezogener Bord­
stein 

2 Zufahrt 

3 Ringsitz um niedrigen Later­
nenpfahl 

4 variierte Pflasterung 

5 Privat-Auftritt 

6 Knick in der Fahrtrichtung 

7 leerer Parkplatz bietet Platz 
zum Sitzen oder Spielen 

8 Ringsitz Spielobjekt 

9 auf Wunsch : bepflanztes 
Fach vor der Hausfassade 

6 

10 keine durchgehende Fahr-
spurbezeichnung auf der 
Pflasterung 

11 Baum 

12 deutlich markierte Abstell-
plätze 

13 enge Durchfahrt 

6 

14 Pflanzentopf 

15 Spielgebiet von Fassade zu 
Fassade 

16 Parken durch Hindernisse 
unmöglich 

17 Zaun u.ä. zum Abstellen 
von Fahrrädern 
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6.2 Der Großversuch 
" Verkehrsberuhigung 
in Wohngebieten" in 
Nordrhein-Westfalen 
Mit dem Großversuch "Verkehrsberuhi ­
gung in Wohngebieten" , der in Nordrhein­
W estfalen durchgeführt wurde, konnten 
umfangreiche Erfahrungen gesammelt wer­
den. Der Großversuch lief vom November 
1977 bis zum Januar 1979 in 30 unter­
schiedlich strukturierten Wohngebieten 
von 21 Städten. Er wurde von namhaften 
Wissenschaftlern vorbereitet , betreut und 
in allen Einzelheiten analysiert. 

W ohngebiete im Sinne des Großversuchs 
sind überwiegend dem W ohnen dienende 
Stadtteile zwischen verkehrsreichen 
Straßen. Auch Gewerbebetriebe können in 
diesen Gebieten angesiedelt sein , so llten 
aber nicht in der Überzahl sein . Es wurde 
darauf geachtet, daß alle infrage kommen­
den Gebietstypen in dem Versuch vertre­
ten w aren, um unterschied liche Maßnah­
men in Abhängigkeit von verschiedenen 
Randbedingungen auswählen und testen 
zu können. Denn in dicht bebauten Alt ­
baugebieten stellen sich andere Probleme 
als in großzügigen Neubausiedlungen . Im 
Stadtzentrum sieht es anders aus als am 
Stadtrand . 

Alle in Nordrhein-W estfalen untersuchten 
Maßnahmen hatten die Verbesserung der 
Wohnverh ältn ise innerhalb der Wohnge­
biete zum Ziel. Von Anfang an bestand 
aber kein Zwei fel darüber, daß die Ver­
kehrsstraßen am Rand der Wohngebiete, 
die aufgrund ihrer Netzverknüpfung in er­
heblichem Maße durchgehenden Verkehr 
(also überbezi rklichen Ortsverkehr und 
überörtlichen Verkehr) aufnehmen müs­
sen, für die Verkehrsberuhigung ungeeig­
net sind . Die Wohnruhe der Anwohner 
dieser Straßen kann nur durch Lärm­
schutzmaßnahmen (also durch den Einbau 
von Lärmschutzfenstern , in besonderen 
Fällen auch durch den Bau von Lärm­
schutzwänden oder -w ällen) gesichert 
werden. 
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Die in dem Großversuch angew endeten 
Maßnahmen decken ein breites Spektrum 
von Möglichkeiten ab - von der einfa­
chen Beschilderung und von Straßenmar­
kierungen mit" Pinsel und Farbe" bis zum 
vollständigen Straßenumbau nach hollän­
dischem Vorbild . Im Rahmen des ver­
suchsweisen Einsatzes wurden bewußt 
auch Provisorien und einfache, mit gerin ­
gem Aufwand durchführbare Regelungen 
erprobt , deren Wirkung nicht ohne weite­
res als sicher gelten konnte. Es wurde also 
nicht immer das denkbare Optimum ver­
kehrsberuhigender Maßnahmen eingesetzt. 
Trotzdem hat sich im Durchschnitt der un­
tersuchten Gebiete ein bemerkenswerter 
Gewinn an Sicherheit erg eben [8]: 

Das gesamte Unfallgeschehen verrin ­
gerte sich um etwa 20 Prozent . 
Unfälle mit Personenschäden gingen 
um mehr als 40 Prozent zurück. 
Unfälle mit schweren Personenschäden 
nahmen sogar um 50 Prozent ab. 

Der Versuch hat gezeigt, daß durch Ver­
ringerung der Gefahrenquellen und der 
Lärmbelästigung, durch Steigerung der ge­
genseitigen Rücksichtnahme und der allge­
meinen Verkehrssicherheit die Wohnquali ­
tät spürbar verbessert w erden kann . Einen 
wichtigen Beitrag hierzu leistet nicht zu ­
letzt ein freundli cheres Straßenbild , das 
durch geordnete Parkverhältnisse, mehr 
Freiflächen , mehr Grün , mehr Platz und 
Schutz für Kinder und alte Menschen ge­
kennzeichnet ist. 

Die Erfahrungen mit der Verkehrsberuhi ­
gung von Wohngebieten sind also auch in 
Nordrhein-W estfalen überwiegend positiv . 
Der Versuch hat allerdings deutlich ge­
macht, daß die Maßnahmen sehr sorgfä l­
tig auf die jeweilige Situation abgestimmt 
sein müssen und zu "bill ige" Lösungen 
(also z. B. lediglich das Aufstellen von Ver­
kehrsschildern oder die Neumarki erung der 
Fahrbahnflächen) meist nur geringe Wir­
kung haben. Im allgemeinen führt nur ei n 
ganzes Bündel von Maßnahmen zu dem 
gewünschten Effekt der Verkehrsberuhi ­
gung. Der Versuch hat darüber hinaus ge­
zeigt, daß in dicht bebauten Al tbaugebie­
ten die Lösung der Probleme des ruhen­
den Verkehrs eine hohe Bedeutung hat. 

Da es im Rahmen des Versuchs nicht 
mög lich war , Stellp latzan lagen außerh alb 
des Straßenraumes zu schaffen, sind in 
Gebieten mit hohen Stellplatzdefizi ten wei ­
terhin alle freien Flächen auf der Straße 
zum Parken genutzt worden. Eine umfas­
sende Verbesserun g des Wohnumfeldes 
konnte in diesen Fällen noch nicht erreicht 
w erden. 

Die holländische Erfahrung, daß ver­
kehrsberuhigende Maßnahmen nach 
Möglichkeit in zusammenhängenden 
Gebieten und nicht nur in einzelnen 
Straßen angewendet werden sollten, 
hat sich auch in Nordrhein-Westfalen 
bestätigt. Es muß also besonderes Au­
genmerk darauf gelenkt werden, daß 
sich mit der Verkehrsberuhigung einer 
Straße nicht nur die Probleme in die 
Nachbarstraßen verlagern . 

Abb . n : Diagonalsperre [36] 

Abb . 78 : Aufpflasterung einer Kreuzung 

Abb. 79: Wohnstraße als Mischfläche [ 101 

Abb . 80: Fahrbahnaufpflasterung [81 

Abb. 81 : Fahrbahneinengu ng [8] 

Abb. 82: Fahrgassenverschwenku ng [10] 

Abb .83 [14] 

Abb . 84: Fahrbahnmarkieru ng [ 10] 

Abb . 85: Bäume in Wohnstraßen [8] 
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7 Beispiele für Ver­
kehrsberuhigung 
in Kiel 
7.1 Vorbemerkung 

Kiel gehörte zu den ersten Städten in 
Deutschland , die Verkehrsberuhigung in 
der Innenstadt durchführten, indem sie 
den Fahrverkehr aus den Haupteinkaufs­
straßen verbannten und diese zu einem 
Fußgängerbereich umgestalteten. Schon 
in den Jahren 1955 bis 1958 wurde die 
Holstenstraße als" Herz" der inner­
städtischen Fußgängerzone fertiggestellt . 

Heute erstreckt sich ein zusammenhängen­
des System von Fußgängerstraßen über 
eine Länge von mehr als einem Kilometer 
vom Hauptbahnhof im Süden bis zum 
Schloß im Norden . Dort grenzt die Fuß­
gängerzone an den Erholungsbereich des 
Fördeufers an und findet ihre Fortsetzung 
in der Kiellinie als Uferpromenade. 

Am weiteren Ausbau des innerstädtischen 
Fu ßgängerbereiches wird gearbeitet . Ent­
sprechende Vorhaben wurden abgeschlos­
sen (Asmus-Bremer-Platz, Fu ßgänger­
brücke am Seegarten), sind im Bau (See­
gartenbereich, Europaplatz vor der Ostsee­
halle) oder in der Planung (Verlängerung 
des Holstentörns im Sanierungsgebiet am 
Sophienblatt, Umgestaltung des Bootsha­
fenbereiches) . 

Nicht zu letzt der außerordentliche Erfolg 
des Fußgängerbereiches in der Innenstadt 
hat Anlaß zu der Frage gegeben, ob ähnli­
che Planungen nicht auch in W ohngebie­
ten durchgeführt werden können. Dabei 
darf nicht übersehen werden, daß der un­
terschied lichen Situation entsprechend 
Verkehrsberuhigung in W ohngebieten zu 
anderen Lösungen führen muß. Verkehrs­
beruhigung als Beitrag zur Verbesserung 
des Wohnumfeldes muß insbesondere so­
ziale Aspekte berücksichtigen. Die Vorbil ­
der aus den Einkaufsstraßen der Innen­
stadt können deshalb nicht ohne weiteres 
auf Wohngebiete übertragen werden . 
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7.2 Neubaugebiete 

Die Grundsätze der Verkehrsberu higung 
sind in den vergangenen Jahren auch bei 
der Planung neuer W ohngebiete schon be­
rücksichtigt worden . 

In Wohngebieten wie Schilksee-Süd, Pro­
jensdorf, Suchsdorf , Mettenhof oder Diet­
richsdorf sind die W ohnst raßen als 
Sch leifen- oder Stichstraßen so angelegt 
word en, daß in ihnen durchgehender ge­
bietsfremder Verkeh r nicht mehr auftritt. 
Ausgedehnte Systeme selbständig geführ­
ter Fußwege bieten dem Fußgänger in die­
sen Wohngebieten ei nen vom Kraftfahr­
zeugverkehr nicht beeinträchtigten 
Bewegungsraum . Ausreichende Parkplätze 
sind ebenso vorhanden wie große Grünflä­
chen und zahlreiche Kinderspielplätze. 

Verschiedentlich führt allerd ings auch in 
Neubaugebieten der ruhende Verkehr noch 
zu Problemen, die dadurch entstehen, daß 
Fahrzeuge nicht auf den zahlreichen Park­
plätzen, sondern aus Bequemlichkeit auf 
der Straße - nach Möglichkeit direkt vor 
der Haustür - abgestellt werden. Zum 
Teil erlaubt auch die zügige Führung von 
Wohnstraßen noch eine zu hohe Ge­
schwindigkeit. Diesen Problemen wird je­
doch bei der Planung weiterer Neubauge­
biete verstärkt Beachtung geschenkt . 

Insgesamt ist aber festzustellen, daß 
es in den Neubaugebieten weitgehend 
gelungen ist, die Erfordernisse des 
Verkehrs mit den übrigen Wohnbedürf­
nissen der Bewohner dieser Gebiete in 
Einklang zu bringen . Hier kommt es 
deshalb nicht mehr auf nachträgliche 
flächendeckende Maßnahmen an . Viel­
mehr kann den Forderungen nach Ver­
kehrsberuhigung in diesen Gebieten 
bereits weitgehend dadurch Genüge 
getan werden, daß an einzelnen Stei­
len bestehende Mängel abgestellt wer­
den. 
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Übergeordnete Verkehrsstraßen 
gem. Generalverkehrsplan .. ;.::::=Z: Haupterschließungsstraßen 

• (Sammelstraßen) 

Erschließungsstraßen 

Selbständig geführte Gehwege 

Abb. 86 a, b: Verkehrserschließung eines 
neuen Wohngebietes (Mettenhof) mit weit­
gehender Verkehrsberuhigung innerhalb 
des Gebietes durch Führung der Straßen 
als Schleifen- und Stichstraßen, selbstän­
dig geführte Fußwege u. dgl. 
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7.3 Altbaugebie e 
7.3.1 Auswahl der zu 

r,p e e 
In Anbetracht der relativ günstigen 
Verhältnisse in Neubaugebieten müs­
sen sich die Bemühungen um eine 
nachträgliche Durchführung verkehrs­
beruhigender Maßnahmen auf die Alt­
baugebiete konzentrieren . Insbesonde­
re die dicht bebauten Altbaugebiete 
um den inneren Teil der Förde zwi ­
schen der Wik und Gaarden sind es, in 
denen vorrangig mit Verkehrsberuhi­
gung den am Anfang dieser Schrift ge­
schilderten Problemen begegnet wer­
den muß. 

Die Prioritätenreihung der zu beruh igenden 
Gebiete wird im einzelnen den vorhande­
nen Problemen und den in Kapitel 2 defi­
nierten Zielen entsprechend nach verkehrli ­
chen und städtebaulich-sozia len Auswahl­
kriterien vorgenommen (siehe auch [361)· 

Verkehrliche Kriterien sind 
Belastung mit Durchgangsverkehr, 
Unfallgefährdung, 
Umweltbelastung durch Lärm und Ab-

gase, 
Situation des ruhenden Verkehrs und 
Leistungsfähigkeit der umgebenden 
übergeordneten Verkehrsstraßen . 

Nach städtebaulich - sozialen Kriterien 
kommt eine Verkehrsberuhigung insbeson­
dere in Frage in Gebieten mit 

mangelndem Bewegungsraum für den 
Fußgänger auf der Straße, 
Unterversorgung mit Grün - und Frei-

fl ächen, 
Mängeln im Straßenbild , z.B. durch 
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das Fehlen von Straßeng rün, 
allgemeiner Erneuerungsbed ürftigkeit 
(z. B. in Sanierungsgebieten ), 
einer guten Zuordnung zu öffentlichen 
Einrichtungen (Schulen, Spielplätzen, 
Parkanlagen und dgl.), 
einer großen Zahl betroffener Bewoh-

ner und 
einer möglichst geringen Zahl von 
Gewerbebetrieben. 

Für die Auswahl eines Gebietes ist weiter­
hin von Belang, daß 

ein übergeordnetes Planungskonzept 
für die Gesamtentwicklung des betref­
fenden Stadtgebietes vorliegt (in der 
Regel ein Stadtteilrahmenplan ) und daß 
mit der Zustimmung der Mehrzahl der 
Bewohner gerechnet werden kann . 

Die Einstufung der W ohngebiete nach der 
Dringlichkeit der Verkehrsberuhigung , die 
sich aus diesen Kriterien ergibt , stellt der 
im Anhang beigefü gte Übersi chtsplan dar. 

Planungen verkehrsberuhigender Maßnah­
men größeren Umfanges liegen für folgen-

de Gebiete vor : 

Südliche Innenstadt, 
Quartier Schrevenpark und 
Gaarden. 

In der südlichen Innenstadt und im Quar­
tier Schrevenpark ist eine Reihe von Maß­
nahmen bereits im Jahr 1980 fertiggestell t 
worden, weitere Maßnahmen sind im Bau . 

W egen der begrenzten, für die Verkehrs­
beruhigung zur Verfügung stehenden 
Finanzmittel wird angestrebt , verkehrsbe­
ruhigende Maßnahmen auch w ei terhin 
schwerpunktartig zunächst in der süd li ­
chen Innenstadt und in Gaarden durch­
zuführen. Damit soll in diesen Gebieten, 
die auch durch andere struktu relle Mängel 
'besonders belastet sind, mög lichst bald zu 
einer spürbaren Verbesserung des W ohn­
umfeldes beigetragen werd en. 

Die notwendige Konzentration der Mittel 
auf diese Gebiete bedingt allerdings, daß 
in den übrigen Stadtteilen zunächst nach 
Möglichkeit nur solche verkehrsberuhigen­
den Maßnahmen vorgesehen werden , die 
ohne größeren finanzie llen Aufwand rea ­
lisiert werden können. Beispiele hierfür 
sind die in der Vaasastraße in Mettenhof 
und die in dem W ohngebiet um die Eichen ­
dorffstraße und die Nietzschestraße durch­
geführten Maßnahmen. 



Abb. 87: Wie hier die südliche Innenstadt 
weisen viele Altbaugebiete eine hohe 
Bebauungsdichte auf . Diese Gebiete benö­
tigen Verkehrsberuhigung in der Regel be­
sonders dringend . 

Abb. 88: Auch Mängel im Straßenbild 
(hier Fehlen jeglichen Grüns in der Harries­
straße, südliche Innenstadt) sollen beho­
ben werden, wenn durch Verkehrsberuhi­
gung eine Wohnumfeldverbesserung er­
reicht werden soll. 

Abb. 89: Zu den Hauptproblemen der zu 
beruhigenden Wohngebiete zählt das un­
geordnete Parken (hier Zweckentfremdung 
des breiten Gehweges auf der rechten Sei­
te der Straße Brunsrade zum Parkplatz; 
Zustand vor Umbau der Straße). 
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7.3.2 Beispiele 

Südliche Innenstadt 
Die südliche Innenstadt ist das durch die 
Straßen Ziegelteich, Schützenwall, Theo­
dor-Heuss-Ring und Kaistraße begrenzte 
Gebiet, in dem etwa 19000 Menschen le­
ben. Neben reinen Wohnstraßen gibt es 
Straßen, in denen die Wohnbebauung 
stark mit gewerblicher Nutzung durchsetzt 
ist und Bereiche, die überwiegend durch 
Gewerbebetriebe geprägt sind. Die unmit­
telbare Nachbarschaft zum Stadtzentrum 
einerseits und zu Grünflächen und Spor­
tanlagen andererseits (Schützenpark, 
Moorteichwiese, Waldwiese, Viehburger 
Gehölz) bieten gute Voraussetzungen für 
innerstädtisches Wohnen. 

Diese Standortqualität wird jedoch durch 
erhebliche Mängel beeinträchtigt . Offen­
sichtlich besteht ein Zusammenhang zwi­
schen mangelhaftem Wohnungstandard, 
sich stetig verschlechternden Wohn um­
feldverhältnissen, negativen Veränderun ­
gen der Bau- und Nutzungsstruktur und 
den vorhandenen Verkehrsverhältnissen, 
insbesondere Beeinträchtigungen infolge 
von Durchgangs- und Schleichverkehren . 

Diese Problematik und offensichtliche Miß­
stände waren Anlaß, die südliche Innen­
stadt schon 1968 als besonders sanie­
rungs- und erneuerungsbedürftig einzustu ­
fen. Auf der Grundlage vorbereitender Un­
tersuchungen und Gutachten wurde für 
den lenkenden und nachvollziehbaren Ein ­
griff in den Entwicklungsprozeß dieses 
städtischen Teilbereiches eine Rahmenpla­
nung eingeleitet. Wesentlicher Bestandteil 
dieser Rahmenplanung ist ein Verkehrsbe­
ruhigungskonzept. 

Dieses Konzept legt zunächst Teilquartiere 
fest, die von Straßen begrenzt werden, die 
nach dem Generalverkehrsplan eine über­
geordr,ete Verkehrsbedeutung haben und 
deshalb selbst nicht für eine Verkehrsberu ­
higung infrage kommen . Solche Straßen 
sind in der südlichen Innenstadt die Ring ­
straße, der Schülperbaum, der Königs-
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weg , die Kirchhofallee westlich der Ring ­
straße und die Saarbrückenstraße . 

Innerhalb der Teilquartiere sind die Maß­
nahmen zur Verkehrsberuhigung vorgese­
hen, auf die im Kapitel 3 hingewiesen wur­
de . Das sind insbesondere: 

Straßensperrungen (Einbau sogenann­
ter "Verschlußstücke") und Einbahnre­
gelungen zur Verhinderung von Durch ­
gangsverkehr, 
Einbahnregelungen zur Verringerung 
der für den fließenden Verkehr freizu ­
haltenden Fahrgassenbreite, 
Neuordnung des Parkens und Siche­
rung der nicht zu beparkenden Geh­
wegbereiche, 
Maßnahmen zur Verringerung der Fahr­
geschwindigkeit wie Fahrgassenver­
schwenkungen (wechselseitiges Par­
ken) und Teilaufpflasterungen der Fahr­
bahn, 
Umgestaltung einzelner hierzu geeigne­
ter Wohnstraßenabschnitte in Mischflä­
chen mit vollständigem Umbau des ge­
samten Straßenraumes (Schaffung ei ­
ner gemeinsam von allen Verkehrstei l­
nehmern zu benutzenden Straßenflä­
che ohne Trennung zwischen Fahrbahn 
und Gehweg) und 
Verbesserung des Straßenbildes durch 
Neuanpflanzung von Straßenbäumen, 
die Schaffung von Pflanzbeeten und ei­
ne insgesamt möglichst fußgänger­
freundliche Gestaltung. 

Zur Verringerung des Parkdrucks wird dar­
über hinaus angestrebt, langfristig eine 
größere Zahl von Stellplatzanlagen im 
Grundstücksbereich zu schaffen. 

I \ 
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Übergeordnete Verkehrsstraßen gemäß 
Generalverkehrsplan 

Erschließungstraßen mit Zweirichtungs­
verkehr 

ErsChließungsstraßen mit Einbahnverkehr 

===== 

• 
Wohnbereichsstraßen 
( MischflächenJ 

Verschlußstücke 

Abb . 90: Konzept für die Verkehrsberuhi­
gung der südlichen Innenstadt 
• Schleifenstraßen durch Einbau von 

Verschlußstücken zur Verhinderung des 
Durchgangsverkehrs 

• Einbahnstraßen zur Verhinderung des 
Durchgangsverkehrs und zur Gewin­
nung von Raum für den ruhenden Ver­
kehr 

• Wohnbereichsstraßen mit völligem 
Straßenumbau zu Mischflächen als be­
vorzugte Aufenthaltsbereiche 

• Weiterhin : 
Teilaufpflasterungen der Fahrbahn 
in den Erschließungsstraßen 
Neuordnung des ruhenden Verkehrs 
z.B in Form des wechselseitigen 
Parkens 
Gemeinschaftstellplatzanlagen außer­
halb des Straßenraumes 
Schilder " Tempo 30" 
"Straßenbegrünung (Bäume, 
Pflanzbeete) 
Straßenmöblierung 
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Abb. 91: Einfachste Form der Straßenum­
gestaltung: Gehwegvorsprün ge in den 
Parkstreifen zur Anpflanzung von Straßen­
bäumen und zur Erleichterung der Fahr­
bahnüberquerung durch den Fu ßgänger 

Abb. 92: Teilumbau der Straße nach dem 
"Frohnhauser Modell ": W echselseitiges 
Parken, Fahrgassenverschwenkungen, 
Teilaufpflasterungen, Beg rünun g der 
" Restflächen" 

Abb . 93: Vollständiger Straßenumbau als 
besonders fußgängerfreundliCh gestaltete 
Mischfläche mit besonderen Verhaltensre­
geln für alle Verkehrsteilnehmer und Be­
schilderung durch die Zeichen 325 und 326 
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Abb . 91 -93: Für die Verkehrsberuhigung in 
der südlichen Innenstadt vorgesehene ver­
schiedene Formen des Straßenumbaues 

Abb . 94 und 95: Frei halten der Gehwege 
in den Straßen Brunsrade und Du ben horst 
durch Neuordnung des Parkens bei gleich­
zeitiger Verschmälerung der freizu halten ­
den Fahrgassenbreite 
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Abb. 96: Wechselseitiges Parken mit Be­
grünung der Restflächen und Teilaufpfla­
sterung der Fahrbahn in der Lüdemann­
st raße 

Abb. 97: Umgestaltung der Lutherstraße 
in eine Mischfläche in dem Abschnitt zwi­
schen Bugenhagenstraße und Lüdemann­
straße 
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Abb. 100: Konzept für die Verkehrsberuhi ­
gbung im Quartier Schrevenpark (1 . Aus­
aUstufe) 

• " Verschlußstück" im Knotenpunkt 
Goethestraße I Schilierstraßel Hebbei­
straße und ergänzende Einbahnregelun­
gen in den Straßen, die in die Schiller­
straße einmünden, um den Durchgangs­
verkehr im Bereich Schillerstraße zu 
Unterbinden 

• Einbau sogenannter Verkehrsschleusen 
(Fahrbahnverengungen) in der Goethe­
straße zur Herabsetzung der Geschwin­
digkeit und zur Verringerung der At­
traktivität der Goethestraße als 
SChleichweg für den durchgehenden 
Verkehr 

• 

Übergeordnete Verkehrsstraßen 
gemäß Generalverkehrsplan 

ErsChließungsstra ßen mit Zwei­
richtungsverkehr 

Erschließungsstraßen mit Ein­
riChtungsverkehr 

Verschlußstücke 

Quartier Schreven­
park 
Das Quartier Schrevenpark ist durch die 
Gutenbergstraße, den Westring, die 
Eckernförder Straße und den Knooper 
Weg begrenzt und hat etwa 5000 Einwoh­
ner. Die Nähe zum Stadtzentrum, die Lage 
am Schrevenpark und die leichte Erreich­
barkeit öffentlicher Einrichtungen aller Art 
machen das Quartier zu einem bevorzug­
ten Wohnstandort . 

Probleme bestanden aber durch einen um­
fangreichen "Schleichverkehr" auf den 
Straßen um den Park (Goethestraße, 

Schillerstraße) und deren Anbindungen an 
das übergeordnete Straßennetz. Hierdurch 
ergaben sich nicht nur Belästigungen für 
die Anwohner des Gebietes selbst , son­
dern es wurde durch die Erschwerung des 
Zuganges zum Park ein Einzugsbereich be­
troffen, der weit über das umgebende 
Quartier hinausreicht. Wie in allen innen­
stadtnahen Gebieten wirft der ruhende 
Verkehr besondere Probleme auf. 

Das Gesamtkonzept zur Verkehrsberuhi ­
gung des Quartiers SChrevenpark enthält 
einen Katalog ähnlicher Maßnahmen, wie 
sie für die südliche Innenstadt vorgesehen 
sind . Die Maßnahmen sollen stufenweise 
realisiert werden. 



Zunächst sind durch ein " Verschlußstück" 
in der Kreuzung Goethestraße / Schiller­
straße / Hebbelstraße die Schillerstraße und 
die Hebbeistraße von durchgehendem Ver­
kehr befreit worden . 

Gleichzeitig wurden versuchsweise soge­
nannte" Verkehrsschleusen" (Fahrbahn­
einengungen) in die Goethestraße einge­
baut. Damit sollen die Kraftfahrer zu einer 
verhaltenen Fahrweise veranlaßt, und es 
soll den durch hohe Geschwind igkeiten 
verursachten Unfallgefahren beim Zugang 
zum Park entgegengewirkt w erden. 

Diese Maßnahme stell t einen Kompromiß 
dar, mit dem noch nicht alle Ziele der Ver-
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Gutenberganlage 

kehrsberuhigung erreicht w erden können. 
Bei der späteren Vervo ll ständigung des 
Gesamtberuhigungskonzeptes soll aber 
auch die Goethestraße abgeriegelt w erden, 
sobald die Voraussetzungen dafür durch 
entsprechenden Ausbau des übergeordne­
ten Straßennetzes, z.B . des Knooper We­
ges, gegeben sind . Ohne diesen A\Jsbau 
würden bei vollständiger Verlagerung des 
Durchgangsverkehrs aus der Goethestraße 
nur wieder erhebliche neue Probleme auf 
den Randstraßen des Quartiers und in den 
benachbarten Wohngebieten geschaffen . 

Verkehrssch leusen 

Schrevenpark 
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Abb . 101 : Verschlußstück im Knotenpunl<t 
Goethestraßel Schi lierstra ße l Hebbeistraße 

Durch das Versch lußstück wird der Durch­
gangsverkehr im Bereich der Schillerstraße 
unterbund en und die Zugänglichkeit des 
Schrevenparks von Norden her verbessert. 
Das mit Pflanzbeeten, Bäumen, Sitzbän­
ken usw. gestaltete Verschlußstück stel lt 
gleichzeitig ei ne nicht mehr durch den 
Kraft fahrzeugverkehr gestörte Verbindung 
für Fu ßgänger zwischen dem Schreven­
park und der Gutenberganlage dar. 



Gaarden 

Als stark sanierungs- und erneuerungsbe­
dürftiges Gebiet mit etwa 20000 Einwoh­
nern weist Gaarden ähn liche Probleme wie 
die sÜdliche Innenstadt auf. Durch die Eli­
sabethstraße ist Gaarden Einkaufszentrum 
für das gesamte Ostufer. 

Das Verkehrsberuhigungskonzept folgt den 
auch in der südlichen Innenstadt ange­
wandten Planungsgrundsätzen . 

Eine Besonderheit stellt die geplante Um­
wandlung des Vinetaplatzes und eines 
Teils der Elisabethstraße in eine Fußgän­
gerzone dar. Das Einkaufszentrum Gaar­
den wird damit eine ähnlich attraktive Ge­
staltung erhalten wie das innerstädtische 
Einkaufszentrum. 

Zur Verbesserung der Situation des ruhen ­
den Verkehrs soll in Gaarden eine Reihe 
von Parkhäusern beitragen . Das erste die­
Ser Parkhäuser liegt an der Schulstraße 
Und ist 1980 fertigesteIlt worden. Es dient 
nUr Zum Teil den Kunden des Einkaufszen­
trums, zum anderen Teil aber den Anwoh­
nern. Angestrebt wird, in Gaarden weitere 
Parkhäuser zu errichten, die sogar über­
Wiegend den Anwohnern zu r Verfügung 
Stehen sollen . 

Abb. 102: Geplanter Fußgängerbereich 
Vinetaplatz / Elisabethstraße (Modell) 

Abb . 103: Parkhaus an der Schulstraße 
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8 Verkehrsberuhigung 
als au prformel? 
Die bahnbrechende Entwicklung des 
"Woonerf" -Modells für die Gestaltung von 
Wohnstraßen in Holland hat auch bei uns 
zu einer Verkehrsberuhigungs-Euphorie 
beigetragen, die nicht gerechtfertigt ist 
und die Gefahren in sich birgt . Man meint, 
die Belange des Kraftfahrzeugverkehrs bei 
der Nutzung von Wohnstraßen vernachläs­
sigen zu können und spricht - im Ver­
gleich zu den "kommerziellen" Fußgän­
gerzonen der Innenstädte - von einer 
weitgehenden Umwandlung der Wohnstra­
ßen in "sozia le" Fußgängerbereiche. Man 
träumt von einer vollständigen Erneuerung 
des sozialen Lebens auf der Straße. Im 
Hintergrund steht - ausgesprochen oder 
unausgesprochen - nicht selten die Paro­
le "Autos raus". 

Übersehen wird oft , daß das holländische 
" Woonerf" -Modell überwiegend in Gebie­
ten mit geringer Bebauungsdichte (ein - bis 
zweistöckige Bebauung) praktiziert wird, in 
denen z. B. die Unterbringung der Kraft ­
fahrzeuge der Anlieger keine Schwierigkei ­
ten bereitet. In Wohngebieten, die für ver­
kehrsberuhigende Maßnahmen infrage 
kommen, liegen bei uns aber meist andere 
Voraussetzungen vor . 

Auch die Möglichkeiten , den Kraftfahr­
zeugverkehr durch Förderung seiner Alter­
nativen zu reduzieren und damit Verkehrs­
beruhigung zu erreichen, werden häufig 
überbewertet. Wunschvorstellungen, daß 
sich hierdurch die Probleme des Kraftfahr­
zeugverkehrs gewissermaßen "von selbst" 
lösen lassen , ist - so verlockend solche 
Vorstellungen auch sein mögen - mit 
großer Skepsis zu begeg nen. 

Zwar ist der Ausbau des Radwegenetzes 
_ nicht zuletzt aus Gründen der Verkehrs­
sicherheit - eine wichtige Aufgabe, die 
durch Verknüpfung mit der Verkehrs­
beruhigung noch wirksamer bewältigt wer­
den kann . Ebenso hat die Aussage des 
Generalverkehrsplanes weiterhin uneinge­
schränkt Gültigkeit, daß die Funktionsfä­
higkeit und Attraktivität des öffentlichen 
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Personennahverkehrs vorrangig verbessert 
werden muß. Große Teile der Bevölkerung 
sind ja ausschließlich auf öffentli che Ver­
kehrsmittel angewiesen. Und in bestimm­
ten Relationen, die auch zah lenmäßig ins 
Gewicht fallen, kann durchaus von Ver­
kehrsverlagerungen vom Individualverkehr 
weg zum öffentli chen Personennahverkehr 
hin ausgegangen werden. Dies gi lt z. B. für 
den Berufspendelverkehr von und zur In­
nenstadt. 

Grundlegende Änderungen in den Ver­
kehrsgewohnheiten sind aber weder durch 
den Ausbau des Radwegenetzes noch -
unter den Bedingungen von Städten der 
Größe und Siedlungsstruktur Kiels -
durch die Verbesserung des öffentlichen 
Personennahverkehrs zu erwarten. Rea li ­
tätsbezogene Planung darf den hohen 
Stellenwert, den der private Pkw als Mittel 
zur Steigerung der individuellen Mobilität 
und damit zur Erweiterung der Entfal ­
tungsmöglichkeiten des einzelnen im Be­
wußtsein des Bürgers gewonnen hat, 
nicht verkennen. 

Nicht Maßnahmen, die aus einer Auto ­
feindlichkeit entstehen, sondern Maß­
nahmen, die uns mit dem Verkehr le­
ben lassen, verbessern deshalb die 
städtebauliche Situation zum Wohl der 
Bürger. 

Auch die Vorstellung , daß sich durch 
verkehrsberuhigende Maßnahmen die 
Pkw-Benutzung nachhaltig reduzieren lie­
ße, hat sich bislang noch nirgends bestä­
tigt . Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung 
an einer Stelle führen deshalb zu "Ver­
kehrsbeunruhigungen" in anderen Gebie­
ten, wenn die erforderliche Voraussetzung 
eines leistungsfähigen übergeordneten 
Verkehrsnetzes nicht gegeben ist. Der ver­
drängte Verkehr, der nicht auf so lche 
übergeordneten Verkehrsstraßen auswei ­
chen kann, sucht sich seinen W eg dann 
selbst und belastet dabei Nachbarbereiche 
zusätzlich. 

Schließlich darf die Bedeutung des Kraft ­
fahrzeugverkehrs tür die Wohngebiete 
nicht unterschätzt werden . Nicht nur der 
Ver- und Entsorgungsverkehr, auch der 
umfangreiche Kraftfahrzeugverkehr der 

Anwohner mu ß au frechterh alten werden. 
Ob zur Ausübung des Beru fes, für Einkäu­
fe und Erledigungen oder bei der Gestal­
tung der Freizeit - für viele Lebensbe­
reiche ist das Auto kaum noch wegzuden­
ken . Die Anwohner selbst legen deshalb 
großen Wert au f eine gute verkehrliche Er­
sch ließu ng. 

Untersuchungen haben erg eben, daß auch 
von den Bewohnern innenstadtnaher 
Wohngebiete die Benutzbarkeit des eige­
nen Pkw als wesentlicher Bestandteil der 
Wohnqualität eines Wohngebietes angese-
hen wird . Trotz der günstigen Lage zu öf- ( 
fentlichen Einrichtungen , Einkaufsmöglich- ~. 
keiten und dergleichen sowie der guten Er­
sch ließung durch den öffentlichen Perso­
nennahverkehr lehnen sie Einschränkungen 
der Pkw-Benutzung ~ntschieden ab. 

Verkehrsberuh igung kann somit nur erfo lg­
reich sein, wenn eine Reihe w ichtiger ver­
kehrl icher Randbedi ngungen beachtet 
wird: 

Aus den Wohnbereichen verdrängter 
Verkehr muß auf leistungsfähigen, tan ­
gentialen Verkehrsstraßen gebündelt 
werden. Ein flüssig er Verkehrsablauf 
auf diesen Straßen mu ß auch zukünftig 
gewährle istet sein . Stop-and-go-
Verkehr - und sei es auch nur zu den 
Berufsverkehrszei ten - beeinträchtig t 
nicht nur die Belange der Anli eger -
auch an den Verkehrsstraßen liegen ja 
viele Wohnungen - sondern wider-
spricht auch den Forderungen nach 
sparsamem Umgang mit Energie und t'" 
nach ungehindertem Ablau f des öffent-
lichen Personennahverkehrs, dessen 
Träger die Verkehrsstra ßen ja auch 
sind. Nur wenn das Netz der Verkehrs­
straßen ausreichend ausgebaut ist , 
kann somit die menschliche Wohn um-
welt durch Verkehrsberuhigung umfas-
send geschützt werd en. 
Umwege und Suchfahrten müssen be­
grenzt werden. Die Erschwerung oder 
Verhinderung des Durchgangsverkehrs 
in den Wohngebieten durch die Einfüh­
rung von Einbahnregelungen, die Ein ­
ri chtung von Schlei tenst raßen , Sack­
gassen und dergleichen darf nicht ZU 

Straßenlabyrinten führen. Das Straßen-



netz muß auch für den gebietsfremden 
Verkehr noch überschaubar sein. 
Der Ver- und Entsorgungsverkehr des 
Wohngebietes darf nicht über Gebühr 
behindert werden. 
Eine ausreichende Verkehrserschlie­
ßung der in dem Gebiet ansässige Ge­
werbebetriebe muß gewährleistet blei­
ben . 
Straßenreinigung und Winterd ienst 
dürfen nicht unzumutbar erschwert 
werden. 
Die Zugänglichkeit für Notfa llfahrzeuge 
muß uneingeschränkt gesichert sein . 

Schließlich ist zu beachten, daß im 
Straßenraum eine Vielzahl von Leitungen 
verlegt ist. Im Rahmen verkehrsberuhigen­
der Maßnahmen können deshalb auch 
Straßenbäume nicht "beliebig" gepflanzt 
werden, wenn nicht teure Leitungsverle­
gungen vorgenommen werden sollen. 

Verkehrsberuhigung ist somit einer 
Vielzahl von Zielkonflikten ausgesetzt 
und kann infolgedessen nicht ohne 
Kompromisse verwirklicht werden. 

Kurzfristig wird insbesondere das zentrale 

Problem des ruhenden Verkehrs kaum um­
fassend zu lösen sein. Eine gewisse Er­
leichterung könnten zwar in bestimmten 
innerstädtischen Gebieten die in das 
Straßenverkehrsrecht neu aufgenommenen 
Parkvorrechte für Anlieger bringen, die 
aber nur wirksam sind, wenn sie intensiv 
überwacht werden können . 

In Gebieten mit hohem Stellplatzdefizit -
das sind in Kiel fast alle innerstädtischen 
und innenstadtnahen Althausquartiere -
kann eine durchgreifende Verbesserung 
der Situation aber nur erreicht werden, 

Abb. 104 [23] 
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w enn ausreichende Stellplatzanlagen 
außerhalb des Straßenraumes geschaffen 
w erd en . Einen Schritt in diese Ri chtung 
stellen die Planungen für die Parkhäuser in 
Gaarden dar. Der Bau von Wohnparkhäu­
sern stö ßt indessen insbesondere in Alt­
baugebieten noch auf kaum zu überwin ­
dende finanzielle Schwierig keiten. 

Solange die Stellplatzbilanz durch aus­
reichende Entlastungsanlagen jedoch nicht 
verbessert w erden kann , w erden die Kraft ­
fahrer weiterhin alle sich bietenden Mög­
lichkeiten im Straßenraum zum Parken 
nutzen. Der Grundsatz, in W ohnstraßen 
dem Kraftfahrzeugverkehr nur die unbe­
dingt notwendigen Flächen zuzuteilen, 
wird deshalb allenfalls zu einer Verringe­
rung der freien Flächen für den fließenden 
Verkehr, zunächst aber noch nicht zu einer 
generellen Einschränkung der Abstellflä­
chen für die Kraftfahrzeuge im Straßen­
raum führen können . Die Erfüllung der 
Forderung nach einer umfassenden Ver­
besserung des Wohnumfeldes durch 
Straßenumgestaltung ist damit noch w eit 
entfernt . 

W enn es jedoch gelingt , z.B. durch 
Straßenabriegelungen Durchgangsverkehr 
aus den Wohngebieten zu verdrängen, 
wenn solche" Verschlußstücke" möbliert 
und begrünt werden können, w enn einzel­
ne Straßenabschnitte schon in fußg änger­
freundl iche Mischzonen umgestaltet und 
alle sich bietenden Möglichkeiten zur Ver­
mehrung des Straßengrüns genutzt w er­
den, ist trotzdem viel gewonnen. Dann 
w erd en auch kurzfristig schon spürbare 
Verbesserungen erzielbar sein , ohne daß 
Verkehrsberuhigung gleich w ahre Wunder 
bewirken wird. 

Das Ziel einer umfassenden Verbesse ­
rung des Wohnumfeldes ist langfristig 
zu verfolgen als Teil der Bestrebungen 
zur Gesamterneuerung der bislang be­
nachteiligten Althausquartiere. Der 
Umfal"\g dieser auch als " Stadtrepara­
tur" bezeichneten Aufgabe ist be­
trächtlich . Sie wird nur mit dem Ein­
satz erheblicher Mittel zu lösen sein 
und wird heute vielfach als größte 
Herausforderung für die Städte seit 
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den Jahren des Wiederaufbaus ange­
sehen. 

Auch Verkehrsberuh igung wird demzufol ­
ge nur einen wirksamen Beitrag zur Stadt­
erneuerung leisten können, w enn sie nicht 
als neue stadtplaneri sche Mode, sondern 
al s langfristige Aufgabe verstanden wird . 



9 Resümee Die in Kiel bereits durchgeführten Maß­
nahmen zur Verkehrsberuhigung haben 
gezeigt, daß auch bei uns auf den Erfah­
rungen aufgebaut werden kann, die bei 
dem Großversuch "Verkehrsberuhigung in 
Wohngebieten" in Nordrhein-Westfalen 
und in Holland gesammelt worden sind . 
Insbesondere die Ergebnisse des Großver­
suches haben bewiesen, daß durch Ver­
kehrsberuhigung die Verkehrssicherheit 
deutlich erhöht und z.B. die Kinderunfall ­
zahlen spürbar gesenkt werden können 
und daß Verkehrsberuhigung einen we­
sentlichen Beitrag zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes leisten kann . 

Die Regeln der Verkehrsberuhigung sind 
im Grundsatz auf alle Wohngebiete in der 
Stadt anzuwenden . Festzustellen ist aller­
dings, daß bei der Planung der Neubauge­
biete die Grundsätze der Verkehrsberuhi­
gung schon weitgehend beachtet worden 
sind. Auch sind die Verkeilrsprobleme in 
den übrigen Wohngebieten am Stadtrand 
(Holtenau, Siedlung Kronsburg, Garten­
stadt Elmschenhagen usw.) weniger 
schwer. Vorhandene Mängel beziehen sich 
dort häufig auf Einzelsituationen und 
können deshalb auch durch EinzeImaßnah­
men abgestellt werden. 

Demgegenüber sind die innerstädtischen 
und innenstadtnahen Althausquartiere 
überwiegend in ihrer gesamten Fläche 
durch den Kraftfahrzeugverkehr beein­
trächtigt. Dort muß Verkehrsberuhigung 
flächendeckend durchgeführt werden. Die­
se Gebiete sind überdies zum Teil mit wei­
teren Wohnumfeldmängeln und Mängeln 
der Bausubstanz belastet und benötigen 
Verkehrsberuhigung als Beitrag zur Wohn­
umfeldverbesserung daher besonders drin­
gend. 

Verkehrsberuhigende Maßnahmen 
sollten deshalb vorrangig in den 
Schwerpunktbereichen der Stadter­
neuerung vorgesehen werden. 

Für die übrigen Stadtteile sollten nach 
Möglichkeit zunächst nur s~lche verkehrs­
beruhigenden Maßnahmen In Bet~acht . ge­
zogen werden, die ohne großen"flnanzlel­
len Aufwand realisiert werden konnen. Nur 
so kann erreicht werden, daß in den be-

sonders benachteiligten Gebieten schon 
frühzeitig ein spürbarer Nutzen erzielt wer­
den kann. Umfassend wird Verkehrsberu­
higung wegen der erforderlichen erhebli­
chen Finanzmittel und der Schwierigkeiten 
ihrer Bereitstellung aber nur als langfristige 
Aufgabe zu bewältigen sein . 

Für dichtbebaute Altbaugebiete haben sich 
Maßnahmenkombinationen als besonders 
geeignet erwiesen, wie sie in Nordrhein­
Westfalen im Rahmen des sogenannten 
" Frohnhauser Modells" erprobt worden 
sind . Hierbei werden im Wohngebiet Stras­
sen abgeriegelt, soweit dies zur Vermei­
dung von Durchgangsverkehr erforderlich 
ist. Durch einen Teilumbau der Straßen 
wird der verbleibende gebietsbezogene 
Verkehr zu vorsichtiger Fahrweise veran­
laßt und der ruhende Verkehr neu geord­
net. Ergänzende gestalterische Maßnah­
men, insbesondere die Anpflanzung von 
Bäumen, verbessern das Straßenbild. Der 
aufwendige vollständige Umbau von Stras­
sen zu Mischflächen, die von allen Ver­
kehrsteilnehmern gemeinsam genutzt wer­
den, bleibt beim "Frohnhauser Modell" 
auf einzelne, dafür besonders geeignete 
Straßenabschnitte beschränkt. 

Wohnumfeldverbesserung durch Verkehrs­
beruhigung bedingt aber eine deutliche 
Änderung des Straßenbildes und kommt 
in der Regel ohne eine - zumindest teil­
weise - bauliche Umgestaltung des Stras­
senraumes nicht aus. Ansatzpunkte für 
verkehrsberuhigende Maßnahmen können 
dann gegeben sein, wenn z.B. nach Ka­
nalbaumaßnahmen, der Verlegung von 
Fernheizungsleitungen oder bei der Not­
wendigkeit einer Grunderneuerung der 
Straßendecke nach schweren Winterschä­
den ohnehin Straßenbauarbeiten durchge­
führt werden müssen. Generell gilt, daß al­
lein mit verkehrsregelnden Maßnahmen 
(Aufstellen von Verkehrsschildern und der­
gleichen), also ohne bauliche Veränderun­
gen, nur ein sehr unvollkommener Beitrag 
zur Wohnumfeldverbesserung geleistet 
werden kann . 

Beachtet werden muß, daß verkehrsberu­
higende Maßnahmen nicht zu einer unzu­
mutbaren Behinderung des gebietsbezoge­
nen Erschließungsverkehrs führen dürfen. 
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Nichtgebietsbezogener Verkehr (durchge­
hender Schleichverkehr) soll auf die das 
Wohngebiet umgebenden Verkehrsstraßen 
und nicht in benachbarte Wohnbereiche 
abgedrängt werden. 

Wohnumfeldverbesserung durch Ver­
kehrsberuhigung in den Wohngebieten 
bedingt somit eine entsprechende Auf­
nahmefähigkeit der Verkehrsstraßen 
am Rand und ist deshalb nur realisier­
bar im Rahmen eines tragfähigen Ge­
samtverkehrskonzeptes, wie es durch 
den Generalverkehrsplan ausgewiesen 
wird. 

Die Verbesserung der Wohnqualität 
durch die Maßnahmen der Stadt zur 
Verkehrsberuhigung und Wohnumfeld­
verbesserung bleibt aber unvollkom­
men, wenn dazu nicht Initiativen im 
privaten Grundstücksbereich treten. 

Zur Aufwertung eines Wohngebietes sind 
auch Anstrengungen der Hausbesitzer er­
forderlich , wie z. B. 

Wohnungsmodernisierung, 
Fassadeninstandsetzung 
Begrünung und Neuordnung der Block-
innenbereiche, 
Schaffung von Stellplatzanlagen für die 
Hausbewohner sowie 
Vorgartengestaltung . 

Wohnumfeldverbesserung durch Verkehrs­
beruhigung soll ein Anreiz für solche An­
strengungen sein und als Initialzündung 
für ein Zusammenspiel von öffentlichen 
und privaten Investitionen wirken . Das Pla­
nungsinstrument, das zu einem optimalen 
Zusammenwirken der verschiedenen öf­
fentlichen und privaten Aktivitäten führen 
soll, ist die Stadtteilrahmenplanung . 

In einer .. konzertierten Aktion" von 
Bürgern, Politikern und Verwaltung 
wird es möglich sein - das zeigen die 
schon vorhandenen Beispiele in ande­
ren Städten und die nun erkennbaren 
Ansätze in Kiel - die Wohnverhältnis­
se in den bisher benachteiligten Alt­
bauquartieren umfassend zu verbes­
sern und durch die Erneuerung dieser 
Stadtteile einen entscheidenden Bei­
trag zur Hebung der Lebensqualität In 
der Stadt zu leisten. 
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1) Genehmigung der Tagesordnung 

S t a d t prä s i den t er öffnet die Sitzung , begrüßt die Teil­
ne hmer und t eilt mit, daß s i ch fünf Ratsmitglieder ent schuldigt ha ben , 
so daß 44 Mitglieder anwesend si nd . Er stellt die Beschlußfähigkeit 
der Ratsversammlung fest . 

Danach s t ellt er fest, daß die Einladung zu der Sitzung rechtzeitig 
zugestellt worden ist. Zusätzlich zu dem übersandten Material wurden 
mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gel egt : 

a) Für die öffentliche Sit zung 

Zu Punkt 5 d) - Geschäftliche Mitteilungen -

eine Geschäftliche Mitteilung des Wirtschaftsdezernenten , betr . Abzug 
der Frachtfähre Kiel-Göteborg nach Lübeck. 

Es wurde in der gestrigen Magistratssitzung festgelegt, daß diese Ge­
schäftliche Mitteilung ni cht als Punkt 1 a ) der nichtöffentlichen 
Sitzung , sondern als Punkt 5 d) der öffentlichen Sitzung behandelt 
werden soll. 

Zu Punkt 6) - Kleine Anfragen - Frages tunde -

b) Eine Anfr age der SPD-Fraktion , betr . das Grundstück Feldstraße 
Ecke Beselerallee 

Zu Punkt 7) - Große Anf r agen - Fragestunde -

a ) Entwicklung des Wohnungsbestandes in Kiel 

die Antwort des Dezernenten . 

Zu Punkt 10) - Ausschußumbesetzungen -

ein neuer Punkt b) Umbesetzung im Jugendwohlfahrtsausschuß - Drs . 358 -
- Dringlichkeitsantrag der CDU-Fraktion -

Zu Punkt 12) - Kommunikationszentrum Hansastraße 48 -

der Antrag der SPD-Fraktion 

Zu Punkt 19) - Änderung des Nutzungsvertr ages zwischen dem Ver ei n 
"ehe Pumpe" e . V. und der Landeshauptstadt Kiel -

ein neuer Vertragsentwurf , der gegen den übersandten auszutauschen i s t . 

Zu Punkt 26) - Änderung von Entgelten im Friedhofswesen -

die Stellungnahme des Rechnungsprüfungsamtes . 
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Außerdem 

ei ne Dringlichkeitsvorlage - Ent geltsordnung für die Durchf ührung der 
Konzerte der Bühnen der Landeshaupts tadt Kiel - Drucksache 360 _, die 
bei Anerkennung der Dringlichkeit al s Punkt 30 ) zu behandel n i st . 

Ei ne Vorlage , betr. überplanmäßi ge Ausgabe für den Aus bau der Guten berg­
straße - Drucksache 322 -, die bei Anerkennung der Dringlichkeit al s 
Punkt 31) zu behandel n i s t. 

Ei ne Vorlage , betr. Änderung des Arbeitsplanes Kiel er Woche 1982 
- Drucksache 321 -, die bei Anerkennung der Dringlichkeit al s Punkt 32 ) 
zu behandeln i s t. 

b) Für die ni chtöffentliche Sitzun~ 

Eine Dringlichkeitsvorlage , betr. Über nahme ei ner Ausfallbürgschaft 
- Drucksache 355 -

Bei den Vorlagen zu Punkt 6 b) - Drucksache 359, 10 b) - Drucksache 358 , 
30) - Drucksache 360, 31) - Drucksache 322 und 32 ) - Drucksache 321 _ 
handelt es s i ch um dri ngende Angel egenheiten , zu der en Anerkennung ei ne 
Zweidrittelmehrhei t erfor derlich i s t, und bei dem Antrag der SPD-Fraktion 
zu Punkt 12) - Drucksache 335 - um eine dringende Angel egenheit, zu der en 
Anerkennung der Dringlichkeit ei ne einfache Mehrheit er for derlich ist. 

Wider spruch gegen di e Anerkennung der Dringlichkeit wird ni cht er hoben . 
Damit i s t di e Dringlichkei t aller Punkte anerkannt . 
Glei chzeitig wird f est gel egt, daß der bisherige Punkt 30) "Ver schiedenes" 
al s Punkt 33 ) behandelt wird . 

In der Magi strat ssitzung am 16. September wurde der Punkt 17) - Drucksache 
339 - Einrichtung von Werkklassen - vom St adt schulrat z ur ü c k g e _ 
zog e n , so daß er ni cht behandelt wi r d . 

Weiter e Änderungen liegen bisher ni cht vor. 

St adtbaura t Ba r t e l s zi eht den Punkt 5 c ) - 55 . Änderung des 
Flächennutzungsplanes - zurück. 

Rat sherr Pe t e r sen beantr agt namens der F.D.P.-Frakt ion , den 
Punkt 7 a ) zu ver tagen , da die Antwort auf die Große Anfr age er st heute 
auf den Tisch gel egt wurde und di e Fraktionen si ch bisher dami t nicht be­
fassen konnten . 

Weiter e Änderungswünsche wer den ni cht vorgebracht . 
Damit ist die Tagesordnung i n der geänder ten Form genehmigt . 
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2) Genehmigung der Nieder schrift über di e Sitzung am 13. August 198 1 

Die Nieder schrif t über die Sitzung der Rat sver sammlung am 13.08 .1 98 1 
hat im Bür o des Stadt präsident en zur Eins i cht ausgel egen . Einwendungen 
wurden ni cht erhoben . Damit i s t di e Nieder schrif t genehmigt . 

3) Bürgerfragestunde 

- Es liegen keine Bürgeranfragen vor _ 

4) Geschäftliche Mitteilungen des Stadtpräsidenten 

- Es liegen keine Mitteilungen vor -

5) Geschäftliche Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermei s t er s 

a) Verkehrsberuhigung al s Beitrag zur Verbesserung des Wohnumfeldes 

- Kenntnis genommen -

b) Beschluß der Ratsversammlung vom 13. August 1981 zur Bet eili un 
der Bürger bei Maßnahmen nach dem Kommunalabgabengesetz KAG) 

St adtrat I p s en (SPD) trägt vor, daß der Haus- und Grundei gen­
tümerver ein von Kiel und Umgebung gebet en habe , auch di esen Ver ei n al s I nt er­
essenvertretung der privat en Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer zu be­
t eiligen , das Schwergewicht soll aber beim Ortsbeirat liegen . Er unter­
stützt di ese Bitte , ohne j edoch ei nen Antrag zu s t ellen , bittet aber 
gl ei chzeitig , auch den Miet erver ei n gl ei chzubehandel n und von Ver anst al­
tungen zu unterrichten und zu überlegen , ob der Krei s der zu Beteil igen-
den noch erweitert werden kann . 

Stadtrat Sa u e rb a u m (CDU) unt erstützt das , da dadurch Pro­
zesse vermieden werden können . Man sollte j edoch überlegen , wen man noch 
im Vorfeld i nf ormier en sollte . Er bittet Stadtbaurat Bartels, zu prüfen , 
ob der Krei s ni cht noch vergr ößert werden kann. 

St adtbaura t Ba r t e l s (parteilos) ver s t eht die Anr egungen i n der 
Wei se , daß kei ne besonder en Ver anst altungen st attfinden soll ten , sondern 
daß nur diese Ver ei ne in den Verteiler zusät zlich aufgenommen werde 
sollten. 

Diese Auffassung wird von Stadtrat I psen und St adtrat Sauerbaum bestätigt . 

- Kenntnis genommen -

c ) 55 . Änderung des Flächennutz ungsplanes ; 

hier: Verkehrliche Anbindung des Nor dhafens 

Diese Geschäftliche Mitt eilung wurde von Stadtbaurat Bartels bei der 
Beratung der Tagesordnung z u r ü c k g e zog e n 
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d) Verhandlungen in Göteborg mit der Geschäftsführung der Stena­
Line AB Göteborg und Herrn Reeder Olsson 

Bei der Beratung der Tagesordnung wurde f estgelegt, d~6 dieser 
Punkt als 5 d) der öffentlichen Sitzung behandelt werden soll . 

- Kenntnis genommen -

6) Kleine Anfragen - Fragestunde _ 

a) Herrichtung der Zuwegung zum Jugendheim II i n Mettenhof - Drs . 365 -

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage von Ratsherrin Reyer 
(SPD) vor: 

1. Welches Amt ist zus tändig für die Herrichtung der Zuwegung zum 
Jugendheim II in Mettenhof von der Hofholzallee zum Jugendheim? 

2. Wenn feststeht, welches Amt zuständig ist, ist dieses Amt i n der 
Lage, noch bis Ende Oktober eine Befestigung des Weges so vor­
zunehmen , daß kein Kind mehr im Schlamm steckenbleibt . 

Nachdem Ratsherrin Reyer (SPD) die Kleine Anfrage verlesen und begrün­
det hat, beantwortet Stadtrat L ü t gen s (SPD) diese i m Namen 

I des Magistrats wie in Anlage 1 zu dieser Nieder schrift wieder gegeben . 

- Kenntnis genommen -

b) Grundstück Ecke Feldstraße/Beselerallee - Drs . 359 -

Diese Anfrage wurde mit einer Zusammenstellung auf den Tisch gel egt , 
di e Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt . 

Hierzu liegt folgend e Kleine Anfrage von Ratsherrn 
vor: 

R ü deI (SPD) 

1. Trifft es zu , d~6 sich das unbebaute Grundstü ck Ecke Feldstraßel 
Beselerallee seit mehr al s 3 Jahrzehnten im Eigentum und Besitz 
der Stadt Kiel befi ndet? 

2. Wie groß ist das Grunds tü ck, wie t euer wär e heute - gr ob geschätzt _ 
eine vergleichbare bebauungsfähige Liegenschaft? 

3. Wie wurde das Grundstück bisher genutzt, welche Nutzungserträge 
s ind angefallen? 

4. I s t dem Magistrat bekannt, ob es i n der Ver gangenheit i n bezug auf 
diese Liegenschaft Kaufint er essen gegebenha t? Wenn ja , für welche 
Nutzungen war dieses Grundstück vorgesehen? 
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5 . Wor an l iegt es , daß mi t di esem Grunds tück noch nichts Si nnvolles 
geschehen i s t, obwohl der Baulücken bebauung nach dem Kiel er 
Städt ebaukonzept ein sehr hoher St ellenwer t zukommt ? 

6. Wel che planerischen Mögl ichkeiten gibt es , um die Vor aussetzung 
für ei ne ökonomisch und s t ädtebaulich s i nnvolle Nutzung zu 
schaff en? 

Nachdem Rat sherr R ü d e I (SPD) die Anfr age verlesen und begründet 
hat, bean twortet Bürgermei s t er H oc h h e i m (CDU ) diese i m Namen 

/ des Magi strat s wie i n Anl age 2 zu dieser Nieder schrift wiedergegeben . 

I n ei ner Zusat zfr age möchte Rat s herr R ü de I (SPD) wissen , ob bei 
der der zeitigen Über arbeitung des geltenden Bebauungsplanes auch unt er­
sucht wird, ob di e bisherige Parkplat znutzung durch ei ne ander e Nutzung 
er set zt werden kann . 

Bürgermeist er H oc h h e i m (CDU) erwidert, dru6 die Verwal t ung auch 
die Möglichkeit habe , von der bisher igen Vor stellung abzukommen . Diese 
Vor s t ellungen müssen aber zuer st im Fachausschuß geprüft wer den , dafür 
müsse die Verwaltung zunächs t aber Vor schläge machen , wie das Gebiet neu 
überplant wer den kann . 

- Kenntni s genommen -

7) Große Anfr agen - Fragestunde _ 

a ) Entwicklung des Wohnungsbest andes in Kiel - Drs . 33 1 -

Hier zu liegt eine Gr oße Anfr age der F. D. P. -Fraktion vor . 

Die Antwort zu der Großen Anfr age der F.D . P. -Fraktion wurde mit einer 
Zusammenstellung zu Beginn der Si tzung auf den Tisch gelegt . 

Rat s herr P et e r sen (F.D.P . ) bean t ragte bei der Ber atung der 
Tagesordnung Ver tagung dieser Anfrage , da die Antwor t auf die Große An­
f r age erst heute auf den Tisch gel egt wurde , und die Fraktionen s i ch 
bisher noch ni cht damit befassen konnten . 

- Dami t ist die Beantwortung der Großen Anfr age vertagt -

8 ) Er fahrungsber icht Kieler Woche 

Oberbürgermeister L u c k h a r d t (SPD) gibt einen mündl ichen Er­
fahrungsber icht über die Kieler Woche 198 1. 

Er ist der Auffassung , daß es f ür uns al l e s i cher nicht so einfach ist , 
nach so l anger Zei t (2 1/ 2 Monate) über di e di esjähr ige Kiel er Woche zu 
sprechen . Wie i mmer i m Leben , das Unangenehme i st ver gessen , und das Er­
f r euliche bl eibt in der Erinnerung . Die Gespräche i m engsten Mitarbeiter-

- 6 -



- 6 -

kreis am 27 . August , im Kiel er Woche-Hauptausschuß am 10. September , 
im Ausschuß für Kieler Woche und Städtefreundschaften und im Magi­
s trat haben aber angezeigt , daß die Kieler Woche im positiven wie im 
negativen uns doch noch recht gut in Erinnerung i s t. 

Presseecho: Durchweg positiv . 

Farbbeutel standen anfangs im Vordergrund. Spät er gingen die Journa­
listen zur Tagesordnung über. Die Bemühungen der Stadt , 1981 zu spar en , 
um 1982um so größer feiern zu können , wurden anerkannt . Es gab keine 
Zeitung in Deutschland , die nicht über die Kieler Woche berichtet hat . 
Selbst die Bild- Zeitung brachte einen Artikel über die Spiellini e . 
Betont wurde immer wieder der große Wert, den die Kiel er Woche al s 
Stätte der Begegnung für Menschen aus aller Welt hat. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang auch die Meinung des Diplomatischen Korps . 

Die Diplomaten betrachten den Besuch der Kiel er Woche als das Top­
Ereignis des Jahres . Der Segelsport kommt in der Fachpresse allerdings 
nicht so gut weg . Das mag zum Teil an der für Segler ungünstigen Wetter­
lage gel egen haben . Auf die politischen Diskussionen , die dieser Kon­
gr eß ausgel öst hat, möcht e ich wie folgt ei ngehen : Nur so viel, keiner 
kann erwarten , daß unser e Kiel er Woche-Kongresse immer konfliktfrei und 
ohne Konfrontation über die Bühne gehen werden . Der DGB und GEW bewerten 
den Ablauf des Kongr esses alles in allem al s zufriedenstell end j sind 
aber selbst i m Zweifel, ob es ihnen gelungen ist, den Kongreß für die 
Bürger zu öffnen . Bundesweit - aber auch international - hat er bei den 
Bildungspolitikern ei n großes Echo gefunden . Wenn wir die den Kieler 
Woche-Kongressen zugrundeliegende Idee als Maßstab an den Kongreß des 
DGB an l egen , können wir nicht ganz zufrieden sein und müssen für die 
Zukunft folgende Rückschlüsse ziehen : 

1. Verbesserung der Öffentlichkeit . Wir müssen dem Bürger klarmachen, 
welchen hohen Stellenwert der Kongr eß für ihn hat. 

2. Es genügt nicht, nur die Aufmerksamkeit der Medien für sich zu haben . 
Der Kongr eßveranstalter muß sich überlegen, Hie er für sein Thema den 
Bürger interessieren kann . Die Bürgernähe ist wichtig . 

3. 1.100 Besucher bei 11 Stadtteilver'ar,staltungen sind sicher nicht viel 
weniger als in den Vorjahren . Die Stadt muß aber selbst in der Zukunft 
darauf achten, daß die Zahl der Stadtteilver anstaltungen eingeschränkt 
wi rd. Höchstens 8! Träger müssen in jedem Fall örtliche Organisationen 
sein , die sich in den Kieler Verhältnissen auskennen . 

4. Er öffnungsveranstaltung und Abschlußveranstaltung müssen noch mehr in 
das Bewußtsein der Bürger gerückt werden . Es dürfen keine r einen Funk­
tionärsversammlungen werden . 

5. Ergebnis für uns : Die Stadt muß verstärkt darauf achten, daß die dem 
Kieler Woche-Kongreß zugrundeliegende Idee noch mehr durchgesetzt wird. 
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Nach nur 4 Jahren ha t diese Veranstaltung i hr en festen Pl at z im 
Kiel er Woche-Geschehen und bei unser en Partner s t ädten und befr eun­
det en St ädten gewonnen . Wi r müssen uns aller di ngs über legen , das 
Thema stärker mit dem j eweiligen Gener althema oder Kongr eßthema 
zu verknüpfen . 

Auch dieses Jahr ist es uns nicht gelungen , den Bürger f ür di ese Ver­
anstaltung zu inter essi er en . Hier müssen wir uns für di e Zukunft etwas 
ei nf allen l assen . Viellei cht müssen wir über den Kieler Kr ei s hinaus 
di e Bürger gezielt ei nl aden . Mit einer besser en Abstimmung der I nhal te 
ei nzel ner Reden is t die Ver anst altung für die Besucher s i cherlich i n­
t er essant er zu machen. Bewährt hat sich der Termin und r ichtig i s t es , 
an l äßlich der Kulturprei sverleihung di e Arbeit des Prei s träger s vor­
zus t ellen . I ch per sönlich hatte ei nen sehr guten Eindruck von der Ver­
ans taltung . I ch glaube ni cht, daß es richtig ist, diese gesellschafts­
politisch hochrangi ge Ver anstal t ung unbedingt volks tümlich zu gest al ten . 
Si e sollte schon ihr Niveau behalten . Wir müssen uns - wie gesagt - über­
legen , wie wir s i e attraktiver und f ür den Bürger i nt er essanter gest al ten 
können . Das Gespräch im Kiel er Woche-Hauptausschuß hat gezeigt , daß die 
Organi sat ion durchweg zufrieden mit den von ihnen durchgeführ ten Ver an ­
st altungen s i nd. Ohne das dies eine Wertung sei n sol l , möchte i ch be­
sonder s zwei ganz unt er schiedliche Ver anstaltungen erwähnen . 40 Wissen­
schaftler (Fachleute ) aus alt1er Wel t diskutier ten über neue Technol ogi en 
für unser e Wirtschaft . Der Wert dieser Tagung liegt darin , daß di e hier 
gesammelten Erkennt ni sse und Erfahrungen weltweit Aufmerksamkeit f i nden . 

Deutsche Hochschulmei s t er schaf ten i n der Lei chtathlet i k - ver anst al tet 
von der Univer sitä t Kiel . Auch wenn die ganz gr oßen Namen i n der ei nen 
oder ander en Disziplin fehlten , war en di e Ver anst alter mit dem Er fol g 
zufrieden . 

Bemängelt wurde , daß es besonders zu Begi nn der Kiel er Woche zu viel e 
Ver anstaltungen gibt und es für Bürger, Gäst e und Off i zi elle schwer ist, 
ei ne Auswahl zu treff en . Wir müssen ver suchen, die Ver anstal t ungen besser 
über die Woche zu verteilen . Hier zu brauchen wir aber auch di e Hilfe und 
das Ver ständni s der Organisationen . 

Auch wenn es viellei cht noch etwas vor eilig i s t, aber ich glaube , so l ang­
sam r äumen wi r das Vorurteil bei den Kiel er Bürger n aus , daß es nur Kar ten 
für Ehrengäst e gibt. Wir müssen - besonder s im Hinblick auf 1982 - di esen 
Weg konsequen t weiterver fol gen . Bei de Bühnen war en mit durchschnittlich 
fas t 90 % Besucher n gut ausgel astet . 

Überrascht haben mich die Besucher zahlen : 

Kunsthal le : Heute-Norwegen-Heute 
während der Kieler Woche 1.000 
i nsgesamt ca . 5000 

Warl eberger Hof : Gulbransson 
währ end der Kieler Woche 5. 000 
insgesamt 15.000 
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I ch habe ei n s t ärker es Inter esse der Kiel er Bürger, besonder s f ür die 
Norwegen-Ausst ellung erwartet. I ch muß aber sagen , daß es s i cher sehr 
schwer i s t, I nt er esse für r elativ unbekannt e norwegi sche Künstler zu 
wecken . Sehr positiv bewerte i ch, daß auf si nnfällige Wei se das General­
thema "Vom Nachbar n l er nen" i nhaltlich i n beiden Ausst ellungen zum Aus ­
druck gekommen ist. I ch wünsche mir diese Über ei ns timmung auch f ür di e 
Zukunft. 

Fol gende Punkte s i nd besonder s hervor zuheben : 

- Höher e Besucher zahlen 

- Die neue Konzeption i s t ver s t anden worden . Das Angebot war t r ans-
par ent, di e Besucher konnt en von St ation zu St ati on wander n. 

- Die Vorbildfunktion i s t mittlerweile im Bundesgebiet anerkannt 

- Die Spiellini e i s t aus dem Kiel er Woche-Geschehen ni cht mehr weg-
zudenken. Nicht mehr wegzudenken i s t aber auch das Theat er schiff 
aus Hamburg , das si ch mittlerweile ei nen St ammplat z i n Kiel erworben 
ha t und im nächs t en Jahr auch wieder mit ei nem Theat er s tück f ür Kinder 
nach Kiel kommen wird. 

Bevor i ch auf die einzel nen Verans t altungen ei ngehe , l assen Si e mich 
bitte vier grundsät zliche Anmerkungen machen ! 
Volksfestliche Ver anstal t ungen 
f~-Dreser-Bererch-war-fn-dfesem Jahr besonder s von den Sparmaßnahmen be­

trof fen . Wir haben uns bemüht , von der Eröffnungsver anst al tung bis hin 
zum Feuerwerk t r ot zdem ei n gutes Progr amm zu gestalten . Das wär e uns 
aber s i cher ni cht gelungen , wenn die Kiel er Bürger mi t ihren I nitiat i ven 
und Aktivität en bei den Straßenfest en und St adtteilfes t en ni cht so aktiv 
mi t gehol fen hä t ten . I ch mei ne , besser kann ni cht dokument iert wer den , daß 
di e Kiel er Woche das Fest ei ner ganzen St adt gewor den i s t. 

2. Unser Ver such, die Prei se für Bi er und die sogenannten Grundnahrungs­
mi ttel i n den Gri f f zu bekommen , ha t f ast ausnahms l os geklappt. Die 
Schaus t eller haben s i ch an das zwischen uns und ihren Verbänden ver­
ei nbart e Abkommen gehalten . Ich gl aube , die Kiel er Bür ger und unsere 
Gäste können zuf r ieden sei n. 

3. Nicht so gut geklappt haben unser e Bemühungen , di e Anzahl der Schausteller 
im Ber eich der Kiellinie ei nzuschränken . Soweit öffentliche oder s t ädtische 
Flächen betroffen war en ,haben wir keine Genehmigungen ertei l t . Lei der 
haben Pr i vat ei gentümer nach wie vor - trotz eindringlicher Bitten -
weiterhin Standpl ätze vermietet . Darunt er auch di e Landesr egierung . 
Wi r wer den unser e Bemühungen , die Kiellini e ni cht zu einer Jahrmarkt-
zei l e werden zu l assen , unveränder t fortset zen . 

4. Der Beschluß , das "Open-Ai r-Festival" aus fal l en zu l assen , hat uns sehr 
viel Kritik von den j ungen Leuten eingetr agen . Dieses Festival ist f ür 
sie das bedeutendste Ereignis der Kiel er Woche . Mi t dieser Veranstal t ung 
t r effen wir genau den Geschmack der j ungen Generati on . Es muß weiterhin 
st attfinden . Es gil t jetzt nur noch , den r ichtigen Ort zu finden . 
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Ich glaube , die unerfreulichen Begleitumstände sind uns noch allen 
in Erinnerung. Wir und die Polizei sind immer wieder gefragt worden, 
ob dies zu verhindern gewesen wäre. Ich will jetzt keine Nachhilfe­
stunde in Polizei taktik abhalten . Aber, wenn der Polizei und uns Er­
kenntnisse vorgelegen hätten, daß mit gewaltsamen Störungen zu rechnen 
sei, hätten wir entsprechende Maßnahmen vorgesehen. Es l agen aber tat­
sächlich keinerlei Erkenntnisse vor. Wir müssen aber für die Zukunft 
die Lehre daraus ziehen, daß Gewalt nach Meinung der Extremisten heute 
bei öffentlichen Auftritten von Politikern - bei denen das Fernsehen 
und der Rundfunk und viele Menschen dabei sind - dazu gehört . Über­
griffe müssen immer mit einkalkuliert werden. Die Polizei und wir werden 
in Zukunft entsprechend reagieren. Den absoluten Schutz kann aber keiner 
garantieren, denn wir haben es mit hochintelligenten kriminellen Tätern 
zu tun. Da wir gerade bei Gewalt sind, glücklicherweise ist beim Holsten­
bummel auch dieses Jahr nichts Ernsthaftes passiert. Wer aber sieht, wie 
die Menschenmassen sich dichtgedrängt durch die Holstenstraße schieben, 
und wer die vielen - auch jugendlichen Betrunkenen sieht - kann Angst 
bekommen. Der Holstenbummel ist ein Phänomen. Ich glaube, auch wenn 
wir keine Aktivitäten veranstalten würden, die Massen wären trotzdem 
da und würden das nicht einmal merken. Er schafft ein negatives Bild 
- vor allem in den Medien - von unserer Kieler Woche . Wir müssen 
uns für diese Veranstaltung, die wir sicher nicht abschaffen können, 
etwas Neues einfallen lassen. 

Das neue Konzept eines Mitmachangebotes i s t angenommen worden. Die Ein­
bindung der Verbände - auch mit dem Verkauf der Getränke - hat sich be­
währt. 

Große Namen sind nicht erforderlich . Die Mischung aus Musik und Kabarett 
war richtig. Vielleicht sind zwei Moderatoren besser. 

Positiv hat sich ausgewirkt , daß Standorte gewechselt wurden, so z . B. 
in Friedrichsort und Dietrichsdorf, wirkte belebend auf die Veran­
staltungen . Vielleicht greifen andere Veranstaltungen diese Erfahrungen 
auf. Große Sorge bereitet uns die Frage, wie die Stadt Kiel die Segl er 
aus aller Welt würdig und angemessen begrüßt und ihnen in Schilksee 
einen Platz schafft , an dem sie sich nach den Wettkämpfen zurückziehen 
können, und wo sie unter sich sind . Die auf völlig privater Initiative 
eingerichtete Bootshalle Nord war sicher nicht der richtige Rahmen. Der 
Willkommensgruß mit Gutschein für Bier und Wurst war auch nicht richtig. 
Ich meine, KYC und wir müssen intensiv nach einer neuen Form suchen . 
Eine erfreuliche Bilanz ist aus dem Bereich der Marine zu melden : 

430 ausländische Matrosen wurden durch die Aktion "Gäste an unser em 
Tisch" in viele Kieler Familien eingeladen. 

10.-1 2 .000Besucher haben die Gelegenheit wahrgenommen, die Schiffsein­
heiten zu besichtigen. Ich meine , diese beiden Zahlen sprechen deutlich 
aus, daß di e Besuche von Flotteneinheiten befr eundeter Nationen einen 
Beitrag zur Verständigung der Völker leisten . 

Herzlichen Dank für die Mitarbei t und Hilfe an: die Damen ~nd Herren der 
Ratsver sammlung , die viel en Organisationen und I nstitutionen , die Sport­
ver eine , die vielen Bürger, die ehrenamtlich und mit viel Engagement die 
Festwoche mitgestalten , die Mitarbei ter im Rathaus und diesmal ganz be­
sonder s an die Polizei, die es eigentlich ni e jemand r echt machen kann , die 
aber unbeirrt ihren Dienst ver s i eht und ohne der en Hi lfe wir die Kieler 
Woche nicht durchführen kö nn t en . 
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ZurPer spektive merkt er an , daß man die Ver gangenheit Revue passi er en 
lassen sollte . Man könne j edoch sagen , daß di e Kiel er Woche auf ei nem 
hohen Qualitä t sniveau s t ehe , dieses sei auch i nsbesonder e ei n Verdienst 
des früher en Oberbürgermei s t er s Ban tzer, so etwas verpf lichte . Auch neue 
Ideen sei en erwünscht, s i e sollten aber nicht zu kost spielig sei n . Als 
Motto für künftige Kiel er Woche gelte , Qualitä t gehe vor Quantität. 

Ratsherr Dr . H e r m an n (CDU) schließt s i ch namens der CDU-Fraktion 
dem Bericht weitgehend an , möchte aber 3 Punkte besonder s hervorheben : 

1. Er möchte si ch auch dem Dank anschließen und diesen noch ausweiten auf 
die Medien , hier i nsbesonder e die Presse , die ent scheidend dafür gesorgt 
hat, daß die Bevölkerung mit r eger Bet eiligung Ant eil an der Kiel er 
Woche nahm, 

2. unter strei cht er, daß er zum Vorfall bei der Eröffnung der Kiel er Woche 
ni chts hinzuzufügen habe , was di e Beurteilung und di e dar aus zu fo l ­
ger nden Konsequenzen angehe . Er möchte noch ei nen politischen Gedanken 
hinzufügen, nämlich der, der di ese Farbbeutel geworfen hat , und dessen 
Freunde , wissen ni cht, was s i e get an haben , denn sie haben den Präs i den t en 
des Bundest ages , den ober sten Repräsent an t en der Bundesr epublik Deutsch­
land, der s t ellvertret end f ür alle Bürger diese Eröff nung vor nimmt, ge­
t r offen, 

3. möchte er ei ne Wertung zum Kiel er-Woche-Kongr eß abgeben . Sei ne Fraktion 
denke ander s über di esen Kongr eß. Si e hatte die Hoffnung , daß man dabei 
etwas l er nen könnt e und von dem Nachbar n profitier en könnte . Nach sei ner 
Mei nung ha t der Oberbürgermei s t er es s i ch zu l ei cht gemacht , zu sagen , 
daß man Konflikte schwer vermei den könnt e , und daß nach Auffassung des 
Oberbürgermei s t er s auch die Grenze des Zumutbaren nicht über schritten 
wurde . Er i s t aber der Auffassung , daß ei n großer Teil der Bevölkerung 
ander s über diesen Kongr eß denke . Herr Frister habe die Gel egenheit wahr­
genommen, gesellschaftliche und parteipolitische Themen vor zubringen . Der 
maßgebliche Träger dieses Kongr esses hat nicht den Stil dieser Kieler 
Woche erkannt . Dieser Kongr eß sollte nicht zur Angrif f slus t oder zum 
Klassenkampf f ühren . Falls Herr Fris t er den gewünschten Stil kannt e , 
so hat er das Gastrecht der St adt mißachtet. Sei ner Auffassung nach hat 
das Klima der Kiel er Woche durch den Kongr eß gelitten . Er spricht di e 
War nung aus , bei der Auswahl weiter er Kiel er Woche-Themen an diesen 
Vorfall zu denken , und verwei st i n diesem Zusammenhang auf di e Entwick­
lung der olympischen Spiel e . Durch den andauer nden pol i tischen Str eit 
ger at en die Olympischen Spiel e i ns Wanken , man solle doch der Kiel er 
Woche dieses Schicksal er spar en . Die Kiel er Woche soll bl eiben was sie 
i s t, ei n Fest der Sportler und der Bürger, getragen von einem harmoni­
schen Gei s t . 
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Ratsherrin R e y e r (SPD) mei nt , daß es ganz einfach wär e , 
nur den Bericht des Oberbürgermeisters zu unt er stützen . Zum Kongr eß 
habe man Anmerkungen der CDU erwartet, man sollte sich jedoch über 
den Kongreß an s i ch einig sei n , denn selten fand ei n konfliktfrei er 
Kiel er Woche-Kongreß s tatt. Nach ihrer Auffassung war der Kongr eß so 
richtig , wie er gelaufen i st . Von der CDU -Fraktion fordert sie etwas 
mehr Gleichmut. Zur Person von Herrn Frister meint s i e , daß dieser über 
ei ne bildreiche Sprache verfüge . Man sollte dem Kongreß mehr Anerkennung 
von Seiten der CDU zollen und ihn akzeptieren . 

St adtrat Sau e rb a u m (CDU) bemerkt in ei ne r Zwischenfr age , ob 
man zuer s t beleidigen müsse , damit man danach nachdenken könne . 

Ratsherrin R e y e r (SPD) mei nt, daß man zu den Probl emen Stellung 
nehmen muß. Sie kenne auch andere Bürger,die Gefallen an dem Kongr eß ge­
f unden hätten . Nach Ihrer Auffassung steht die Bildung nicht im luftleeren 
Raum. Das Werfen von Farbbeutel n bezeichne t sie als ungehörig , dieses ist 
nicht die richtige und angemessene Art der Diskussi on . Die Verwaltung müßte 
für das nächs t e Jahr überlegungen anstellen , i nwieweit di e Polizei solche 
Vorfälle in den Griff kriegen kann. 

Die neue Konzeption der Spiellini e wurde nach ihrer Meinung angenommen , 
sie bittet, so weiter zumachen . Dieses gilt auch für die Krusekoppel mit 
ihrem Mit-mach-Angebot . Dadurch, daß es kein Open-Air-Festival gab , wurde 
sehr viel Kritik von den jungen Leuten laut. Nach ihrer Auffassung scheint 
dieses Open-Air-Festival sehl' begehrt zu sein . Sie will dafür sorgen , daß 
dieses Open-Air-Festival nächstes Jahr wieder im Progr amm aufgenommen wird. 

Anschließend gi l t ihr her zlicher Dank auch der Verwaltung , die , auch wenn 
diese Kiel er Woche spar sam war , gute Leistungen erbracht habe . 

Ratsherr K ü s t e r (CDU) meint, daß man sehr viel über den Kongreß 
gesprochen habe . Diese Problematik hätte man im nächsten Jahr ni cht, da 
kein Kongr eß s tattfinden würde . Der Oberbürgermeister ist aufgefordert 
worden , die Idee der Kongresse zu überprüfen . Nach sei ner Auffassung habe 
mann viel attraktivere Kongresse bis jetzt gehabt. Er räumt aber ein , d~~ 
nicht j eder Kongr eß so viel Öffnung bringt, wie die Bürger es sich wünschen . 
Der Kiel er Woche-Ausschuß ist aufgefordert, ei nen Weg zu suchen , um die 
Bürger mehr einzubeziehen . Danach spricht er das Probl em Hol stenbummel an . 
Nach sei ner Auffassung lebt der Holstenbummel von sich. Auch wenn kein 
Angebot seitens der Stadt gemacht werden würde , würde er da sein . Nach 
sei ner Meinung sol lte man bei dieser Ver anstaltung den Kleinen Kiel bis 
hin zur Kiellinie voll einbinden , damit das Gedränge i n der Hol stenstr aße 
entzerrt würde und es zu keinen schwerwiegenden Zwischenfällen kommt . Die 
Kieler Woche sei eine Imagewerbung für die Stadt. Das j etzi ge Image sei 
aber nicht mehr so gut. Danach geht Sprecher auf die Stadt teilveranstal­
tungen ein , die mit 30 .000 ,-- DM im Haushalt ver anschlagt worden sind . 
Nach seiner Ansicht wird aus diesem Geld viel gemacht, da die Bür gerbe­
teiligung hier am gr ößten ist . Diese Stadtt eilveranstaltungen l eben vom 
ehrenamtlichen Element, dem gebührt Dank . Nach seiner Auffassung ist der 
Meinungsaustausch hier am größten . Diese Stadtteil veranstaltungen sollten 
geför dert werden , nicht nur in finanziel l er Hinsicht. Er bittet den Ober-
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bürgermei s t er, ei nmal ei n Wort im Magistrat ei nzulegen und alle Ämter 
aufzurufen , mitzumachen . Zur Krusekoppel meinte er, daß dieses neue Kon­
zept auch sie ne Anerkennung finde, und man den Weg weiter gehen sollte . 
Herr Frister habe sich in ei ne r Art und Weise verabschiedet, wie er es 
nicht gutheiße . Als jetziger Arbeitsdirektor bei der Neuen Heimat werde 
er sicher weicher gebettet sein und sich nicht mehr in dem Maße äußer n. 
Daß der Sport in der Rede des Oberbürgermeisters so herausgestrichen wurde, 
finde er erfreulich, denn Segeln und der Sport sind ei ne der drei Säulen 
der Kiel er Woche , dieses müßt e klar gesagt werden . Das Segel n als Haupt­
pfeiler der Kiel er Woche s tand auch diesmal in der Berichterstattung im 
Vordergrund , schließlich wi rd das Image der Kiel er Woche vom Sport mitge­
tragen . 

- Kennt nis genom'.uen -

9) Einbindu~g des Taxiverkehrs in den öff entlichen Per sonennah­
verkehr (üPNV) 

- Drs . 332 -

Hier zu liegt folgender Antrag der F.D. P.-Fraktion vor: 

Der Magi strat wird gebeten , einen Ber icht über die Einbindung des 
Taxiverkehrs in den ÖPNV zu geben . Dabei sol l t e u. a . auf folgende 
Punkte ei ngegangen werden : 

1. Überblick über di e Situation (Anzahl der Taxen , Zahl der Beschäftigten, 
wirtschaftliche Lage der Unternehmen) . 

2. Angaben über Konzessionsbedarf und Ver gabepraxi s . 

3. Angaben über Tar ifgest altung- und Genehmigung. 

4. Lage und Ausnutzung der Taxenstandorte . 

5. Aussage über Benutzung der Busspuren und Busschleusen durch Taxen ; 
Stellung zum ÖPNV. 

6. Erfahrungen mi t Taxen im Linienverkehr . 

7. Einr ichtung von Sammel- und Großtaxen . 

8. Einsatz elekt ronischer Steuerungen bei der Betriebs- und Bedar fs-
abwicklung . 

Nachdem Rat sher r P et e r sen (F.D.P . ) den Antrag seiner Fraktion 
verlesen und begr ündet hat, bittet er die Rat sver sammlung , diesem Antrag 
zuzus t i mmen . 

Stadtrat Di e k e I m an n (CDU) ist in der Tendenz auch der Meinung 
der F.D. P. , denn auch er sieht Schwieri gkeit en , den ÖPNV attraktiver zu 
machen . Zu Punkt 6) des Antrages der F.D.P.-Fraktion "Er fahrungen mit 
Taxis im Linienverkehr" mei nt er , daß Erfahrungen bereits vorliegen , es 
jedoch Grenzen in der Gesetzgebung gebe. Der Hauptansprechpartner für 
diesen Antrag sei für ihn die KVAG. Er beantragt daher Verweisung an den 
Ordnungsausschuß . Dieser sollte dann prüfen , i nwieweit der A trag reali­
sierbar ist. 
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Rat sherr P e t e r s (SPD) s t i mmt der Verwei sung i n den Or dnungs­
ausschuß ni cht zu . Sei ne Fraktion werde dem Antrag der F.D.P . zustimmen. 
Er begrüßt alle I nitiativen , die Attraktivität des öffentlichen Per­
sonennahverkehrs zu erhöhen . Vor Jahren habe die KVAG ei nmal den Ver­
such mit Lini ent axi s unt er nommen . Dieser sei bei der damaligen Lage 
aber ni cht günstig ausgegangen . Wenn die Lage s i ch j et zt aber ander s 
dar s t elle , dann i st es s i nnvoll , ei ne neue Unt ersuchung vor zuber eiten . 
Er bittet auch, an die I nt egr ation des Taxi - und Mietwagengewerbes zu 
denken . Er bittet zur Erhaltung der Lei s t ungsfähigkeit des Taxi - und 
Mietwagengewerbes und den Möglichkeiten , zu der en St ärkung St ellung zu 
nehmen . 

St adtpräsident J 0 h a n n i n g l äßt über di e bei den Anträge abs timmen . 

Antrag der CDU-Fraktion Verwei sung an den Or dnungsausschuß . 

Beschluß : Mit Mehrhei t a b ge l e h n t 

Beschlw~ über di e Drucksache 332 : 

Nach Antrag 
- Mit Mehrhei t beschlossen -

10a ) Rechts- und Ver fassungsausschuß im Deutschen Städtet ag - Drs . 333 -

Hier zu liegt f ol gender Antrag der SPD-Fraktion vor : 

Al s Nachfol ger f ür das ver storbene Mitgl i ed Gerhard Hir te benennt die 
SPD- Ratsherrenfraktion 

Rat sherrn Ti mm P e t e r s 

zur Wahl al s Mitglied des Rechts- und Ver f assungsausschusses 
im Deutschen Städt etag - Landesverband Schleswig-Hol s t ei n. 

Beschluß : Nach Antr ag 
- ei nst immig -

lOb) Umbeset zung im Jugendwohlfahrtsausschuß - Drs . 358 -

Hier zu l iegt f ol gender Antrag der CDU-Fraktion vor : 

Für das bisherige bgl. Mitgl ied Thomas Wunder 
wi rd al s neues bgl . Mitgl ied Arno W i t t , El isabethstr . 29 , 
Kiel 14 , gewählt. 

Dieser Dringlichkeitsantr ag wurde mit ei ner Zusammenstellung auf den 
Tisch gel egt , di e Dringlichkeit bei der Ber atung der Tagesor dnung an­
erkannt. 

Beschl uß : Nach Ant r ag 
- einstimmig 
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11 ) Richtlini en über die Pflege der Ehrengräber und Ehru ng 
der i n Kiel bei gese t zt en Ehrenbürger der Landeshauptstadt 
Kiel 

Hier zu liegt fol gender Antrag der SPD-Fraktion vor: 

- Drs . 334 -

Die Rat sver sammlung möge die beigefügt en Richtlini en über die Pflege 
der Ehrengr äber und Ehrung der i n Kiel bei gesetzten Ehrenbürger der 
Landeshaupts t adt Kiel beschließen . 

Rat sherr R a p s c h (SPD) verliest und begründet den Antrag der 
SPD-Fraktion über den Erlaß der Richtlini en über die Pf l ege der Ehren­
gr äber und Ehrung der i n Kiel bei geset zt en Ehrenbürger der Landeshaupt ­
s t adt Kiel. 

Beschluß: Nach Antr ag 
- einstimmig -

12) Kommunikationszen trum Hansastraße 48 - Drs . 335 -

Hier zu liegt fo l gender Antrag der SPD-Fraktion vor : 

1. Der Magistrat wird beauftragt, Verhandlungen mit dem Eigentümer des 
Grundstückes Hansastraße 48 , der Wankendorfer Siedlungs- und Bauge­
nossenschaft e . G., mit dem Ziel aufzunehmen , dem Ver ei n "Hansa­
straße 48 e. V." den Kauf des bebauten Grunds tückes zu ermöglichen . 

2. Der Magis t rat wird wei ter beauf tragt, mit dem Ver ein "Hansastraße 48 
e . V. " Verhandlungen zu führen , di e von dem Ver ei n ei ngel eiteten Be­
mühungen um den Aufbau ei nes Kommunikationszentrums auf dem Grunds tück 
Hansastraße 48 ver t ragl ich zu för der n und zu si chern . Dabei i s t die 
f i nanzielle Beteiligung der Landeshauptst ad t Kiel i n angemessenem 
Rahmen zu halten . Für ei nen Zeitraum von zunächst 5 J ahren i st dem 
Ver ei n für di e Führung des Kommunikat ionszentrums ei n jährlicher Be­
triebskostenzuschuß von 100 .000 ,-- DM zu gewähren . 
Der Ver ein "Hansast r aße 48 e . V." l egt dem Kult urausschuß und dem 
J ugendwohlfahrtsausschuß jähr lich ei nen Tät i gkeit sberi cht vor . 

3. Um die vorgesehene Nutzung des Grundstückes al s Kommunikationszentrum 
auf Dauer zu s i cher n , i st zugunst en der St adt eine Auflassungsvor­
merkung in das Gr undbuch einzut r agen . Wird das Grundst ück in Wahrneh­
mung des durch die Vormerkung gesicher ten Anspruches auf die Stadt 
über t r agen , ist der von dem Ver ein "Hansastraße 48 e . V." aufgewendete 
Grundstückskaufpr eis , geminder t um 12.000 ,-- DM für jedes Jahr der 
Nutzung zu er statten . 

Der Ant rag der SPD-Frakt ion wurde auf den Tisch gel egt , die Dri ngl ichkeit 
bei der Ber atung der Tagesor dnung anerkannt . 
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Stadtrat I P sen (SPD) begründet den Antrag ausführlich und weist 
nochmals ausdrücklich auf den Mangel an preiswertem Wohnraum hin. Er 
verwei s t darauf, daß hier ein Kommunikationszentrum entsteht, durch die 
Selbsthilfe der Mitglieder . Hier werden keine hauptamtlichen Mitarbeiter 
beschäftigt. Nach seiner Auffassung ist ein weHepes Kommunikationszentrum 
notwendig, aber eine maßgebliche städtische Beteiligung für ein Kommuni­
kationszen trum nicht möglich. Hier könne auch dem Bedarf der heimatlosen 
Mus ikgruppen abgeholfen werden. Zur rechtlichen Seite merkt er an, daß hier 
eine Mischlage bestehe , da s ich nicht nur Hausbesetzer , sondern auch regu­
läre Mieter in dem Haus befinden . Seiner Auffassung nach sollte man die 
rechtliche Seite aber nicht überbewerten, er mei nt, daß wir gut daran t ät en , 
wenn wir dies nicht tun würden. Der Kaufpreis des Grundstücks beträgt 
900.000,-- DM, wovon der Verein aus Eigenmitteln 150.000,-- DM aufbringt . 
Die Finanzierung des Restbetrages wird grundsätzlich für möglich gehalten. 
Diese Aufbringung des Kapitals durch die Mieter selber unterscheidet sie 
von anderen Kommunikationszentren, dort standen früher nur gute Ideen aber 
kein Geld zur Verfügung . 

Ratsherrin W i t t (CDU) fragt sich, ob hier der Arbeiterwohlfahrt ein 
Vorwurf gemacht werden solle . 

Stadtrat I P sen (SPD) verneint dieses und bes tätigt ihr, daß das für 
die Arbeiterwohlfahrt gerade nicht gelte. 

Stadtrat I P sen (SPD) fährt fort und verwei s t noch ei nmal auf das 
nicht unerhebliche Eigenkapital der Vereinsmitglieder bei diesem 
Projekt. Er ist davon überzeugt, daß es s i ch hierbei auch um keine Eintags­
fli ege handele, da di e Mittel von kei nen wohlhabenden Leuten aufgebracht 
werden. Dennoch würde eine Auflassungsvormerkung zugunsten der Stadt ei nge­
tragen werden . Die Stadt werde ei nen Betrag für j edes Jahr ei nbehalten , so 
trage j edes Ver einsmitglied das fi nanzielle Risiko mit. Zusammengefaßt 
möchte er sagen , daß ein Bedarf an preiswerten Wohnraum und Kommunikations­
zentren i n Kiel bestehe . Hier solle ungeachtet der Geldknappheit des Haus ­
halts 1982 in dieser Situation gehandelt werden, zumal auch der Eigentümer 
"mitspielt", weil er ei n s t ädtisches Inter esse an der Sache s i eht. 

Stadtrat Sa u e rb a u m (CDU) hat die Auffassung der CDU -Fraktion 
in sachlicher Begründung schon der Presse mitgeteilt. Diese möchte er nun 
vor der Rat sversammlung er gänzen und vertiefen. Nach seiner Auffassung geht 
es Stadtrat Ipsen wohl darum, alternative Lebensf ormen zu unter stüt zen und 
zu fördern . Er habe überhaupt ni chts gegen sol che Lebensformen , solange s i e 
sich im Rahmen der Gesetze bewegen . Was "alternativ" heißt, fragt er, dieses 
heißt doch individuell l eben , und dies gilt wohl für uns alle . Diese Lebens­
formen müssen aber im Rahmen der Gesetze sein , und dieses i st für ihn der 
entscheidende Punkt, denn auch dieses Grundstück wurde wie das Grundstück 
im Sophienblatt besetzt . Das Haus wurde trotz Aufforderung nicht geräumt. 
Sei ner Ans i cht nach versucht die SPD, eine andere Situation darzustellen. 
Nach Ankauf des Grundstückes soll en die Besetzer darin l egal wohnen können . 
Aber im Sophienblatt handelt es s ich seiner Ans icht nach auch um ei ne Misch­
lage . Den Hinweis von Stadtrat Ipsen zur Mischl age betrachte er als Verne­
belung einer r echtlich klaren Ausgangspositi on . Wenn dieser unr echtmäßige 
Dauerzus t and anhält und die Stadt Kiel al s Makler auftritt, um den Ankauf 
zu ermöglichen , so macht si e aus Unr echt Recht . Dies will seine Fraktion 
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nicht mitmachen. In Berlin gebe es keine Nutzungsverträge, sondern nur 
vorübergehende Duldung. Die rechtswidrige Position hindert seine Fraktion 
daran, diesem Vorhaben zuzustimmen . Er betont nochmals, daß die SPD die 
Folgen nicht überdacht hätte . Für ihn sei dies eine Aufforderung an andere 
Hausbesetzer "Bitte stellt uns die Räume zur Verfügung und gebt uns Zu­
schüsse" . Auch wenn das nicht die politische Absicht der SPD sein mag, so 
ist es doch das Ergebnis dessen, was sie beschließen wollen . Die Kern­
zellen der Demokratie sind die Vereine in vielfältiger Form und hiervon sind 
Sportvereine die gröj~te positive Bewegung dieser Gesellschaft. Was sollen 
denn deren ehrenamtlichen Mitarbeiter dazu sagen, wenn hier 500 . 000,-- DM 
zur Verfügung gestellt werden, die Vereinsvorsitzenden werden sich doch 
an den Kopf fassen . Er verweist in diesem Zusammenhang auf die Räucherei 
und die Abwerbung von Vereinsmitgliedern durch sie mit dem Hinweis, wir 
haben Sozialarbeiter hier, hier kostet es kein Mitgliedsbeitrag . Nach 
seiner Ansicht könne man alles auf den Staat verlagern, aber dann würde 
der gesunde Geist des Vereinslebens untergraben, und wenn dieses Schule 
machen würde, würde man bald die Quittung hierfür erhalten . Wer kann es 
Vereinen denn verdenken, wenn sie mehr fordern als bisher . In der gegen­
wärtigen Phase sei man aber außerstande, der Bindung von einer halben 
Million DM für 1982 zuzustimmen. Außerdem, wenn heute 500 .000,-- DM genannt 
werden, so könne er Brief und Siegel darauf geben, daß in ein bis zwei 
Monaten oder ein bis zwei Jahren ganz andere Summen herauskommen werden. 
Und wenn die Summen fehlen, sei man im Zugzwang , um keine "Ruinen" stehen 
zu lassen, man sehe dies doch am Beispiel Eggerscher Hof. Hier wurden im 
Nachtrag auch 60.000,-- DM zusätzlich für die Entwässerung angefordert. 
Auch bei vielen "Spielplatzinitiativen" wollten Eltern ehrenamtlich etwas 
machen, entweder sind diese Initiativen inzwischen zusammengebrochen oder 
aber, ehrenamtlich geht es nicht mehr weiter und dann kommt die Forderung 
dieser Initiativen, nach Personal. Dies befürchtet die CDU auch in diesem 
Fall, denn die Vergangenheit hat sie nach Ansicht des Sprechers klüger 
gemacht . Die Stadt Kiel habe das Geld nicht zusätzlich für das Projekt 
Hansastraße . Man wolle die vorhandenen Gelder konzentriert anlegen, z. B. 
der Pumpe den geforderten Zuschuß von 120 . 000,-- DM geben . Dies soll 
nicht geschehen, weil man gegen alternative Lebensformen sei, sondern man 
sollte die Vergabe von Mitteln konzentrierter machen und dem Kommunikations­
zentrum Pumpe auch eine Chance geben . Die CDU- Fraktion würde es gerne sehen, 
wenn aus der Hansastraße Studentenwohnungen gemacht werden, da diese sich 
ganz in der Uni-Nähe befänden . Es muß nicht in Form eines Heimes sein . 
Man sei auch Wohngemeinschaften gegenüber aufgeschlossen, denn bei großen 
Wohnungen sind auch Preise von 800 - 1.000,-- DM erschwinglich, da sich 
mehrere zusammentun können und der Betrag für den einzelnen danach nicht 
mehr so hoch ausfallen wird . Nach seiner Ansicht ist das die einzige Alter­
native . Er teilt mit, daß man zwischenzeitlich vorsichtig schon mit dem 
Land gesprochen habe. Er stellt die Frage, ob die Verfechter alternativen 
Lebensformen verlangen können, daß die Anderen diese Formen finanzieren und 
der kleine Mann das Wagnis eingehen muß, dieses Objekt zu finanzieren . 

Ratsherr R ü d e 1 (SPD) möchte in einer Zwischenfrage wissen, wie hoch 
die Subvention an die alternative Szene seien, im Gegensatz zu den Subven­
tionen des Theaters . 

- 17 -
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Stadtrat Sau erb a u m (CDU) sagt, daß er die Summen kenne. Man 
werde auch weiterhin Geld an die Pumpe zahlen und das Defizit dieses Jahres 
übernehmen, damit sie für das Jahr 1982 einen guten Start habe. 

Stadtrat Hag e 1 s t ein (F.D.P.) merkt an, daß es in der Tradition 
der F.D.P. liege, daß erhaltenswerte Bausubstanz auch erhalten bleibt. Die 
F.D.P. hätte sich auch damals für die Milchküche eingesetzt und auch die 
Große Anfrage betreffend der Wohnraumsituation in Kiel gestellt. Er sieht 
aber die Problematik, alter native Wohnformen zu fördern. Nach seiner An­
sicht gebe es hier einiges, was dagegen sprechen könnte . Hier würde zusätz­
lich ein Angebot gemacht, man müsse sehen, ob dieses Angebot auch vom Ver­
ein erfüllt werden könnte. Hier handele es sich zunächst um eine illegale 
Inbesitznahme des Gebäudes, und jetzt darum für die Stadt ein Kommunikations­
zentrum zu schaffen ; dies sei auch der Unterschied zum Sophienblatt . Man 
hätte den Eigentümern von Wohnraum deutlicher machen müssen , daß es eine 
Sozialbindung des Wohnr aumes, die im Grundgesetz verankert ist, gebe . Er 
sehe aber auch hier die Legalisierung von Unrecht und eine Aufforderung an 
Folgetäter. Ein Blick in die Geschichte gebe hierfür Beispiele. Wenn der 
Eigentümer aber bereit ist , die Konsequenzen aus der Situation zu ziehen, 
so wollen wir auch keine Prinzipienpolitik treiben, denn dann käme es zur 
Verhärtung der Fronten, dieses wolle man aber nicht . Zur Überlebenschance 
des Vereins und zur Finanzierung sehe er eine Herausforderung an die Stadt, 
denn dieses Geld sei eigentlich nicht vorhanden . Deshalb sollte die Finan-
zierung kostenneutral sei n, und den Gesamttopf für die Kommunikations-
zentren dadurch nicht ausweiten . Zur CDU -Fraktion gewandt meint er , daß 
deren Begeisterung für die Pumpe nicht allzu alt sei ,da die Situation früher 
anders ausgesehen hätte. Jetzt hät te die Pumpe für die CDU -Fraktion eine 
Alibi -Funktion . Er gesteht ein, daß er die Überlebenschance des Vereins 
nicht so positiv wie andere Mitglieder der Ratsversammlung beurteilt, er 
würde sich aber gern angenehm überraschen lassen . Diese 500 .000, -- DM sollen 
verteilt auf 5 Jahre gezahlt werden , wenn dies nicht geschehe, so hätte man 
immer noch die Auflassungsvormerkung als Sicherheit und sollte sich dann 
darum bemühen , aus der Hansastraße 48 Studentenwohnungen zu machen . Denn 
dann wären die Kontakte zum Land auch noch da. Seine Fraktion will dem An­
trag der SPD zustimmen . 

Ratsherr H e ß (SPD) meint , es gehe hier um kollektive Lebensformen, 
deren Grenzen und Sanktionierungen . Er warne vor einem Streit um Legalität 
und Normen . 

In einer Zwischenfrage möchte Stadtrat Die k e 1 man n (CDU) wissen , 
wie hoch bei einer Kaufpreissumme von 750 .000 ,-- DM der Kapitaldienst sei . 
Für ihn stellt sich die Frage, was im Endeffekt für die Unterhaltung übrig 
bleibt. 

Ratsherr H e ß (SPD) gibt zu, daß er zunächst auch Bedenken bei der 
Finanzierung gehabt habe . Es sei jedoch nicht legal, die Förderung von 
anderen Vereinen herunter zu spielen. Man sollte sich hier jedoch nicht die 
Chance nehmen lassen , ein Kommunikationszentrum zu unter s tützen , zumal auch 
der Eigentümer einverstanden ist . Wir sollten es ernst nehmen , wenn Jugend­
liche nach anderen Lebensformen streben. Wenn eine Chance besteht, diese 
Jugendlichen auf dem Weg der Legalität zurückzuholen , so sollte man diese 
ergreifen. Er glaube nicht an ein Scheiter n dieses Experiments .Es sind dort 
rd. 30 Leute untergebracht, und es finden dort Veranstaltungen wie Klön­
abende, Musik , Film etc . statt . Hervorzuheben seien die dort tätigen Werk-
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stätten , die Hilfe für den Alltag der jungen Leute anbieten. Er spricht 
die Bitte aus, daß man nicht allein wegen der Illegalität das Projekt 
blockieren sollte. 

Stadtrat I P sen (SPD) spricht die Äußerungen von Stadtrat Sauerbaum 
betreffend der Sportangebote der Räucherei an. Er teilt mit, daß kürzlich 
ein Gespräch mit Gaardener Sportlern stattgefunden hat. In diesem Gespräch 
wurden die Bedenken zerstreut, daß die Räucherei Mitglieder aus Gaardener 
Vereinen abwerben könnte. Viel kritischer steht man hingegen dem Sport­
angebot der Volkshochschule gegenüber . 

Zum Eggerschen Hof meint er, daß nicht immer neue Zahlen genannt werden. 
Diese 60 .000, -- DM seien nur erforderlich, weil sich ein Privateigentümer 
auf Kosten des Staates der Sozialbindung des Eigentums verschließt. 

Zum Projekt Hansastraße 48 meint er, daß beim Projekt der Wankendorfer 
Baugesellschaft 38 Einheiten geplant werden. Für ihn gehe es aber um 
preiswerten Wohnraum, die CDU tue aber so, als wenn andere Vereine da-
durch geprellt werden . Hier gehe es nicht um Vereine, sondern um ei n 
neues Kommunikationszentrum. Die 100.000,-- DM als Zuschuß sind als Zu­
schuß für Dienstleistungen veranschlagt. Wer i n den Werkstätten tätig 
sein möchte, muß einen Kostenbeitrag zahlen. Zur rechtlichen Situation 
möchte er bemerken, daß das Recht aus einem dauernden Wandel unt erworfen 
ist. Er zitiert danach aus einer Ausgabe der kommunalpolitischen Blätter 
vom 5. Juni 1981, danach habe dieses Blatt ermittelt, daß 15 % der Jugend­
lichen im Alter von 16 - 25 Jahren bereit sind, Gewalt anzuwenden . Die 
schweigende Mehrheit stehe weiter indifferent und ablehnend der heutigen 
Gesellschaftsform gegenüber . Hierzu könnte man auch harmlose Hausbesetzungen 
zählen . Man sollte versuchen , die Sprachlosigkeit zwischen den Generationen 
zu überwinden, um dadurch eine Konfrontation, die unvermeindbar wäre , abzu­
wehren. Man sollte ei nen Dialog mit der Jugend führen, statt eines Monologs . 

Rat sherr Rau p ach (SPD ) meint zu Stadtrat Sauerbaum gewandt, d~~ 
er wohl nichts gegen die Arbeiterwohlfahrt habe, wohl aber gegen Zahlungen 
an die Arbeiterwohlfahrt. Nach seiner Ansicht ist Besetzung statt Abriß 
besser. In diesem Fall hat die Besetzung der Erhaltung von Wohnraum ge­
dient. Er gesteht ein, daß die Besetzung nicht eine Eigentumsform ist und 
merkt an, daß man auch ver sucht habe , dieses Vorhaben in einen konkreten Gang 
zu bringen . Wer sich zur alternativen Form bekennt, muß es hinnehmen , daß 
das Theater mit 20 Mio . DM bezuschußt werde . Diese alternativen Lebensformen 
brauchen aber auch Geld. Er mei nt zur CDU gewandt, daß diese wohl Schwierig­
keiten haben werden , das abzulehnen , da dadurch billiger Wohnraum erhalten 
wird. Hier wäre doch das , was die CDU fordere, Privatinitiative statt staat­
licher Unt er stützung , das ehrenamtliche Engagement ist wieder da. Und es 
entstehen auch keine ausufernden Kosten und auch keine Risiken für die 
öffentliche Hand , sondern das Risiko liegt bei den Mitglieder n des Vereins . 
Er gesteht ein , daß auch ein gewisses Risiko übrig bleibt, da Experimente 
auch scheiter n könnten . Dieses inhaltliche Risiko möchte er jedoch gerne mit­
tragen, denn er ist begeistert von dem spontanen kulturellen Angebot . 

Stadtrat S c h ö n i n g (CDU) hat den Eindruck, daß versucht wird, das 
Pr oblem zu vernebeln . Er spricht aus seiner Funktion al s z . Z. amtierender 
Kulturdezer nent. Den Ansatz von dieser Initiative ist durchaus Rechnung zu 
tragen. Man sollte das Objekt aber differenzierter betrachten. Er stimme 
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einer Verrechnung mit der Pumpe zugunsten der Hansastraße nicht zu . Wenn 
er sich andere Bereiche ansehe , mit welcher Sorgfalt und wieviel Vorbe­
reitungen darangegangen wird z . B. bei anderen Kulturzentren, und mit 
welcher Oberflächlichkeit hierfür 5 Jahre eine halbe Million DM bereitsge­
stellt werden. Diese Maßs t äbe hätten vor 3 Jahren bei der Pumpe angelegt 
werden sollen . Hier werden 100 .000, -- DM von vor nherein nur für die Unter­
haltung (Bewirtschaftung ) gezahlt. Er hat Zweifel, ob diese Mittel zur Be­
wirtschaftung dienen. Denn hier wird gesagt , daß man alternativ wohnen will. 
Es wundert ihn , daß auch Motorradwerkstätten neuerdings unter Kultur fallen . 
Er meint, daß leere und nette Ideen dahinterstecken und wenn Geld da wäre , 
hätte er auch Verständnis dafür . Man kann den Antrag aber nur so verstehen , 
daß dies ein Freifahrtschelin für einen größeren Kreis potenter Hausbe­
setzer wäre. Aus kulturpolitischer Sicht steht seiner Ansicht nach nicht 
mehr dahinter, al s nette Ideen und daß sie Geld brauchen. Wenn er hingegen 
andere Bereiche sehe, so verstehe er diese Großzügigkeit nicht . Wenn diese 
500 .000,-- DM in den Haushalt kommen, so muß i n ander en Bereichen gespart 
werden , als kulturpolitischer Sicht i n ist das Ganze für ihn nicht ausge­
goren genug , er wird sich gegen Kürzungen zu Lasten anderer Kulturzentren 
wehren . 

Stadtrat I p sen (SPD) fragt Stadtrat Schöning, ob er im Rahmen sei ner 
Aufgaben als amtierender Kulturdezernent die Gelegenheit wahrgenommen hat, 
sich das Projekt anzusehen und sich zu i nformieren. Zweitens weist er ihn 
darauf hin, daß er gegen Pflichten verstoßen würde , wenn er s i ch dem Ver­
handlungsauftrag ver schließen würde , wenn er mit Mehrheit beschlossen würde . 

Stadtrat S c h ö n i n g (CDU) erklärt , daß solche Befürchtungen gegen­
standslos sei en . Im Antrage stände im übrigen Magistrat drin, das muß 
nicht der "Kulturdezernent" sei n. Er fragt s i ch aber, wo man s i ch über die 
Sache hätte informier en können , wenn die Angel egenheit er st heute auf den 
Tisch gel egt wurde . Er findet dieses Verhalten bezei chnend fü r di e SPD. 

Ratsherr Prof. S p i c k hof f (CDU) i s t der Auffassung, daß die 
spritzige Diskussion der Sache nicht gerecht wird. Ein Antrag in sol ch ei ner 
Höhe bedeutet für ihn , was die Verantwortlichkeit angeht , eine f rivole 
Leichtfertigkeit im Umgang mit öffentlichen Gelder n. Er merkt an , daß er 
selbst Mitglied in einer Abenteuer spielplatzinitiative war, und der Be­
reich für ihn dadurch nicht neu sei . Alle diese Vorstellungen,die hier 
verwirklicht werden sollen, habe er als Idee dort auch vorgefunden , aber 
weder dort Ilfloch anderswo ist es gelungen , s ie zu verwirklichen . Nach An­
s icht der SPD findet die neue alter native Kultur, die nirgendwo gelungen 
i s t, in der Hansas traße statt. In dem best ehenden Kommunikati onszentrum 
findet diese Art von Kultur schon lange s tatt. Sei ner Auffassung nach unter­
liegt die SPD s t ändig der Ver suchung , progressiver zu sein , ohne Altes zu 
konsolidier en . Wir wissen von der Pumpe , daß dann, wenn das Defizit ni cht 
jetzt im Nachtragshaus halt abgedeckt wird, wir dan n, wenn der Betr ag nicht 
abgebaut werden kann , im nächsten Jahr die gl eiche Diskuss i on führen müssen , 
weil der Betrag gleich bleibt. Dieses wird r ei n r echnerisch ni cht l aufen , 
j etzt wird ei n neues Projekt angefangen , das nicht wägbar ist und diese 
Gelder müssen in ander en Ber ei chen abgezogen werden , die durch diese Defi­
zite gefährdet wurden . Zu Stadtr at Hagelstein gewandt merkt er an , daß 
s i ch St adtrat Schöni ng und Ratsherr Heilig oft i n der Pumpe befinden und 
auch ander e Polit i ker die ni cht f ür die Pumpe 480 .000 ,-- DM geben wollten . , 
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Die F.D. P. habe aber immer di e Rolle des Taubs tummen gespielt und habe 
schließlich auch auf den Kulturausschuß verzichtet . Er hätte ihn aber 
auch ger n ei nmal i n der Pumpe gesehen . Der Vorbehalt der CDU hätte s i ch 
früher ni cht gegen di e I nstitution , sonder n war gegen ei ne bestimmte 
Per son gerichtet . 

St adtrat S au e rb a u m (CDU) mei nt, daß sei ne Kollegen schon das 
gesagt haben , was er sagen wollte . Als politisches Resümee zi eht er, daß 
s i ch das heutige Verhalten der SPD dem Verhalten i n der l et zt en Rat sver ­
sammlung angepaßt habe . Nach sei ner Auffassung ist es l egitim um Wähler­
s timmen zu kämpfen . Es i s t aber t ödl ich durch s t ändiges Jasagen zu versuchen , 
es allen Recht zu machen , so könnees aus Ver sehen ei nmal sei n , daß man gegen 
ehemalige ei gene politische Ent scheidungen s timme . Danach zei chne t er das 
Bild vom Karpfenzüchter, der die Karpfen i n sei nem Tei ch pflegt und hegt und 
selbs t schlachten will, ei n ander er ihm aber die Karpf en vorher raushol t . 

Ratsherrin Z ö r n e r - G 0 e t z k e (SPD) mei nt, daß ei n Punkt noch 
ni cht genügend zur Geltung gekommen wär e , und zwar, daß man nochmal s f est­
st ellen muß, daJ6 es viel e junge Leute auf sich nehmen würden ,Gesetze zu 
brechen ; und wenn man die Möglichkeit habe , dieses Unr echt abzustellen , so 
hätte man auch kei nen Grund, auf ei ne solche Möglichkeit zu ver zi chten . Das 
Experiment Hansastraße sei ihrer Auffassung nach ni cht mit ei nem Ver ei ns­
l eben ver gl ei chbar. I hrer Ansi cht nach gehe es um die I ndi vi dualität für 
junge Leute , denn ni cht zu helfen i n dieser Situation ,würde zu noch schlim­
mer en Ausuferungen f ühren . 

Danach l äßt St adtpräsident J ohanni ng über di e Drucksache 335 abstimmen . 

Beschluß : Mit Mehrheit a n gen 0 m m e n 

Nach Punkt 12) fand ei ne Pause s t att. 

Nach Wieder er öffnung der Sit zung t eilt Stadtpräsid ent J 0 h a n n i n g 
mit, daß im Einver nehmen aller drei Fraktionen der Punkt 29) - Haushalt -
vorgezogen und j et zt ber aten wird . 

Zur Erhaltung der Lesbarkeit des Prot okolls wird er aber i n der Reihen­
fol ge der Tagesordnung protokolliert, al so hier nach Punkt 13) und der 
Haushalt bei Punkt 29 ). 

13) Betr.: Hauptsat zung 

a ) Neufassung der Haupt satzung 

b) Antrag der SPD-Fraktion zu § 5 der Hauptsatzung 
- Ortsbeiräte -

Berichter s t att er : Stadtr at I psen 

- Dr s . 336 -

- Dr s . 337 -
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Antrag : 1. Das Schulamt erhält ab sofort die Bezeichnung 
"Amt für Schulwesen". 

2. Die Abteilung des Sozialamtes 
Fürsorgestelle für Kriegsopfer und Behinderte 
trägt ab sofort folgende Bezeichnung: 

"Sozialamt - Abteilung Amt für Kriegsopfer und 
Behinderte - Fürsorgestelle für Kriegsopfer -" 

3. Die anliegende Neufassung der Hauptsatzung der 
Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen. 

Diese Vorlage - Drucksache 336 - wurde mit weiterem Material mit Schreiben 
vom 14. September 1981 übersandt, die Dringlichkeit mit einfacher Mehrheit 
bei der beratung der Tagesordnung anerkannt. 

Stadtrat I P sen (SPD) als Vorsitzender des Sonderausschusses zur 
Beratung und Änderung der Hauptsatzung , der Geschäftsordnung sowie der 
Zuständigkeitsordnung teilt mit, daß die Neufassung der Hauptsatzung not ­
wendig geworden war, da mittlerweile 23 Nachträge zur Hauptsatzung vorge­
nommen wurden. Zu § 5 - Ortsbeiräte - bemerkt er, daß die SPD es für sinn­
voll halte, ein flächendeckendes System zu schaffen , um die Bürger recht­
zeitig zu informieren. Dieses Mittel sei auch geeignet, im Vorfeld manches 
zu regeln. Von den ursprünglich vorgesehenen 16 Ortsbeiräten sei man nach 
Anhörung der Orts- und Sanierungsbeiräte am 4. August 1981 dazu gekommen, 
sich für 18 Ortsbeiräte zu entscheiden. Mit der Regelung im Kieler Süden, 
so wie es die CDU vorsehe, sei man j edoch ni cht einverstanden . Die SPD 
möchte nur zwei Ortsbeiräte im Kieler Süden einrichten, nämlich 

a) Meimersdorf/Moorsee 

b) Wellsee , Russee , Rönne , Poppenbrügge. 

Si e halte es nicht f ür vertretbar, für ein paar hundert Einwohner einen 
selbs t ändigen Ortsbeirat zu schaffen . Nach Ansicht der SPD-Fraktion .ist 
dieses Modell tragfähig und praktikabel. Die Sanierungsbeiräte sollen nicht 
wi eder in Urwahl entst ehen , sonder n nun als Ortsbeirä te fortgeführt werden. 
Bei der Anhörung der Orts- und Sanierungsbeiräte betonten die Vorsitzenden , 
daß s i e keine zusät zlichen Befugnisse übertragen haben möchten . Es best eht 
nunmehr aber die Mögli chkeit für die Ortsbeiräte ,unmittelbar Anträge an die 
Rat sver sammlung und die Ausschüsse zu stellen . Der Sonderausschuß hat noch 
nicht r estlos alle Aufträge verfolgt , so muß noch über den "Eingabeausschuß" 
beschlossen werden . Das wird als er s t er Nachtrag zur neuen Hauptsatzung ver­
abschiedet werden . 

Stadtrat Ha g e 1 s t ein (F .D.P.) mei nt , wenn man mehr Bürger nähe 
erreichen will, müsse man es so weiträumig und umfassend machen . Daher komme 
der CDU-Antrag sei nen Vor stellungen näher . Man sollte das historisch gewach­
sene Ortsbewußtsein dabei berücksichtigen . Alles ander e ist Verschlei erung . 
Die Anhörung der bisherigen Vor sitzenden hat das deutlich gemacht. Die Er­
höhung des 16er Modell auf ein 18er Modell sowie es die SPD-Fraktion vor­
sieht, ist seiner Mei nung nach eine unwesentliche Kaschierung . Man müsse 
auch die Kosten dieser Maßnahme sehen , denn bei ei nem Konzept von 21 Orts-
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beiräten entstehen 110 .000,-- DM Fixkosten . Diese stünden nunmehr für 
Investitionsmaßnahmen nicht mehr zur Verfügung . Der erwünsche Effekt 
steht mit diesen Kosten nicht im Einklang . Er plädiert für die Beibe­
haltung des bisherigen Sys tems. Eine Ausweitung ist nicht sinnvoll, recht­
lich könne ihnen keine weiteren Kompetenzen übertragen werden und eine 
Urwahl sei nicht möglich . Nach seiner Ansicht würden nicht die Bürger be­
stimmen, sondern die Parteien, das sei eine demokratische "Grauzone" . Die 
F.D . P. -Fraktion möchte am liebsten die Sanierungsbeiräte beibehalten, daher 
werde die F.D. P. -Fraktion weder dem CDU -Antrag noch dem SPD-Antrag zustim­
men, sie sei für den status quo. 

Stadtrat S c h ö n i n g (CDU) trägt vor, daß die heutigen Anträge von 
der CDU initiiert wurde . Sie hat damals die Landtagsfraktionen um eine 
Änderung der bisher geltenden Gemeindeordnung gebeten . 1977 trat die Ände­
rung der Gemei ndeordnung in Kraft. Danach sollte der Bürger in überschau­
baren Grenzen am politischen Leben teilhaben . Hingegen mußte der Idealis-
mus mittlerweile der Erkenntnis weichen, daß dieses an rechtlichen Hinder­
ni ssen scheiterte. Ein gewisser Fortschritt ist das Antragsrecht. Die bis­
herigen Ortsbeiräte wollten auch keine weitergehenden Befugnisse . Er dankt 
der Verwaltung für dieses erfreuliche Ergebnis und merkt an, daß beide 
großen Fraktionen im Prinzip einer Meinung sind . Die SPD-Fraktion habe zu­
nächst das 16er Modell vor geschlagen . Der Hauptkritikpunkt der CDU war, 
Russee und Hassee wurden zusammengefaßt, dieses ist im 18er Modell getrennt 
vorgesehen . Die entscheidende Frage ergibt sich, ob im Kieler Süden jetzt 
zwei oder fünf Ortsbeiräte entstehen sollen. Der Vorschlag , nur 2 zu schaffen, 
sei für die CDU nicht kompromißfähig . Stadtrat Hagelstein hat zu Recht ge­
sagt, daß ein Überortsbeirat gegründet werden soll . lVJan könne nicht schlech­
terdings über geographische Gegebenheiten hinweggehen. Diese Ortsbeiräte 
sei en selbständige "Gemeinden" . Meimer sdorf und Moorsee machen rd. -1/4 
der Kieler Stadtfläche aus . Der wahre Hintergrund, warum die SPD das 18er 
Modell befürwortete , i s t nicht das Motiv, daß man den Ortsbeiräten helfen 
wollte, sondern das, daß dort evtl. andere Machtverhältnisse ent s tehen 
könnten . Man hat sich auch mit der Frage auseinandergesetzt, ob in allen 
Stadtteilen Ortsbeiräte geschaffen werden sollen, oder ob es , wo aktive Ge­
sprächskreise in Gange sind , keine Ortsbeiräte geben soll . Diese Gesprächs­
kreise arbeiten auch überparteilich . Wenn man hingegen eine flächendeckende 
Lösung will, dann kann man keinen Stadtteil ausnehmen . Seiner Auffassung nach 
ist auch ein Nebenei nander von Gesprächskreis und Ortsbeirat möglich, da der 
ehemalige Gesprächskrei s quasi der Initiator der Ortsbeiräte ist. 

Stadtrat S c h ö n i n g 
Änderungsantrag : 

§ 5 Abs. 1 der Hauptsatzung 

(CDU) stellt namens der CDU-Fraktion folgenden 

Im Kieler Süden werden folgende 5 Ortsbeiräte gebildet : 

a) Meimersdorf 
b) Moorsee 
c) Wellsee 
d) Kronsburg 
e) Rönne 
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Die CDU-Fraktion hält das für ei nen so wichtigen Gesi chtspunkt, daß , 
fall s die SPD diesem Antrag ni cht zus timme , die CDU di e gesamte Vor­
lage betref fend Neufassung der Hauptsatzung ablehnen werde . 

Ratsherr H ä n s I e r (SPD) erläutert die Probleme , die si ch aus 
dem Nebenei nander von Orts beirä t en und dem Gesprächskreis er geben . Er 
sehe die Notwendigkeit, daß di e Sachzwänge von über geordnet er Bedeutung 
Vorrang haben . Ein Nebenei nander i s t nach sei nen Worten möglich. 

Im Einvernehmen mit St adtrat Ipsen (SPD) s t ellIt Stadtrat S c h ö n i n g 
(CDU) im Namen der SPD-Fraktion und der CDU-Fraktion f olgenden Antrag : 

1. § 5 Abs . 1 zur Hauptsatzung tritt mit dem Tage der nächs t en Kommunal­
wahl i n Kraft. Die best ehenden Ortsbeirät e bleiben bis zu di esem Tage 
t ä tig . 

2. Die Beschlüsse der Rat sver sammlung betreffend die San i erungsbeirät e vom 
15. Mär z 1973 (Sanierungsbeirat Gaarden), vom 18.10 .1973 (Sani erungsbei­
rat Südliche I nnenst adt) werden zum Tage vor der nächs t en Kommunalwahl 
aufgehoben . Glei chzeitig tritt i n der Zus t ändigkeitsordnung vom 12. De­
zember 1977 die Anl age D Nr. 15 Sani erungsbeiträge außer Kraft. 

3. Die Sanierungsbeiträge Gaar den und Südliche I nnenst adt bleiben bis zum 
Tage vor der nächs t en Kommunalwahl t ätig . Danach werden ihre Aufgaben 
von den f ür das Gebiet zus t ändigen Ortsbeirä t en wahrgenommen . 

4. Der Magi s trat wird ermächtigt, die aus den Beschlüssen erfor derlichen 
r edaktionellen Änderungen vor zunehmen . 

Stadtpräsident J 0 h a n n i n g l äßt über den Änderungsantrag der CDU 
zu § 5 Abs . 1 der Hauptsat zung betr effend Anzahl der Ortsbeiräte al ter nativ 
zum Hauptantrag der SPD-Fraktion - Drs . 337 - abs timmen . 

Dabei erhält der Hauptantrag - Drs . 337 - die Mehrheit und is t damit 
a n gen 0 m m e n und der Alter nativantrag der CDU-Fraktion 
a b ge l e h n t . 

Sodann l äßt der St adtpräsident über den gemei nsamen Antrag der SPD-Fraktion 
und der CDU-Fraktion abstimmen : 

Beschluß : Mit Mehrheit a n gen 0 m m e n 

St adtpräsident J 0 h a n n i n g weist dar auf hin , daß für die Fest­
l egung der Dezer nat e ei ne 2/ 3-Mehrheit er forderlich ist . Er l äßt deshalb 
über diesen Teil der Haupt sat zung getr ennt abstimmen . 

Beschluß über diesen Teil der Hauptsat zung : 

Nach Antrag 
- einstimmig -
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Sodann läßt Stadtpräsident J 0 h a n n i n g über den gesamten 
Tagesordnungspunkt 13 (13a und 13b) - Hauptsatzung - abstimmen. 

Beschluß: Nach Antrag 
- Mit Mehrheit beschlossen -

14) Betr .: Änderung der Gemeindegrenze zwischen Klausdorf/ 
Schwentine und Kiel 

Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt 

- Drs. 323-

Antrag: Im Bereich Preetzer Chaussee/Klosterweg wird die Gemeinde­
grenze wie in aushängendem Plan dargestellt verändert. Den in 
der Anlage beigefügten Grenzänderungsverträgen mit der Gemeinde 
Klausdorf und dem Kreis Plön wird zugestimmt . 

Beschluß: Nach Antrag 
- einstimmig -

15) Betr. : Neubesetzung im Kuratorium der Volkshochschule - Drs. 338 -

Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer 

Antrag: In das Kuratorium der Volkshochschule der Landeshauptstadt 
Kiel wird Herr Prof. Dr. Otto Fränzl e als Vertreter der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel gewählt . 

Beschluß : Nach Antrag 
- einstimmig -

16) Betr. : Errichtung von Werkklassen - Drs . 339 -

Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer 

Antrag : 1. Vorbehaltlich der Zustimmung der Schulaufsichtsbehörde wird 
beschlossen : 

Ab Schulbeginn nach den Herbstferien 1981 wird eine besonder e 
Unterrichtseinrichtung "Werkklassen" für türkische Schüler er­
richtet . Sie wird provisorisch i n der Muhliusschule unterge­
bracht. 

2. Bei der Ausstattung mit Gerät sind die besonder en Anforde­
rungen des Unterrichts in Werkklassen zu berücksichti gen . 
Ein Werkstattunterricht sollte in einer entsprechenden Ein­
richtung vorgesehen werden . 

2.1. Der sofortigen Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe in 
Höhe von 
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a) 36 .000,-- DM bei der HHSt. 21.1 32 .941 - Herrichtung 
von Räumen der Muhliusschule für Werkklassen -

b) 84 .000,-- DM bei der HHSt. 21.132.9353 - Ausstattung 
der Werkklassen mit Inventar und Lehrmitteln -

wird zugestimmt . 

2. 2 Die Deckung erfolgt 

Beschluß: 

_ aus der HHSt. 21.342 .9 353 - Ausstattung der neuen Ver­
waltungsräume in der Andreas-Gayk-Schule mit Inventar­
mit 20.000, -- DM 

- aus der HHSt. 21 . 342 .941 - Ausbau von Verwaltungsräumen 
in der Andreas-Gayk-SchUle für Zwecke der Sonderschule -
mit 35 .000,-- DM 

durch Bereitstellung von 65 .000, -- DM im Rahmen des Nach­
tragshaushaltsplanes. 

3. Von einer Sondermaßnahme auf dem Seefischmarkt für Werk­
klassen wird abgesehen (neue Drs. 251 der Ratsversammlung 
vom 11. Juni 1981). 

Nach Antrag 
- einstimmig -

17) Betr. : Einrichtung von Werkklassen im Gebäude der Muhlius- - Drs. 340 -
schule; 
hier: Außerplanmäßige Ausgaben 

Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer 

Antrag : 1. Der sofortigen Leistung einer außerplanmäßigen Ausgabe i n 
Höhe von 

a) 36 .000,-- DM bei der HHSt. 21.1 32 .941 - Herrichtung von 
Räumen der Muhliusschule für Werkklassen -

b) 84 .000, -- DM bei der HHSt. 21.132.9353 - Ausstattung der 
Werkklassen mit Inventar und Lehrmittel -

wird zugestimmt. 

Bei der Beratung der Tagesordnung wurde mitget eilt, daß diese Vorlage 
in der Magistrat ssitzung am 16. September vom Stadtschulrat 
z ur ü c k g e zog e n worden ist . 
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18) Betr.: Erweiterung des Stipendiumprogramms für ausländi­
sche Studierende 

Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer 

- Drs. 341 -

Antrag : Die Landeshauptstadt Kiel vergibt zusätzlich ab 01 .10.1 98 1 
alljährlich - vorbehaltlich der Bereitstellung der Haus­
haltsmittel - ein zehnmonatiges Stipendium an eine(n) Stu­
denten(in) bzw. junge(n) Wissenschaftler(in) aus Polen zum 
Stipendium an der Christian-Albrechts-Universität Kiel in 
Höhe von 1.100,-- DM monatlich für die Zeit vom 1. Oktober 
bis zum 31. Juli des folgenden Jahres. 

Beschluß: Nach Antrag 
- einstimmig -

19) Betr .: Änderung des Nutzungsvertrages zwischen dem Verein - Drs. 342 -
"Die pumpe" e . V. und der Landeshauptstadt Kiel 

Berichterstatter: Stadtrat Schöning 

Antrag: Dem in der Anlage beigefügten Entwurf eines Änderungsver­
trages zum Nutzungsvertrag vom 2. August 1978 zwischen dem 
Verein "die pumpe" e . V. und der Landeshauptstadt Kiel wi rd 
zugestimmt . 

Hierzu wurde mit einer Zusammens tellung ein neuer Vertragsentwurf des 
Änderungsvertrages auf den Tisch gelegt, der statt des bisher über­
sandten die Beratungsgrundlage bildet. 

Stadtrat S c h ö n i n g (CDU) bemerkt, daß der vorliegende Vertrag 
zurückgeht auf eine Prüfung des Rechnungsprüfungsamtes . Er habe diesen 
Vermerk aufgegriffen , Anlaß war sein persönliches Gefühl, d~6 besonder s 
im Personalbereich nicht alles so lief wie es sein sollte . Es ist beab­
sichtigt, sobald hauptamtliche Stellen besetzt werden , vorher den Kultur­
ausschuß zu fragen , der auch die Besoldung festlegt. Es wurden auch andere 
Punkte, die der Revision bedürfen, meist auch redaktioneller Art berichtigt. 
Die gesamte Änderung des Nutzungsvertrages wurde in Zusammenarbeit mit dem 
Rechtsamt erarbeitet . Hierbei ist die wichtigste Änderung die Verpflich­
tung von der Einstellung von Mitarbeiter n den Kulturausschuß zu fragen . 
Die Pumpe wird dadurch vertragl ich verpflichtet, ein Sanktionspassus ist 
in dem Vertrag enthalten. Zusätzlich wird der Betrag, der unnütz aufgewandt 
wurde , vom Zuschuß abgezogen . Man hält dieses für unabweichlich. Die Stadt 
Kie l tritt damit an die Seite der Pumpe, die nun nicht mehr allei n gestellt 
ist. 

Ratsherr Dr. B e r n h a r d (CDU) stellt noch einmal fest , daß der 
neue Nutzungsvertr ag vorgelegt werden mußte , um in Zukunft Verantwortlich­
keiten klarer als bisher abgrenzen zu können . Man habe mit der Pumpe Ein­
vernehmen er zielt. Es bleibt daher unverständlich, daß erst heute ein solcher 
Vertrag eingebracht wurde . Er ist froh, nicht mehr erleben zu müssen , wenn 
ei n sol cher Vertr ag für die Hansastraße geschlossen werden muß. 
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Rat sherr P e t e r s (SPD) s t ellt di e Frage an Herrn Dr. Hermann , 
ob ihm bekannt sei, daß di e Verhandlungen über den Ver t r agsen twurf ni cht 
mit dem Pumpenvor s t and geführt worden s i nd. 

Rat sherr Dr. H e r m an n (CDU) ver nei nt dieses . 

St adtrat S c h ö n i n g (CDU) t eilt mit, daß der § 1 Abs . 2 des 
Nutzungsvertrages zu s trei chen i s t . 

Beschluß mit der Änderung , daß § 1 Abs . 2 des Nutzungsvertrages zu 
strei chen i s t: 

Nach Antrag 
- ei nstimmig -

20) Betr. : 1. Änderung des Bebauungsplanes 445 b (Aufs t ellungs- - Drs . 343 -
beschluß) 

Berichter statter: St adtbaurat Bartel s 

Antrag : Für das Baugebiet Kiel-Mettenhof , nördl ich Skandinaviendamm 
gegenüber der Ei nmündung der Straße Ber genring wird die 1. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 445 b aufgest ellt . Das Gebiet 
ist i n dem bei gefügt en über s i chtsplan gekennzei chnet. 

Beschluß : Nach Antrag 
- ei nstimmig -

21) Betr.: Teil 2 des Bebauungsplanes Nr. 411 d (Entwurfsbeschluß) - Drs . 344 -

Ber ichter st atter : Stadtbaurat Bartel s 

Antrag : Für das Baugebiet Eisenbahn von Kiel nach Rai sdor f , Kruppallee , 
Marienbader Straße , Allgäuer Straße , Sonthof ener Straße wird der 
mit Teil 2 bezeichnet e räumliche Ber ei ch des B-Planes Nr . 411 d 
zwischen der Allgäuer Straße , Sonthofener Straße und Rei chen­
hall er Straße ent spr echend dem i n der Sit zung aushängenden Plan al s 
Entwurf beschlossen . 

Der Entwurfsbeschluß vom 08 .01.1 98 1 f ür den Ber eich der Teil f l äche 2 
wird aufgehoben . 

Der s t ädtebaulichen Begründung wird zugestimmt . 

Beschluß : Nach Antr ag 
- einstimmig -
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22) Betr.: Aufhebung eines r äumlichen Teilbereiches aus dem Be- - Drs . 345 -
bauungsplan Nr. 323 (Satzungsbeschluß) 

Berichter statter: St adtbaurat BarteI s 

Antrag : Die Aufhebung eines räumlichen Teilberei ches aus dem Bebauungs-
plan Nr. 323 mit dem Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Nordrand Fried­
richsort, östlich der Straße nach Schilksee , wird für den Ber ei ch 
nördlich der Straße Koppelber g , östl ich der Flurs tücke 3/ 28, 3/46 
und 3/41, Gemarkung Seekamp, Flur 3 , ent sprechend dem i n der Sitzung 
aushängenden Plan al s Sat zung beschlossen . 

Der s t ädtebaulichen Begründung wird zugestimmt. 

Beschluß: Nach Antrag 
- ei nstimmig -

23 ) Betr.: 1. ver ei nf achte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 533 - Drs . 346 -
(Satzungsbeschluß) 

Bericht er s t at ter: Stadtbaurat BarteI s 

Antr ag : I . Die im Rahmen der Bet eiligung nach § 13 BBauG abgegebenen 
St ellungnahmen der Eigentümer 

a ) Dr. J ohann-Michael Rei che , Lämmers tücken 14 

b) T. u. H. Pfitzner, Klost erkmnp 15 

c ) Diet er Peter sen , Klost erkamp 17 

werden bei a) insoweit berücks i chtigt, als die Umfassungs­
wände der Gemei nschaft sgaragen weiß zu schlämmen si nd , im 
übrigen ni cht berücks i chtigt. 

11. Die ver ei nfachte Änderung des B-Planes Nr. 533 für das Bau­
ge biet Lämmer s tücken /Ecke Klost erkamp wird entsprechend dem 
in der Si tzung aushängenden Plan al s Satzung beschlossen . 

Der s t äd t ebaulichen Begründung dazu wird zugestimmt . 

Beschluß: Nach Antrag 
- ei nstimmig -

24) Betr.: Bebauungsplan Nr. 613 (Sat zungsbeschluß) 

Ber iChter s t atter: St ad t baurat Bar teI s 

- Drs . 347 -
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Antrag : Der Bebauungsplan Nr. 61 3 für das Baugebiet südlich Mühlen­
weg , zwischen Sedanstraße und I ndus triebahngleis wird ent­
sprechend dem i n der Sit zung aushängenden Plan al s Satzung 
beschlossen . 

Der s t ädtebaulichen Begründung wird zuges timmt. 

Beschluß: Nach Antrag 
- ei nstimmig -

25) Betr . : Änderung von Gebühren im Friedhof swesen - Drs . 348 -

Berichter s tatter: Stadtbaurat Bartel s 

Antrag : Der anliegenden 9. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung fü~ 
Friedhöf e und Feuerbest at t ungsanl agen der Landeshaupt s tadt 
Kiel vom 27. Dezember 1972 i n der Fassung der 8 . Nachtrags ­
satzung zur Gebührensat zung vom 18. Dezember 1980 wird zu­
ges timmt. 

St adtbaurat B a r t e l s (parteilos ) t eilt hierzu mit, daß er 
immer bei Änderung der Gebühren im Friedhof swesen gefragt werden würde, 
ob nicht endlich ei ne Kost endeckung er zi elt wer den kann . I n der Bundes­
r epublik Deutschland i s t es allgemei n üblich, daß das Friedhofswesen ni cht 
zu 100 % kost endeckend arbeitet, da ei n Teil der Friedhof sanl agen als 
öffentliche Grünanl agen ausgewiesen s ind . Man müsse daher ei nen Teil ab­
set zen . I n Kiel l äge dieser Prozent sat z extrem ni edrig . 1978 betrug die 
Kost endeckung bei kommunal en Friedhöf en im Bundesdurchschnitt 65 %, in 
Kiel 92 %. 1981 kamen die kommunal en Friedhöf e im Durchschnitt auf 59,4 % 
Kost endeckung , die St adt Kiel hingegen auf über 94 % Kost endeckung. 
Sei ner Ansi cht nach wär e es schlecht, wenn diese 6 % auch noch auf ei nmal 
abgebaut werden würden . Man sollte den ni chtgedeckten Teil fes t schreiben 
und ni cht ver suchen , ihn mit ei nem Gewaltakt auf Null zu bringen . 

Beschluß: Nach Antrag 
- einst i mmig -

26 ) Betr . : Änderung von Ent gel ten im Friedhof swesen 

Berichter s t atter : Stadtbaurat Bartel s 

- Drs . 349 -

Antr ag : Dem anl iegenden 9.Nacht rag zur Entgeltsordnung fü r die 
s t ädtischen Friedhöfe i n Kiel vom 27. Dezember 1972 in der 
Fassung des 8 . Nachtrags zur Ent geltsordnung vom 18 . Dezember 1980 
wi rd zugest immt . 

Die Stellungnahme des Rechnungsprüfungsamtes zu der Vorlage wurde zu 
Beginn der Sitzung auf den Tisch gel egt . 

~eschluß: Nach Antr ag 
- einstimmig -
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27) Betr.: Änderung der Satzung über die Müllabfuhr im Stadt- - Drs . 328 -
gebiet Kiel 

Berichter s tatter : Stadtrat Möller 

Antrag : Die beigefügt e 4. Nachtragssatzung zur Satzung über die Müll­
abfuhr im Stadtgebi et Kiel wird beschlossen . 

Beschluß: Nach Antrag 
- ei nstimmig -

28) Betr .: Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Ver- - Drs . 326 -
bandsversammlung des Zweckverbandes Hafen Strande 
im Verhinderungsfall des Mitgliedes aus dem Orts-
beirat Schilksee 

Berichterstatter : Stadtrat Dr. Moll 

Antrag : Als Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Verbandsver­
sammlung des Zweckverbandes Hafen Strande im Verhinderungs­
fall des Mitgliedes aus dem Ortsbeirat Schilksee wird Herr 
Dr . Dietrich Graner, Seehundweg 7, 2300 Kiel 17, bestimmt. 

Beschluß : Nach Antr ag 
- einstimmig -

29 ) Beratung der 2. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshaupt­
s tadt Kiel für das Haushaltsjahr 1981 und Nachträge zu den 
Wirtschaft spl änen 

Als Beratungsunterlagen l iegen dazu vor: 

- Drs . 350 -
- Drs . 35 1 -

a) Der Druckentwurf der 2. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshaupt-
stadt Kiel für das Haushaltsjahr 1981 

b) der Vorbericht dazu 

c) eine Zusammenstellung der Kürzungsvorschläge 

d) eine Zusammenstellung der Nachmeldungen zum Entwurf des 2. Nach­
tragshaushaltsplans 198 1 
_ Diese Unterlagen wurden bereits mit Schreiben vom 13. August und 

25 . August 1981 übersandt -
e ) die Vorl age der 2. Nachtragshaushaltssat zung der Landeshauptstadt 

Kiel für das Haushaltsjahr 198 1, Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen 
der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschafts jahr 1981/82 und 1. Nach­
tragswirtschaftungsplan 198 1 der Hafen- und Verkehr sbetriebe - Drs . 350 -
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f ) ei n Ver änderungsnachwei s zum Entwurf des 2. Nachtragshaushalts­
planes 198 1 (Beschluß des Finanzausschusses vom 07.09.1 98 1) 
- Drs . 35 1 -

g ) die Vorlage des 2. Nachtragsstellenplanes 1981 - Drs . 352 -

Außerdem wurde heute auf den Tisch gel egt: 

der Ver änderungsnachwei s aufgrund der gestrigen Beschlüsse des 
Magi strat s . 

Zum Ver f ahren schlägt St adtpräsident J 0 h a n n i n g vor, daß , 
wenn gewünscht, zunächst der Bürgermei s t er, dann der Personaldezer nent 
zum St ellenplan und die Fraktionsvors itzenden zum Nachtragshaushalts­
plan Grundsat zaus führungen machen . 
Danach werden die Einzelpläne des Verwaltungshaushaltes und gl ei chzeitig 
des Vermögenshaushaltes zur Beratung aufgerufen werden . 

Eventuelle Anträge bittet er j eweils bei den Einzelplänen zu s t ellen . 

Über j eden Einzel antrag wird gesondert abgestimmt, ebenso über j eden Ein­
zelplan des Verwaltungs- und Vermögenshaushaltes . 

Nach der Beratung der Einzelpläne wird über den gesamten Verwaltungshaus ­
halt und anschließend über den gesamten Vermögenshaushalt ei nschließlich 
der Ver änderungsnachweise und aller beschlossenen Änderungen abgestimmt. 

Es f ol gen 

der Nacht r agsbewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshaupts t adt 
Kiel f ür das Wirtschaft s j ahr 1982 (0 1. 08 .1 98 1 - 31.07 .1 982) - Seiten 
409 - 41 3 des Druckentwurfes -, 
der 1. Nachtragswirtschaft splan des St ädtischen Krankenhauses 19 81 
- Seit en 41 5 - 41 8 des Druckentwurfes -

und der Nacht r agswirtschaftsplan für die Haf en- und Verkehrsbetriebe 
198 1 - Seit en 41 9 - 426 des Druckentwurfes -. 

Wenn über diese Nacht r agswirtschaft spläne abgestimmt ist, wird über den 
gesamten Nachtragshaushal t abgestimmt. 

Dann wi rd der 2. Nachtragsstellenpl an 198 1 - Drucksache 352 - ei nschließ­
lich des Ver änderungsnachweises aufgrund der gestrigen Magistr at sbeschlüsse 
zur Ber atung aufgerufen und abschließend über die Gesamtvorlage 2. Nach­
tragsst ellenplan 198 1 - Drucksache 352 -, ei nschließlich der beschlossenen 
Änderungen abgestimmt . 

Zum Schluß der Ber atungen wird die Drucksache 350 - 2. Nachtragshaushalts­
satzung der Landeshauptstadt Ki el f ür das Haushaltsjahr 198 1 - einschl i eß­
l ich der Wi r tschaftspl äne - zur Abstimmung aufgerufen . 

St adtrat Sa u e rb a u m beantragt namens der CDU-Frakt i on zur Ver­
einfachung des Ver fahrens und aufgrund dessen , daß von der CDU-Frakti on 
nur einige Anträge zum Haushal t gestellt werden , daß über diese Anträge 
Vorweg abgestimmt wi r d und dann insgesamt über den Verwal t ungs- und Ver­
mögenshaus hal t , ohne daß die Einzelpl äne zur Ber atung aufgerufen wer den . 

Wi der spruch dagegen wi r d nicht er hoben , so daß so verfahren werden kann . 
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Bürgermei s t er Ho c h h e i m (CDU) l egt den zweiten Nachtrags-
haushalt für das Haushalts j ahr 198 1 und die Nachträge zu den Wirtschafts­
plänen vor, und bittet namens des Magistrats um Zustimmung . Hierbei 
handelt es s i ch um die vom Kämmer eiamt zusammengestellten Nachträge ein­
schließlich der Ver änderungen mit Ausnahmen der positiven Veränderungen, 
di e i n der gestrigen Magi s trat ssitzung beschlos sen wur den , diese sind 
nochmals gesondert aufgest ellt worden . Bei dem vorgel egt en Haushalt han­
delt es s i ch um ei nen der sich negativ auszei chnet, da ni cht nur gering­
fügi ge Korrekturen vorgenommen worden sind, die s i ch aus erheblichen 
St euer ei nbrüchen ergaben . Im laufenden Haushaltsjahr wurden 10, 2 Mio . DM 
Minder ei nnahmen im St euerber ei ch ver zei chnet . Durch diesen Nachtragshaus­
halt muß deshalb in ver schiedene Bereiche eingegriffen werden , um dieses 
Loch auszufüllen . Er möchte hier zu kritisch anmerken , daß trotz dringender 
Hinwei se eine ganze Anzahl von Ämtern den Ernst der Situation immer noch 
ni cht erkannt und unzählige Anträge gestellt haben . Bei den jet zi gen Min­
der ei nnahmen kann kei ne Rede von zusä t zlichen Maßnahmen sein . I m Nachtrags­
haushalt ergeben s i ch damit f ol gende Änderungen : 

Der Verwaltungshaushalt wird um 7, 8 Mio. DM, der Vermögenshaushalt um 
14,7 Mio. DM gekürzt, und die Zuführung zum Vermögenshaushalt verringert 
s i ch um 10, 9 Mio. DM . Man ~vollte j edoch den Kreditbedarf auf der von der 
Rat sver sammlung beschlossenen Grenze halten . Hauptzi el der Haushaltsbe­
ratung i n dem Finanzausschuß war es , di e Rücklagen so hoch wie i rgend mög­
lich zu halten , da für 1982 ei n Defi zit von 35 Mio. DM erwartet wird. I ns­
gesamt wurden bei der Ber atung des Nachtragshaushalts 24, 7 Mio. DM bewegt . 
Dieses geschah durch erhebliche Kürzungen und Strei chungen . Die Ent nahme 
aus der Rücklage von 1, 7 Mio. DM mußte man hinnehmen . Es s t ehen z . Z. noch 
46 ,5 Mio. DM im Bauber eich zur Ver fügung . 

Zum S t e l I e n p I a n möchte er bemerkten , daß die Per sonal s t eIlen­
entwicklung ei n gr oßes Sor genkind i s t. Ihr Ant eil liegt mitt l erweile über 
43 % an dem Verwaltungshaushalt. Hier hat man sich bemüht, ganz strenge 
und spar same Maßst äbe anzulegen . Die Kommunal aufs i chtsbehörde hat ber eits 
bei der Genehmigung des Haushalts 198 1 auf di ese bedrohliche Entwicklung 
hingewiesen , und im Haushaltserlaß 1982 noch ei nmal dar auf hingewiesen , daß 
j ede frei e Stelle überprüft wer den muß, ob s i e auch wieder neu beset zt werden 
muß. Es wurden i m Nachtrag dennoch neue St ellen geschaffen , di e j edoch 
kei ne Mehrkost en er forder n. Die Gesamt per sonalkost en betragen 249 ,4 Mio. DM. 
Es wurden eine ganze Zahl von Planst ell en ei ngespart, aber hierbei handelt 
es s i ch nur um eine r echnerische Einsparung und ni cht um ei ne t atsächliche 
Ei nsparung . Da alle nicht beset zten St ellen bisher nach dem I st-Bestand ver­
anschlagt worden sind , dadurch s i nd 900 .000 ,-- DM Mehrkost en entstanden . Das 
Zukunftsrisiko l iegt dar in , d~6 Bundesr egi erung und Opposi tion Einsparungs­
vorschläge in Milliar denhöhe vorgel egt haben , die i n wel chem Ber eich auch 
i mmer, l etztlich ent scheidende Mehrbel astungen auf dem sozial en Bereich der 
Kommunen durchschlagen l assen . Spr echer wei s t auf die gefährliche Entwick­
lung hin , da kei ne zusät zl ichen Mi t tel ver anschlagt wurden . 

Danach geht er auf die E n t w i c k I u n g V V K ei n. Bi sher best and 
bei den St ad twerken i mmer ein gesunder Zuwachs . Aber 198 1 gab es ander e 
Tendenzen , hervor ger ufen durch die Appell e zum Ener gi esparen . Diese fü hrten 
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zu Minderei nnahmen der Stadtwerke. 

Zu den P f 1 e g e sät zen i m S t ä d t i s ehe n K r a n k e n 
hau s i s t zu sagen , daß durch die bisher noch andauernde Auseinander­
setzung mit dem Sozialmini sterium über die Höhe der Pflegesätze hier noch 
eine Mehrbelastung ins Haus steht, da i n 4 - 8 Wochen di e endgültigen Pflege­
sät ze bekannt gemacht werden . 

Er bemerkt, daß man mit dem jetzi gen Haushalt eben noch mal über die Runden 
gekommen i st . Für 1982 s i eht er Probleme , deren Ausmaße heute mit Sicherheit noch 
nicht zu übersehen s i nd. Er dankt den Fraktionen , die weitest gehend Spar­
willen gezeigt haben und die Sparnotwendigkeit erkannt haben . Bei der Be­
ratung des Haushalts soll man eiser ne Sparsamkeit i m Auge behalten , damit 
die dringend für 1982 benötigte Rücklage in Höhe von 18 Mio . DM vorhanden 
bleibt, weil man ansonsten ni cht über die Runden kommen würde. Er bittet 
nochmal s um Zustimmung zum vorgel egt en Nachtragshaushalt. 

Stadtr at M ö 1 1 e r (SPD) zeigt s i ch als Personal dezer nent zufrieden , 
da 1. ) der Innenminister mit Erlaß vom 04 . 09 .198 1 gr ünes Licht fü r den 1. 
Nachtragshaushalt der St adt gegeben hat und 2. ) weil ihm der Nachtrags­
stell enplan in der Fassung nach der Ber atung i n den Ausschüssen und im Ma­
gistr at als angemessen erscheint . Es werden 36 neue Stellen geschaffen , 
hiervon werden 21 Arbeit spl ätze Teil zeitarbeitskräften zur Verfügung stehen . 
41 Stellen wer den fortfallen . Bei den 36 neu zu besetzenden Stellen handelt 
es sich nicht nur um freiwerdende St ellen , sonder n auch 11 Stell en für Poli­
tessen sind darunter , für diese erwarte man aber für das nächste Jahr Kosten­
deckung. Nur 10 Stell en mit ei nem Gehaltsvolumen von 130 .000 , - - DM waren 
bei den Beratungen i m Personalausschuß umstritten . Die CDU hatte im Personal­
ausschuß 5 Planstellen , die für einen Grundlehrgang f ür arbeitslose Jugend­
liche di enen und die noch 1 Jahr vom Arbeitsamt unt erstützt werden , abge­
lehnt. 

Man ist sich wohl der Verantwortung bewußt , daß auch hier gespart werden 
muß, eine zunächst vorgesehene Steigerungsr ate von 5 , 5 % habe durch Ver­
ständigung auf 3 ,5 % zurückgeschraubt werden können . Er wi rd versuchen , der 
Selbs tverwaltung einen entsprechenden Stellenplan für 1982 vorzulegen . Der 
Magistrat habe beschlossen , Sparvorschläge zu unterbreiten . Er war über das 
Verständnis der Ämter hierbei sehr überr ascht . Er betont aber , daß der 
Personalrat ausdrücklich miteinzubeziehen ist, es wird aber keinen Einstel­
lungs-, Beförderungs- oder Wiederbesetzungsstop geben , sondern es werden die 
Stellenpläne al l er Ämter durchforstet . 

Stadtr at I p se n (SPD) meint, daß schon im Frühjahr 198 1 der Haushalt 
mit Risiken behaftet war, man hatte jedoch die Hoffnung , daß sich dieses 
irgendwie r egeln würde , aber i m Laufe dieses Jahres entstand ein nicht er­
hebliches Loch von 12 Mio. DM. Aber auch weiter e Risiken , wie die weltweit 
steigenden Energiekosten , die Hochzinspolitik und auch hausgemachte Ursachen 
werden auf den Haushalt der Stadt drücken . Er merkt an , daß Bund , Länder 
und Gemeinden ei ne anspruchsvoll e Politik getrieben haben , wohin jedoch ein 
rigor oser Sparkurs führt , sieht man an dem Beispiel Großbritanniens . Er 
merkt an , daß wir keine sozial e Not haben . Aber Kommunalpolitiker beklagen 
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laut, daß Bund und Länder ihre Haushalte auf Kost en der Gemei nden sani er en , 
hier s i nd der Wegfall der LOhnsummenst euer , die Änderung der Einkommens­
und Gewerbest euer anzuführen . Das Land habe die Finanzausgl ei chsmasse um 
100 Mio . DM gekürzt und die Bagatells t euer n wegf allen lassen . Das Ergebni s 
sei, daß der Etat 1982 um 22 Mio. DM r eduzi ert wird , und man bis zur Grenze 
gehende Sparmaßnahmen im Verwaltungs- und Vermögenshaushalt getrof fen hat . 
Im Vermögenshaushalt i s t man dazu über gegangen , bei der Ber ei t s t ellung der 
Mittel auf die Kassenfälligkeit abzus t ellen . Die Entwirtschaftung ei ner 
Rücklage i n Höhe von 18 Mio . DM wird aber dringend zum Ausgl ei ch des Haus­
halts 1982 benötigt , ungeachtet dieser Sparmaßnahmen häl t di e SPD j edoch 
ei ni ge Korrekturen aus politischen und sachlichen Gesi chtspunkten für not­
wendig . Hier s i nd anzuführen : 

20 .000 ,-- DM für die Feuerwehr, 

6 .000 ,-- DM Zuschlli6 an das spani sche Zen trum, 

11 8 . 200, - - DM Zuschuß an di e Pumpe , 

105 .000 , -- DM Altenhilfe , 

72 .000,-- DM Kindergärten , 

2 . 300 ,-- DM für ei nen Behindertenführer . 

Für den Vermögenshaushalt ha t die SPD fo l gende Maßnahmen vorgesehen : 

1. Aus bau der Gus t av- Friedr ich-Meyer -Schule , 
hier : Über nahme ei ner Verpf lichtungsermächtigung , 

2. SChülerboot shäuser, 
hier s i nd Zuschüsse zu gewähren , 

3. Vorber eitung Kindertagesheim Gaarden , 
4. Hof Egger s , 

5 . Regener ation von Bäumen , 

6. Wohnungsbaumaßnahme f ür das Gebiet Papenkamp Ecke Michelsenstr aße , 
hier ist ei ne Verpfl i cht ungsermächt i gung in Höhe von 826 .000 ,-- DM 
f ür zwei Jahre aufzunehmen , 

7. 150 .000, - - DM Zuschuß fü r die Mi l chküche , 
8. Radwegeprogr amm, 

das Radwegeprogr amm ist um 120 .000 , - - DM zu erhöhen . 

Hier ist Punkt 2 des Antrages zu s trei chen , da keine Deckungsmittel 
vorhanden sind Punkt 3 wi r d Punkt 2. 

Er bemerkt, daß eine Reihe wünschenswerter Maßnahmen auf der Strecke ge­
bl ieben sind, auch stehen keine Mittel mehr für die Str aßenunt erhal tung 
Zur Verfügung , hier i s t aber die Sub s t anz gefährdet . Zum Stellenplan 
bemerkt er , daß ei ne ni cht uner f r euliche Ei nsparung in Höhe von r echner isch 
420 .000, -- DM er zi elt wurde . Auch der Per sonalber ei ch dar f bei Einspar ung 

- 35 -



- 35 -

nicht ausgenommen werden, obwohl es sich hierbei um Dienstleistungen 
für den Bürger handelt. In der Vorlage des Finanzausschusses befinden 
sich nur 1/3 der Stellen i n der klassischen Verwaltung und 2/3 der 
Stellen in der unmittelbaren Daseinsvorsorge. Man sollte eine behut-
same Stellenbesetzungspolitik betreiben und die Notwendigkeit der Wieder­
und Neubesetzung kritisch prüfen . Sein Dank gilt abschließend dem 
Kämmereiamt und dem Stadtkämmerer. 

Stadtrat Sau erb a u m (CDU) bemerkt, daß Stadtrat Ipsen schon 
beim letzten Haushalt Ris iken gesehen hat, aber i n der Zwischenzeit 
nichts geschehen sei. Er bemängelt, daß selbst Anhänger seiner Partei 
es nicht wagen, die wirtschaftlichen Schwierigkeiten den Ölscheichs i n 
die Schuhe zu schieben . Seine Fraktion habe beim letzten Haushalt diese 
Risiken gesehen und gesagt, daß der Haushalt am Scheideweg s t ehe und 
man 10 % einsparen wollte. Dieses wäre auch machbar gewesen und hätte 
mit 1,5 Millionen zu Buche geschlagen . Er unterstütze das, was Stadt­
kämmerer Hochheim gesagt hat . Zum Vorschlag der SPD, daß man im Baube­
reich abklopfen wolle, was kassenfällig wird, hält er für ei ne vorder­
gründige Lösung und hält dies auch nicht für richtig , man würde die Pro­
bleme nur i ns nächste Jahr verschieben . Er hält dies für keine gute Lö­
sung, denn wenn es noch schlimmer kommen würde, müßte man die Rücklagen 
noch mehr anknabbern und man käme dann evtl. an die Mindestrücklagen heran, 
dies sei jedoch der Tod jeder Finanzpolitik. Nach seiner Ansicht habe die 
SPD versagt, eigene Vorstellungen zu entwickeln. Sei ne Fraktion sage j a 
zum Hans-Geiger-Gymnasium und zum Ausbau der Iltis-Sporthall e . Er rufe 
aber die bedrohliche Situation der Personalkosten i n Erinnerung, und daß 
das Einfrier en von PersonalsteIlen kein Tabu mehr für ihn sei . 10 % des 
Personalbestandes soll nach seiner Auffassung eingespart werden , dabei 
wollte man aber nicht schematisch vorgehen . Nach seiner Meinung sollte 
man von der t euflischen Automatik der früheren Jahre weg , daß jede frei­
werdende Stelle wieder beset zt wird . Es soll i n Zukunft geprüft werden , ob 
die Stelle überhaupt wieder besetzt werden muß, wenn dies bejaht werde , 
so müsse man prüfen, ob sie durch eine Umsetzung im Hause wieder beset zt 
werden kann und wenn auch dies nicht möglich ist, dann i st ei ne Neuei n­
s t eIlung zugelassen . 

Bei den von Stadtrat Möller angegebenen 400 .000,-- DM Einsparungen i m 
Per sonalber ei ch handelt es s i ch um Stellen , die nie besetzt war en und daher 
auch keine Einsparungen bringen . Wer meint, hierüber Witze machen zu können , 
der verni edliche dieses Problem. Er habe sei ne Vorstellungen der Presse 
bekannt gegeben , sei ne Fraktion wollte rund 500 .000 ,-- DM einsparen , wenn 
die Vor stellungen der CDU durchgehen würden . 

Er erläutert seine Anfrage : 

Zuschuß für die Pumpe in Höhe von 120 .000 ,-- DM 

Stadtrat Schöning habe die Zeit genutzt , um Gespräche mit der Pumpe zu 
führen . In diesen Gesprächen wurde der Betrag von fast 150 .000 ,-- DM 
auf 120 .000,-- DM verringert. Man habe auch daran gedacht , nur einen 
Teil als Zuschuß zu geben und den Res t al s Verlust zu verrechnen . Das 
halte er aber für keine gute Lösung, die CDU wollte auch dem neuen Ge­
schäftsführer kei ne Hypothek mit auf den Weg geben . Man wollte i m Haus-
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halt 1982 auch die Pumpe kurz fahren , wie ander e Bereiche leider auch. 

Er meint , daß die CDU-Fraktion den Versuch unternehmen würde, einige Po­
sitionen herauszustimmen , da die Vorstellungen des Kämmerers verwischt 
worden sind . Falls die CDU -Fraktion dieses Vorhaben ni cht durchsetzen 
könne , so werden sie gegen den Haushalt stimmen . Die CDU beantragt ,die 
6 .000,-- DM für das spanische Zentrum, die 60 .000 ,-- DM für die Entwässe­
rung des Egger schen Hofes und 150 .000,-- DM Zuschuß an die Milchküche 
nicht bereitzustellen. Nach Auffassung der CDU -Fraktion handelt es s ich 
bei dem l etzten Antr ag um einen Fensterantrag . Ein r eines Gefälligkeits­
ni cken . Durchs i chtiger könne ein sol ches Manöver wohl nicht sei n. 

Sprecher stellte zwei zusä t zliche Anträge : 

1. 15.000,-- DM für den Einbau von schalldicnten Fenstern i n der Probe­
bühne im Schauspi elhaus , 

2. 18 . 900 ,-- DM für die Anmietung von Räumen für die Requisiten des 
Opernhauses . 

Er sei von der Dringlichkeit der beiden Anträge überzeugt . Es sei ein 
sozialis tischer Abergl aube , daß durch erweiter te öffentliche Per sonal­
kosten von den Anträgen Abs tand genommen werde und die Mitarbeiter dar­
unter l e iden . Trotzdem wolle man einen kurzen Haushalt fahren . 

Stadtr at Ha g e i s t ein (F .D.P.) spricht die Anmel dungen der Ämter 
an . Er bittet die Dezer nenten zur Kennt ni s zu nehmen , daß eine Arbeitsgruppe 
für die mittelfristige Finanzplanung eingerichtet wurde , die die derzeitige 
Finanzsi tuation überprüft. Er spr icht die Per sonalkost en an , die früher ein­
mal unter 40 % des Verwaltungshaushaltes lagen . Die jetzige Entwicklung sei 
schmer zlich . Er i st j edoch positiv überrascht , daß Stadtrat Möller , nachdem 
er ei nmal über 100 Stell en durchgebracht hat, nunmehr auch für den Abbau 
der Planst ellen plädiert. Der Ausspruch von Herrn Stadtrat Ipsen , es werde 
sich schon irgendwann r egel n , sei beispielgebend für die Haltung der SPD. 
Zum Radwegeprogr amm meint Sprecher, daß die F.D. P. dieses i nszeniert hätt e , 
es täte ihm aber weh, daß er ni cht zus timmen kann , da eine solide Finanzie­
rung nicht möglich i s t . Zu den ei ngebrachten Antr ägen von der CDU bemerkt 
er, daß er die 15.000 ,-- DM für den Einbau von schalldichten Fenster n i n 
der Probebühne des Schauspielhauses ablehnen werde , den Antrag zusätzli ch 
18 . 200 ,-- DM für Anmietung von Rä umen zur Verfügung stelle , werde seine 
Fraktion zustimmen. Glei chzeitig stellt er den Antr ag , das Geld für die 
Pumpe zu s trei chen . 

Stadtrat S c h ö n i n g (CDU) gibt zu, daß es für den Dezernenten auch 
Situationen gäbe , i n denen er sich kurzfristi g entscheiden müßte . Er habe 
gester n i m Magistrat ver sucht , die Stadträte davon zu überzeugen und er 
wird heute ver suchen , die Fraktionen zu über zeugen . Er bittet insbesonder e 
die Mehrheit sfraktion i n s i ch zu gehen , und teilt mit , daß der Bewirtschaf­
ktungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel er st 6 Wochen in Kraft sei , 
diese Besonderheit i st deshalb zu berücksichtigen . Ma sollte bei den An­
trägen für das Theater nicht auf die Gesamtsumme für Sachkosten verweise , 
denn diese betr agen eigentlich nur 2 % des gesamten Haushalts und daher sei 
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e i n Spielraum von f ast 0 vorhanden . Er wär e mi t sol ch ei ner Handlungs­
weise ni cht ei nver s t anden , da er ni cht weiß, woher er das Gel d nehmen 
sollte . Er gibt aber zu bedenken , daß evtl. die VVK ber ei t wär e , etwas 
von dem Mietprei s für die Kulissenr äume abzulassen . Die Situation habe 
s i ch durch Beanst andungen des Bauordnungsamtes und der Berufsfeuerwehr 
ergeben . Die St adwerke sei en ber eit, die von ihr angemiet et e Lager-
halle an das Theat er zu vermiet en . Dieses würde j edoch zusät zliche Kost en 
von 18.900,-- DM verursachen , er wüßt e somit ni cht, wohin er mit den Re­
quis iten sollte . Zu den 15.000,-- DM für den Einbau von Fenst er n i n der 
Probebühne des Schauspielhauses gibt er zu bedenken , daß di es nicht seit 
30 Jahren so gewesen sei , sonder n nach dem Aus bau vor 1 bis 2 Jahren 
wurden alle ander en Räume mit schalldichten Fenst er n ausgest attet, nur 
bei der Probebühne hatte man di eses ni cht ge t an . Er gibt zu bedenken , daß 
die Schauspiel er konzentriert arbeiten müssen , dies aber bei dem Lärm 
der Holtenauer Straße ni cht möglich sei. Sollte der beantr agt e Ansatz 
im Nachtragshaushalt abgel ehnt werden , so könnt e man frühest ens i n einem 
Jahr mit dem neuen Bewirtschaftungsplan dieses Geld zur Verfügung ge­
st ellt bekommen. Zum Antrag der CDU-Fraktion zur Pumpe , dessen Urheber 
er i s t, bemerkte er, daß er er s t kurzfris tig davon Kennt ni s bekommen 
hat. Er sehe di e Notwendigkeit 120.000,-- DM zur Ver fügung zu s t ellen . 
Kurzfri stig und innerhalb weniger Monate s i nd sol che dr astischen Ein­
sparungen nicht möglich. Wenn man diesmal die Zuschüsse i m Nachtrags­
haushalt 1981 ablehnen würde , würde man im nächsten Jahr die gl ei che 
Situation vorfinden . Auch handel e es s i ch bei dem Gesamtzuschuß i n Höhe 
von 120.000,-- DM mit Ausnahme von 8.000,-- DM ausnahmsl os um Altschul­
den . Man sollte nach sei ner Ansicht di e neuen "Leute" nicht dafür s traf en , 
was di e Vorgänger gemacht haben . Wenn man es mit den "Pumpen-Leuten" ehr­
lich mei nt, dann sollte man ihnen ei nen neuen St a r t ab 1982 ermöglichen. 
Alle ander en Maßnahmen führen zum neuen Defi zit der Pumpe , dies müsse 
man auch wüssen , wenn man es beschließe . 

Von der CDU-Fraktion wird f ol gender Antrag gestellt: 

Verwaltungshaushalt 

Haushaltsst elle 3020/70 11 - Ausbau Spani sches Zentrum -
Strei chung des Ansat zes von DM 6. 000 ,--

Beschluß: Mit Mehrheit a b ge l e h n t 

Von der F.D.P.-Fraktion wird fo l gender Änderungsant r ag gestel lt : 

Verwaltungshaus halt 

Der Ansat z von 11 8 . 200 ,-- DM bei der Haushaltsstell e 341 /7010 
wird gestrichen . 

Beschluß : Mit Mehrheit a b ge l e h n t 
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Von der CDU-Fraktion wird folgender Antrag gestellt : 

Verwaltungshaushalt 

Zur HHSt . 341. 7010 - Zuschuß an die Pumpe -
einen einmaligen Zuschuß von 120 . 000, - - DM zu gewähren . 

Beschluß : Mit Mehrheit a b gel e h n t 

Verwaltungs- und Vermögenshaushalt 

Stadtrat 
Antrag : 

I P sen stellt namens der SPD- Fraktion folgenden 

l . a) Dem Nachtragswirtschaftsplan des Kultur- und Kommunikationszentrums 
"Die Pumpe e. V." für das Jahr 198 1 wird zugestimmt, mit der Maßgabe , 
daß der Zuschuß der Landeshauptstadt Kiel 52 1. 800,-- DM beträgt und 
die Landeshauptstadt Kiel der "Pumpe" im Jahre 1981 ein Darl ehen 
i n Höhe von 75 .000, -- DM gewährt . 

l . b) Bei der Haushaltsst elle 341 -7010 - Zuschuß an den Trägerver ein des 
Kultur- und Kommunikationszen trums "Die Pumpe e . V." - werden für das 
Jahr 198 1 45 .000 ,-- DM zum Nachtragshaushaltsplan angemeldet . 

Lc) Im Nachtragshaushaltsplan für das Jahr 1981 wird im Unterabschnitt 
341 ei ne Ausgabehaushaltsstelle "Darlehen an den Trägerver ein des 
Kultur- und Kommunikationszentrums "Die Pumpe e . V. " i n Höhe von 
75 .000 , - - DM ei ngerichtet ; das Darlehen ist rCckzahlbar i n drei 
gleichen Raten i n Höhe von j e 25 .000 ,-- DM j eweils zum 0 1. 10 . der 
Jahre 1982, 1983 und 1984 . 

II . a ) Dem Wirtschaf t splan 1982 für das Kultur- und Kommunikationszentrum 
"Die Pumpe e . V" wird zugestimmt, mit der Maßgabe , daß eine Rück­
zahlung ei ner Rate von 25 .000 ,-- DM auf das von der Landeshauptstadt 
Kiel zum Bewirtschaftungsjahr 1981 zu gewährende Darlehe. vorgesehen 
wird. 
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II . b) Bei der Haushaltsst ell e 341 . 7010 - Zuschuß an den Trägerver ein 
des Kultur- und Kommunikationszentrums "Die Pumpe e . V. " -
werden für das Haushalts j ahr 1982 530 .000, -- DM angemeldet . 

II . c ) Im Haus haltsplan 1982 wi r d eine neue Einnahmehaushal tsst elle 
"Rückzahlung ei nes Darlehens durch den Trägerver ein des Kultur­
und Kommunikati onszen trums "Die Pumpe e . V." - 1. Rate - " 
in Höhe von 25 .000 , - - DM ei ngerichtet . 

Beschluß : Nach Antrag 
- Mi t Mehrhei t a n ge n 0 m m e n 

Vermögenshaushalt 

Von der CDU-Fraktion wird folgender Antrag gestellt : 

Haushaltsst elle 475 - Entwässerung Hof Egger s -
Streichung des Ansatzes von 60 .000, -- DM . 

Beschluß : Mit Mehr hei t a b ge l e h n t 

Von der SPD- Frakt i on wird fol gender Antr ag gest ellt : 

1. Der Haushaltsansatz bei 63 .09 1. 950 - Aus bau des Radwegenet zes -
im Vermögenshaushalt wi rd von 400 .000 , -- DM um 120 .000 ,-- DM auf 
i nsgesamt 520 .000 ,-- DM aufgest ockt . 

2. Die weiter e Deckung erfol gt durch Einsparungen bei 63 . 953 .950 
- Beruhigung von Wohnstr aßen - durch Einsparungen beim Umbau der 
Franckestraße i n Höhe von rd . 90 .000 ,-- DM - Reste aus Vor jahren -
Allgemei ne Rücklagen . 

Beschluß : Mit Mehrheit a n gen 0 m m e n 

Vermögenshaushalt 

Von der CDU-Frakt i on wi r d fol gender Antr ag gestel lt : 

Haushal tsst elle 880 / 007 . 941 - Sanierung Milchküche -
Streichung des Ansatzes von 150 .000 , -- DM. 

Beschl uß : Mit Mehrheit a b ge l e h n t 

Abs timmung i nsgesamt über den Verwal t ungs- und Vermögenshaushalt einschI . 
des Ver änderungsnachweises und der beschlossenen Änderungen 

Q,eschluß : Nach Antr ag 
- Mi t Mehrhei t a n gen 0 m m e n -
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Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel 
für das Wir tschaftsjahr 1982 

Von der CDU-Fraktion werden hierzu folgende Anträge gestellt : 

a) Neue HHSt. 331 .000.941 - Einbau von schalldichten Fenstern, Probe­
bühne Schauspielhaus -

in der o. g . HHSt . werden 15.000,-- DM eingesetzt . 

Beschluß: Mit Mehrheit a b gel e h n t 

b) HHSt. 331.530 - Miete für Räume -
der Ansatz wird um 18 . 900 ,-- DM erhöht auf 73 .100 ,-- DM: 

Beschluß: Mit Mehrheit a b gel e h n t 

Gesamtabstimmung über den Nachtragsbewirtschaftungsplan der Bühnen 
der Landeshauptstadt Kiel für das Wirtschaftsjahr 1982 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

1. Nachtragswirtschaftspl an des Städtischen Krankenhauses 

Hierzu werden keine Anträge gestellt. 

Gesamtabstimmung über den 1. Nachtragswirtschaftsplan des Städtischen 
Krankenhauses 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

Nachtragswirtschaftsplan für die Hafen- und Verkehrsbetriebe 1981 

Es werden keine Anträge gestellt . 

Abstimmung über den Nachtragswirtschaftsplan für die Hafen- und Verkehrs­
betriebe 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 
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29g ) 2. Nachtragsst ellenplan 198 1 - Drs . 352 -

Rat sherr F r ö h 1 i c h (SPD) mei nt, daß man bis gest er n ei gent­
l ich der Ansi cht war, daß man den St ell enplan fast ei nhellig ver ab­
schieden würde , dies sei aber vor dem Presseartikel gewesen . Für ihn 
handel e es s i ch bei dem St ellenplan um ei nen St ellenplan fü r Insider . 
Er möchte auf di e neuen St el len ei ngehen und begründen , warum er s i e 
für er forderlich hal te . Danach geht er auf die ei nzel nen Stell en ein 
und begründet die Notwendigkeit. Er hält die vorgel egt e Stellenplan­
änderung für angemessen , außerdem wurde etlichen Stellenpl ananträgen 
ni cht zugest i mmt . Er hält diesen Nacht ragsst ellenpl an insgesamt für 
ausgewogen und sei ne Fraktion wer de daher zustimmen . 

Rat sherr Dr . R e i m e r s (CDU) bemängel t , daß i n einer Zei t , wo 
überall gespart wer de , s i ch Kiel ei nen Anstieg i n Höhe von über 848.000 , -­
DM im Per sonalkostenber eich l ei s t e . Die Einsparung i n Höhe von 
420 .000 ,-- DM, di e Herr St adtr at Möller vor ausgesagt hat , häl t er fü r 
ei ne r eine Augenwischer ei . Nach sei ner Ansi cht handelt es sich dabei um 
"St ellenplanl ei chen". Al s Beispiel e führt er die 18 Angestell ten des 
Al t enheimes Hangstraße an, das ni e gebaut wurde und die 5 Angestellten 
des Einwohnermeldeamtes , die bei ei ner Volkszählung benötigt wer den 
würden . Diese hätte die SPD zum Leben gezauber t und wür de sie gegen­
r echnen . Er fragt s i ch, woher Stadtrat Möller den Mut nehme , zu sagen , 
daß er zufrieden i s t . Die r d . 800 .000 ,-- DM kommen al s Neukosten auf 
di e St ad t zu. Dabei handel t es s i ch nicht nur um neue Pl anstell en , 
sonder s auch um aufgewer tete Planst ellen . Er hätte etwas mehr Er nst er ­
wartet , da auch der Haushal tserlaß des Innenminister s auf die bedr oh­
l iche Situation hingewiesen hat . Bei einer sol chen weiteren Entwi cklung 
wi rd irgendwann mal ni chts mehr von der Kommunal aufsi chtsbehörde geneh­
migt . Er ist der Meinung , daß man anfangen müßte mit den Einsparungen . 
Warum müssen hoch bewertete St ell en pl~tzlich besetzt wer den? Man soll e 
j et zt aber anfangen , s i e nicht mehr zu beset zen . Auch trage seine Frak­
tion wieder drei neue Sozial pädagogen-S t ellen mit . Es ist ja bekannt , 
wel ch enge Bezi ehungen die St adt Kiel zur Fachhochschule für Sozialpä­
dagogik und Sozialwesen hat ; allein durch ihre Ratsmitglieder . Die Stadt 
habe aber kei ne Verpf l icht ung , eine bestimmte Quote der Absolventen auf ­
zunehmen . Die St adt muß spar sam sein und ni cht über mäßig Abgänger auf­
nehmen . Er f r agt s i ch, wie es Stadtr at Möller fertig bringen wür de , ei n 
Vet o einzulegen , die CDU wär e jedoch ber ei t , Vor schläge zu erar beiten , 
wie mit sei nem Vor gänger 1975 . Die CDU ist bereit mitzuhel fen , aber keine 
Augenwischer ei zu betr ei ben , sondern auf sol ider Basis dieses vorzunehmen . 

Stadtra t H ag eIs t ein (F. D. P. ) ist i m Prinzip mit der CDU einig. 
Aller dings habe sie einen "El lerbeker Rundschlag" gemacht , aber keine kon­
kreten Vor stel l unge unterbreitet . Er beantragt die Streichung von et­
l iChen Stell en . Man soll e auch jede einzelne Stelle u. ter die Lupe nehmen . 
Er r äumt ein , daß sich einige , z . B. die Politessen selbst tragen würden . 
Er stel l t fo l genden Antrag , fo l gende neuen Planstellen werden gestrichen : 
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Stadtinspektor 
Telefoni sten (2 Planstellen) 

031/A 9 gD BBO 
062/IX/VII BAT 
4600/VIII/VII BAT Angest ellter i n der Tätigkeit eines Erziehers 

(4 Planst ellen zu 20 Wochenstunden) 

Stadtrat M ö I I e r (SPD) meint, daß die CDU angekündigt und jetzt 
geboten hätte, hätte ihn nicht überrascht . Er stimmt der Auffassung von 
Stadtrat Hagelstein zu, daß hier viel Lärm um ni chts gemacht wird . Er gibt 
zu bedenken , d~6 in den Stellenplänen 1978 bis 1981 rund 350 neue Stellen 
geschaffen wurden . Diese i nsbesonder e im sozial en Bereich und im Ber eich 
der Bauämter . Er bemängelt es , daß die CDU - wenn es konkret wird - keine 
konkreten Vorschläge unt erbreiten könnt e . Sie selbs t habe doch über 200 
Stellen zugestimmt . Er r äumt ein , daß es im St ellenplan auch "Stellenplan­
leichen" gibt, diese will er aber auch streichen . Es gäbe auch heute noch 
200 unbesetzte Stellen. Bei den jetzt zu beschließenden neuen Stell en han­
delt es sich um Stellen , die im überwiegenden Maße dieses Jahr nicht mehr 
beset zt werden . Es gäbe auch die Möglichkeit, daß evtl. nachtr äglich auf­
grund der Haushaltsberatung mehrere St ellen gestrichen werden können . Wenn 
die CDU schon die Rechnung aufstellt, daß 868 .000, - - DM Mehrbel astung auf 
die Stadt zukommen würde , dann müsse sie auch die Gegenrechnung aufstel l en , 
daß die Politessen kostendeckend arbeiten würden und für die jugendlichen 
Arbeit s l osen 200 .000, - - DM vom Arbeitsamt gezahlt werden würden . Man solle 
auch von der 40 %-Idiologie herunterkommen , da natürlich immer di ese 40 % 
auch i n der Rel ation zu den Möglichkeiten zu sehen si nd . Außerdem verweist 
er auf die 43 Mio. DM, die vollkostendeckend im Per sonal etat erwi rtschaftet 
werden . Er räumt ei n , d~6 es Einnahmeverluste in Höhe von 35 Mio . DM geben 
wird . Zusätzlich würden Einsparungen in Höhe von 14 Mio . DM im Personal­
haushalt gemacht . Es s t ellt sich die Frage , wo denn im nächsten Jahr die 
300 Mitarbeiter ei ngespart werden sollen , die die CDU fordert . Das WIBERA­
Gutachten ist nach Abschluß unter dem Strich zu der Auffassung gekommen , 
daß mehr Stell en eingespart wer den müssen , dies sollte man doch nicht nur 
bei den Putzfrauen tun und die 2-Tage-Regelung der Schulreinigung wieder 
einführen . Auch werde man im nächs t en Jahr neue Stellen br auchen . So würden 
z . B. 2 I eue Schulen und Turnhallen vom Land i n die Verwaltung der Stadt 
über nommen . Er geht auf die Kürzungsvorschl äge der F.D.P. ein , er zeige 
sich er staunt über die Beanstandung des Rechnungsprüf ungsamtes , wo doch 
i n der Tel ef onzentrale 2 Blindenarbeitsplätze geschafft werde sollten , die 
auch nur dann beset zt werde sollten , wenn auch Blinde auf dem Arbeitsplatz 
arbeiten könnten . Bei der Planstelle des Stadtinspektor s i de r Stadtkasse 
war der Per sonal ausschuß damit einverstanden , zu den Erziehern meint er, 
daß vier halbe Planstellen geschaffen werden würden , dafür würden aber 
2 Berufspr aktikantenstei l en entfallen , so daß das fast kostenneutral sei . 

Danach wird über den F.D. P.-Antrag abgestimmt . 

03 1/A 9 gD BBO Stadti, spektor streichen . 

Beschluß: Mi t Mehrheit a b gel e h n t . 
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062/IX/VII BAT Telefonistinnen (2 Planstellen) streichen 

Beschluß: Mit Mehrheit a b ge l e h n t 

4600/VIII/VII BAT Angestellter i n der Tätigkeit eines Erziehers 
(4 Planstellen zu 20 Wochenstunden) s treichen 

Beschluß: Mit Mehrheit a b ge l e h n t 

Danach wird der Nachtragsstell enpl an i nclusive der Veränderungen zur 
Abstimmung gestellt . 

Beschluß : Nach Antrag 
Mit Mehrheit a n gen 0 m m e n 

Danach wird die Drucksache 350 i nclus ive der Wirtschafts- und Bewirt­
schaftungspläne zur Abstimmung gestellt . 

Beschluß: Nach Antrag 
Mit Mehrheit beschlossen 

30) Entgeltsordnung für di~Durchfülwun~der Konzerte der Bühnen der - Drs . 360 -
Landeshaupts tadt Kiel 

Berichterstatter : Stadtrat Schöning 

Antrag : Der Entgeltsordnung für die Durchführung der Konzerte der 
Bühnen der Landeshaupts tadt Kiel wird zugestimmt . 

Diese Vorlage wurde zu Beginn der Sit zung auf den Tisch gelegt , die Dring­
lichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt . 

Stadtrat S c h ö n i n g (CDU) trägt dazu vor , daß i n § 6 der Ent ­
gelt sordnung ei ngefügt werden muß : "Diese Entgeltsordnung tritt am 
1. Oktober 198 1 i n Kraft ." 

Beschluß: Nach Antrag mi t Zusat z , daß di e Entgel tsordnung 
am 1. Oktober 198 1 i n Kraft tritt . 
Der Beschluß er geht einstimmig 

31) Betr.: Überplanmäßige Ausgabe 
Haushaltsst elle 65 . 902 . 950 - Ausbau der Guten-
bergstraße -

~erichterstatter : Stadtbaura t Bartels 

- Drs . 322 -

- 44 -



- 44 -

Antrag : Bei der Haushaltsst ell e 65 .902.950 - Ausbau der Gutenberg­
s traße - wird gem. § 82 (2) Gemeindeordnung einer überplan­
mäßi gen Ausgabe bis zu ei ner Höhe von 400 .000 ,-- DM - i n 
Worten : Vierhunderttausend Deutsche Mark - zugestimmt. 

Die Deckung der überplanmäßigen Ausgabe erfolgt durch Vor­
griff auf die im Haushalt 1982 einzustellenden weiteren Bau­
mittel (Fortsetzungsmaßnahme) . 

Gleichzeitig wird die Höhe der im Haushaltspl an 198 1 bei der 
Haushaltsstelle 65 . 902.950 - Aus bau Gutenbergstr ru6e - vorge­
sehenen Verpflich tungsermächtigung um den gleichen Betrag re­
duziert . 

Diese Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung auf den Tisch gelegt, die 
Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt . 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht ei nstimmig 

32) Betr.: Punkt 3. 2 des Arbeitsplanes 100 Jahre Kieler Woche - Drs . 32 1 _ 
Stand : 2. April 198 1 

Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt 

Antrag : Das Thema des Schülerwet tbewerbs zur Kieler Woche 1982 lautet 
ni cht "U nsere Welt im Jahr e 208211 , sonder n 
"Kiel 1882 

1982 
2082 

Leben an der Förde" . 

Diese Vorlage wurde zu Beginn der Sitzung auf den Tisch gelegt , die 
Dringlichkeit bei der Beratung der Tagesordnung anerkannt . 

Beschluß: Nach Antrag 
Der Beschluß ergeht einstimmig 

33) Verschiedenes 

a) Qespräch mit dem Vorstand der Pumpe 

Anl äßlich der Beratung des Punktes 19) bezweifelte Rat sherr Pet e r s 
(SPD), ob der geänderte Vertrag mit dem Vorstand der Pumpe besprochen ist . 

Rat sherr Prof. S p i c k hof f (CDU) t eilt dazu mit, daß Gespräche 
Zwischen dem zuständigen Dezer nenten und dem Vor stand der Pumpe stattge­
f unden haben . Hierbei hat es vollinhaltliche Zustimmung gegeben . 
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b) Zus t ändigkeit der Ausschußvor si t zenden für Presseerklärungen 

Rat sherr J oachim L a n g e (CDU) spricht noch einmal das Papier 
betr. die St ellung der Ausschußvor sitzenden an . Er weist dar auf hin , 
daß darin ganz klar di e Abgr enzung zwischen Dezer nenten und Ausschw6-
vorsitzenden ger egel t is t und auch, wer wel che Presseerklärung abzu­
geben hat . 

St adtrat I p sen (SPD) f r agt an , warum dieses Thema nochmal s an­
gesprochen wird . Er hofft, daß s i ch j eder an diese Formul ierung hält. 
Außerdem wei s t er dar auf hin , daß auch Rat sherr Ber gi en als Vor s i tzender 
des Ordnungsausschusses s i ch zum Jahrmarkt i n der Presse geäußert hat. 

Rat sherr L a n g e (CDU) erwidert, daß er kei nen besonder en Fall an­
gesprochen , sonder n ganz allgemei n noch ei nmal dar auf hingewiesen ha t . 

Rat sherr B e r g i e n ent gegnet, daß sei n Fall ni cht ver gl ei chbar 
i s t, weil bezüglich des Jahrmarktes ei ne Pressekonf er enz s t attgefunden hat , 
zu der er auch ei ngel aden war und nur Fragen der Journalisten beantworte t 
hat. 

c ) Öffentliche Toiletten am Asmus-Bremer-Pla t z 

Rat sherr K u e s s n e r (CDU) wei s t darauf hin , daß kürzlich i n der 
Presse berichtet wurde , daß auf dem Asmus -Bremer-Plat z öffentl iche Toil et ten 
f ehlen . Er fragt an , ob beabs i chtigt i s t, dort wel che zu errichten . 

Stadtrat M ö 1 1 e r (SPD ) ent gegnet, d~6 ihm das Probl em hinr ei chend 
bekannt sei, aber über konkret e Maßnahmen noch ni cht entschieden wurde . 
Gleichzeitig spricht er auch di e Problematik wegen öffentl icher Toilet ten 
auf dem Hol s t enpla t z während der 100 . Kiel er Woche an . Konkrete Maßnahmen 
wurden bisher noch nicht getroffen . 

In di esem Zusammenhang wi r d auch auf Hinweisschi l der f ür öffentli che Toil etten 
i n Frankrei ch verwiesen , die wesentlich kost enspar ender seien . Außer dem weist 
er noch dar auf hin , daß ei ne f r anzösi sche Firma der Stadt Ei nzel toiletten an­
gebot en und s i ch dabei ber eiterklärt habe , di ese den zuständigen Mitarbei­
t er n vor zuführen . Diese Angel egenhei t wird noch von den zuständigen Stellen 
geprüf t. 

d) Nächs t er Sitzungst ermin der Ratsver sammlung 

St adtpräsident 
am 22 . Oktober 

J 0 h a n n i n g teilt mi t , 
1981 ,stattfinde~ 

- 7 Ratsher;l1 lsYat:räSident 

'~/~, 
/ St ellv . Stadtpräsident 

/ 
Rat sherr 

Schf' ftführer 

~ 

Ratsher~ 

daß di e nächste Ratssi tzung 

Rat sher r 
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1 i <.: 1 , da 17. ep t eli e r 19 1 

Betr. ; Ju end tre f r~e t t e nh of I I 

Die Kl 1ne AnfraGe d~r S D-Rat ah rren- Pr al t 'on VOL 9 . 9 . 198 1 

beant wort t.: c h n' menG de s ~'1aGis trl1 t s \'i e fol t; 

Na ch dem zv is chen d .r Lande hau ) t ßtad t " i8 1 und den i rc hen tcr i3 

G nc h lossenen utzung3ve rtra~ i 8 t die ' lrc h ve r ) l i c lt e t, Ge ­

JH ude u nd Au ~enan la Jen in e i -m 'ut en Z u ~ t and zu h a l ten . 

I ieru t e l" f tl ll t s ond t a uc h die Zuwe . une; . 

Vor ' L f olGe nde ' cB t ~ t e llunc : 

Di e j . t zt in "e t re t ene Si tua tion i s t durc h das An l e an e i ne!j 

Rode l be r ges en t s tanden . Sej t e ' n i gen ~oraten w' rd mi t s c . we r n 

Lk\; ' s Er d r i c h anee f c.;. r en . l ' ie :rdur c h ~ urd d ' e Zuw ,un t:; ze r nt Crt . 

Vom Rode l e r e; ab .espülte .• Er dr i ch v r ur3ac t e dar ;l e r hi IIB Ul3 J "n 

j e t zi~en ZUut and . 

Vo n dah 1" ka.m dem Kirc hen',: r e i E l l e l d ' e l1ein1 e Ve r l' c tunl,'; 

zur ~i de r err ' c l tun~ d . r Zu~e un ni c l t an -c l a t a t we r de n . 

J ugendamt u n 11 i r c h n l~ re i s ,;,e r de n i 'nde Ok t o e r aaf' 1" 'or t;e 

truf.: ' n , da J da ., Juce ndlleim - \l nn a UC l z unL!. c l s t p r o vi :,wri s c 1 -

Von de r Ho fh olza llee zu ' ~r n ,'l i c is t . 
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Liegenschaftsamt 
A z . : 921-11 Op 

Herrn 
Bürgermeister Hochheim 

h i e r 

Kiel, den 16 . September 1981 
App. : 2924 

Kleine Anfrage der SP D-Ratsherrenfraktion 
zur Ratsversammlung am 17. 9 . 1981 

Als Antwort auf die Kleine Anfrage schlage ich folge nd en Text vor : 

11 Im Namen des Magistrats beantworte ich die Kleine Anfrage de r 
SP D-Ratsherrenfraktion vom 13 . 9 . 1981 wie folgt: 

Zu 1.: 

Das Grundstück Beselerallee 32 a wurde von der Stadt durch Ausübung 
ihres gesetzlichen Vorkaufsrechtes durch Erklärung vom 10. 3. 19 66 er ­
worb en. Das Vorkaufsrecht wurde ausgeübt, um die Anlegung des öffent­
lichen Parkplatzes entsprechend den Ausweisungen des B-Planes sicher­
zust ellen . Das Grundstück Beselerallee 32 wurde mit Ve rtrag vom 15 . 12. 19 7 
erworben . 

Zu 2 . : 

Das Grundstück ist ins gesamt 1.204 qm gro ß. Der Preis ist abhän gi g vo n de r 
baulichen Ausnut z barkeit des Grundstücks. Der z . Z . gült ige Bodenric h tw ert 
beträgt bei einer III bis IV geschossigen Wohnnutzung ca. 350, .. - DM /qm . 

Zu 3 . : 

Zur Zeit wird das Grundstück nur insoweit genutzt, als dort drei Reklameta feln 
VOn der Deutschen Städte-Reklame GmbH aufgestellt sind. Diese zahlt der Stadt 
das dafür übliche Entgelt . 
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Zu 4.: 

Es gab für das Grundstück mehrere Kaufinteressenten. So hatten zwei 
Lebensmittelketten an dem' Grundstück ein Interesse, um dort Super­
märkte zu errichten. Ferner wollte ein Privatmann das Grundstück mit 
gemeinnützigen Einrichtungen und zwei Eigentumswohnungen bebauen. 
Außerdem plante dort eine kirchliche Einrichtung ein Gemeindezentrum . 

Zu 5. und 6.: 

Das Grundstück ist im rechtsverbindlichen Bebauungsplan Nr. 28 als 
öffentliche Parkplatzfläche ausgewiesen. Eine Änderung des Bebauungs­
planes nur für dieses eine Grundstück ist unzulässig. 

Das Stadtplanungsamt untersucht den gesamten Block mit der Zielsetzung , 
einen neuen Bebauungsplan - Nr. 617, für den es bereits einen Aufstellungs­
beschluß. gibt - aufzustellen . Über den Inhalt und den Zeitpunkt de r möglichen 
Rechtswirksamkeit können z. Z, noch keine k7n retef} Aussagen getroffen 
werden . " / .I 

(
' / ' '- ,,/ 

L~' ! I / < 



NIE DER S e HR 1FT 

über die Sitzung der Ratsversammlung 

am 17. September 1981 

Rathaus , Ratssaal 

Nichtöffentliche Sitzung 

Beginn: 2 1.06 Uhr Ende : 21 . 1L~ Uhr 

Sitzungsunterbrechung: . I . 

Anwesend : Stadträte : 

Ratsherren: 

Anwesende hauptamt­
liche Magistrats­
mitglieder: 

Es fehlen ent­
schuldigt : 

Vorsitzender: 

1. Schriftführer: 

2. Schriftführer : 

Aw6erdem sind 

Diekelmann , Diesel, Engelmann, 
Hagelstein , Ipsen , Lüth, Sauerbaum, 
Schöning , Stegemann 

Bergien, Dr. Bernhard, Breitkopf, 
Boysen, Frau Detlef, Fröhlich, Günther , 
Hänsler, Heilig, Dr. Hermann , Heß , 
Frau Hofer, Höfer, Krumrey, Kuessner, 
Küster, Frau Lange , Hans-Joachim Lange , 
Wolfgang Lange , Leest , Nykamp, Pet er s , 
Petersen , Rapsch , Raupach , Dr . Reimer s , 
Frau Reyer, Rüdel, Graf von SChlieben, 
Schmidt-Brodersen , Schul tz , Frau Sievers, 
Prof. Spickhoff, Frau Wit t , Frau 
Zörner-Goetzke 

Oberbürgermeis t er Luckhardt, Bürgermeister 
Hochheim, Stadtbaurat Bartels, Stadtschul­
rat Zimmer, Stadtrat Lütgens , Stadtrat 
Möller, Stadtrat Dr. Moll 

Stadträte : Balzersen und Stegemann 
Ratsherren : Rösser, Stein , Tschorn 

Stadtpräs ident Johanning 

Ratsherr Timm Peters 

Ratsherr Kuessner 

anwesend : Mitgl ieder der Ortsbeiräte , Amtsleiter 

Die Nieder schrift 
wurde gef ertigt von : Frau Gregorius 
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Hauptamt 

An 

a) 

b) 

h i e r 

Kiel, den . I I fl . 

Betr. : Niederschrift Uber die Sitzung der Ratsversammlung a m .. /. . t..~. : .. /: 
Na ch Abstimmung mit dem Rec htsa mt (Schreiben vom 4.2. 1977, Az . : 02.10.05 _ 
He/La) kann be i den Niederschriften ober die Sitzung der Ratsversammlung auf 
das Widerspruchs ~rfahren verzich tet werden, da nach der RundverfUg ung I. Teil 
Nr . 11 \Om 1. August 1966 gemäß C. 1. (1) Satz 3 hierfUr die Kurzniederschrift 
maßgebend ist . Von den Niederschriften nimmt das Rechtsamt entsprechend C. 2. (5) 
Satz 4 der genannten RundverfUgung I edigl ich Kenntnis. 

Die BeschlUsse der Kurzniederschrift und der Niederschrift sind inhaltsgleich, da 
sie zw ischen dem BUro des Stadtpräsidenten und dem Hauptamt abgestimmt werden. 

Gegen die Kurzniederschrift de r oben angegebenen Sitzu ng wurde kein Wider­
spruch erhoben. 

/W ir bil'ten, von der beigefUgten Niederschrift Ke nntnis zu nehmen. 



H a u p t a m t Kiel, den 

1) Abschriften der Nieder schri f t über die Sitzung der Rat sver sammlung 
am 17 . September 1981 er halten das Büro des St adtpräsident en , das 
Rechnungsprüf ungsamt , die SPD-Fraktion , die CDU- Fraktion und die 
F. D.P.-Fr akt i on zu Kenntnis . 

2) Weiter e Aus züge er halten: aJ 2/11./J 
Punkt Büro Von 2 der Ni eder schrift 

Stadtpräsident z . K. 

" " 5 a " " 66 z . K. 

" " 5 b " " a) 60 z . K. u. w. V. 
b) 61 z . K. 
c ) 62 z . K. 
d) 66 z . K. 

" " 5 c " " 66 z . K. 

" " 5 d " " 81 z . K. 

" " 6 a " " 42 z . K. 

" " 6 b " " 92 z . K. 

" " 7 a " " 64 z . K. 

" " 8 " " 05 z . K. 

" " 9 " " 72 z . K. 

" " lUa " " 00 z . K. 

" " lOb " " a ) 00 z . K. 
b) 42 z . K. 

" " 11 " " a ) Büro 
St adt präs i dent z . K. u. w. v. 

b) 00 .0 z . K. 

" " 12 " " a ) 30 z . K. 
b) 90 (2x) z . K. 
c ) 92 z . K. u. w. V. 

" " 13 " " a ) 00 .0 (2x) z . K. u. w. v. 
b) 00 . 1 z . K. 
c ) 02 z . K. 
d ) 60 z . K. u. w. v. 

" " 14 " " 06 z . K. u. w. V. 

" " 15 " " 20 K. z . 

" " 16 " " a ) 20 z . K. u. w. V. 
b) 90 (2x) z . K. 
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Von Punkt 17 der Niederschrift 20 z . K. 

" " 18 " " a) 30 z . K. u. ~v • V. 
b) 90 (2x) z . K. 

" " 19 " " 30 z. K. u. w. v. 
" " 20 " " 61 z . K. u. w. V. 

" " 21 " " 61 z . K. u. w. V. 

" " 22 " " 61 z . K. u. H. V. 

" " 23 " " 61 z . K. u. w. V. 

" " 24 " " 61 z . K. u. w. V. 

" 11 25 If " a) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c) 60 z . K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

1/ 

" " 26 " " a) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c) 60 z . K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

" " 27 " 11 a) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c) 71 (2x) z . K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

" 11 28 " " 81 z . K. 
11 11 29 " If 

(Nachtragshaushaltsplan) a) 30 z . K. 
b) 42 z . K. 
c ) b6 z . K. 
d) 92 z . K. 
e) 90 ( 2x) z . K. u . w. V. 

" " 29 " " ~ (Nachtragsbewirtschaftungs-
plan der Bühnen der Landes-
hauptstadt Kiel für das 
Wirtschaftsjahr 1982) a) 30 z . K. 

b) 90 (2x) z . K. u. w. V. 
11 11 29 " If 

( L Nachtragswirtschafts-
plan des Städtischen 
Krankenhauses ) a) 52 z . K. 

b) 90 (2x) z . K. u. w. V. 
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Von Punkt 29 der Nieder schrift 

(Nachtragswirtschaftsplan 
für die Hafen- und Verkehrs-
betriebe 198 1) a) 8 1 z. K. 

b) 90 z . K. u. w. V. 

" " 29 " " 
(Nachtragsstellenplan) a ) 00 . 1 (3x) z . K. u. w. V. 

b) 0 1 z . K. 
c ) 90 (2x) z . K. u. w. V. 

" " 30 " " a ) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c) 30 z . K. u. w. V. 
d) 90 z . K. 

" " 31 " " a) 66 z . K. u. w. V. 
b) 90 (2x) z . K. 

" " 32 " " 05 z . K. u. w. V. 

" " 33 " " 30 z . K. 

" " 33 " " a) 00 .0 z . K. 
b) 02 z . K. 

" " 33 " !I a ) 10 z . K. 
b) 66 z . K. 
c) 71 z . K. 

Nichtöffentliche Sitzung 

Von Punkt 2 der Nieder schrift a ) 02 z . K. 
b) 03 z . K. 
c) 10 z . K. u. w. V. 

( d) 90 z . K. 

" " 3 " " 92 z . K. tl . W V 

" " 4 " " a) 0 1 z . K. 
b) 30 z . K. u. w. V. 

" " 5 " " 90 z . K. u. w. V. 
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SITZUNG 

des Magistrats vom .. .. ...... .. . '0.4 
I ',) j -crs , 

der Ratsversammlung vom -:' .T.: . ..•. 

Einen A uszug derr(~tschrift über die Sitzung 

des Magistrats 
de~ Ratsversammlung (nicht-)öffentlich heute erhalten: 
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